








$ 
* 





SR 


\ 


Frankfurter 
Beiträge 
zur Geschichte 


Autor: 
Prof. Dr. Erich Paterna 


1178 Berlin 
Möllhausenufer 2/4 


(Der Beitrag geht auf einen Vor- 
trag zurück, der auf dem 1. 
Stadtgeschichte-Kolloquium 

der Stadt Frankfurt (Oder) 

am 26. und 27. Februar 1974 
gehalten wurde) 














Inhalt 


Die Rolle der Stadt Frankfurt (Oder) 
in der Ostexpansionspolitik des deut- 
schen Imperialismus, 1924 bis 1933 


Seite 


1. Das Wiedererstarken von Chau- 
vinismus, Revanchismus und Mili- 
tarısmus in der revolutionären 
Nachkriegskrise und im Über- 
gang zur Periode der relativen 
Stabilisiertung des Kapitalismus 
(bis 1924/25) 4 


2. Die intensivierte Östexpansions- . 
politik in der Periode der relati- 
ven Stabilisierung des Kapitalis- 
mus und ihre verstärkte Einbezie- 
hung in die expansionistischen 
Bestrebungen von Staat und Mo- 
nopolen (1925 bis 1928). Frank- 
furt (Oder) als „Hauptstadt der 
mittleren Ostmark“ 14 


3. Die Radikalisierung, Militarisie- 
rung und Ausweitung der Östex- 
pansionspolitik (1928/29) 20 


4. Die Polarisation der Klassen- 
kräfte, die Verschärfung des Klas- 
senkampfes und die“ Faschisie- 
rung der Östexpansionspolitik in 
der Weltwirtschaftskrise (1928 bis 
1932/33) 34 


Anmerkungen 64 





1924 bis 1933. 


# es ma Mia Er Daı.ä By a ET ET IN 7. m Su 


Frankfurt (Oder) 

in der 
Östexpansionspolitik 
des deutschen 
Imperialismus 


Die Rolle der Stadt 


ou 
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1, Das Wiedererstarken von Chauvi- 
nismus, Revanchismus und Militaris- 
mus in der revolutionären Nach- 
kriegskrise und im Übergang zur 
Periode der relativen Stabilisierung 
des Kapitalismus (bis 1924/25) 


Der Sieg der Großen Sozialistischen 
Oktoberrevolution in Rußland hatte 
den Völkern Europas den Weg zur Her- 
stellung eines sicheren Friedens und 
fruchtbringender Zusammenarbeit ge- 
wiesen. 


Auch in Deutschland und in Polen, das 
seine staatliche Selbständigkeit wie- 
dererlangt hatte, waren die revolutio- 
nären Kräfte der Arbeiterklasse, aber 
auch viele mit ihnen sympathisierende 
Bauern, fortschrittlich eingestellte An- 
gehörige der Intelligenz und anderer 
kleinbürgerlicher Schichten bereit, ihre 
Länder vom Kapitalismus zu befreien 
und zwischen ihren Völkern friedliche 
und freundschaftliche Beziehungen her- 
zustellen. 


Damit hatten sich auch für Frankfurt 
(Oder) große Möglichkeiten zu einem 
raschen wirtschaftlichen und kulturel- 
len Aufschwung ergeben, der im kai- 
serlichen Deutschland durch die reak- 
tionäre Politik der Junker und Monopol- 
bourgeoisie gehemmt und von den Ilo- 
kalen Behörden bewußt verhindert wor- 
den war, weil sie den Charakter Frank- 
furts als Garnisons- und Beamtenstadt 
erhalten wollten. 


Die revisionistischen Führer der deut- 
schen Sozialdemokratie hatten jedoch 
mit Hilfe der nicht entmachteten Füh- 
rer der Armee und der Schwerindustrie 
die revolutionäre Arbeiterbewegung 
niederschlagen lassen. Sie hatten ge- 
hofft, daß ihnen dieser Klassenverrat 
die Gunst der imperialistischen West- 
mächte und damit die Erleichterung der 
Friedensbedingungen eintragen würde. 





Da auch in Polen die revolutionären 
Kräfte eine Niederlage erlitten hatten, 
waren die Möglichkeiten für die Ent- 
wicklung fruchtbringender, freund- 
schaftlicher Beziehungen dieser beiden 
Staaten zueinander und zum Sowjet- 
staat vorerst ausgelöscht. 


Die Politik der Anbiederung bei den 
imperialistischen Westmächten brachte 
für die werktätigen Massen des deut- 
schen und des polnischen Volkes je- 
doch nicht die erhoffte Rettung aus 


ihrer Notlage, sondern verschlimmerte 
sie. 


Frankfurt wurde von den Folgen dieser 
Politik hart getroffen. Seine Wirtschaft 
verlor wichtige Gebiete für den Absatz 
ihrer Erzeugnisse und den Bezug wich- 
tiger Rohstoffe und anderer Bedarfs- 
güter. Die Ausfuhr von Waren nach 
den von Deutschland an Polen abge- 
tretenen Landesteilen verringerte sich 
infolge der feindseligen Zoll- und Han- 
delspolitik zwischen beiden Staaten 
schlagartig und sank bald bis auf ein 
Vierzigstel des früheren Umfangs.'!) 


Die Folge war, daß nicht wenige der 
Betriebe der Industrie, des Handwerks 
und des Handels ihre Tätigkeit erheb- 


lich einschränken mußten und viele Ar- 


beiter und Angestellte dadurch ihren 
Arbeitsplatz verloren.2) 


Aus den an Polen gefallenen Teilen der 
preußischen Provinzen Westpreußen 
und Posen ergoß sich ein breiter Strom 
von deutschen Flüchtlingen — meist 
über Frankfurt (Oder) — nach Dautsch- 
land. 35000 dieser Flüchtlinge nahmen’ 
allein die 11 Kreise der mittleren Ost- 
mark auf (d. h. in der Hauptsache die 
östlich der Oder gelegenen Kreise des 
damaligen Regierungsbezirkes Frank- 
furt (Oder) und der neugebildeten Pro- 
vinz Grenzmark, zu der die bei Deutsch- 
land verbliebenen Restgebiete der 
preußischen Provinzen Posen und West- 


preußen zusammengefaßt worden wa- 
ren). 


Der Zuzug, den die Stadt Frankfurt 
(Oder) auf diese Weise erhielt, erhöhte 
sich noch, als 1922 die Eisenbahndirek- 
tion Osten (die aus den früher in 


‚Bromberg und z.T. in Posen stationier- 


ten Eisenbahndirektionen gebildet wor- 
den war), von Berlin nach Frankfurt 
(Oder) verlegt wurde. Etwa 1000 Eisen- 
bahnbeamte, in der Mehrzahl mit Fa- 
milien, gesellten sich damit zu den vie- 
len Wohnungsuchenden in Frankfurt 
(Oder), so daß deren Zahl trotz reger 
Bautätigkeit, die sich nach Beendigung 
der revolutionären Nachkriegskrise ab 
Anfang 1924 stürmisch entwickelte, im 
Jahre 1925 noch immer etwa 5000 be- 
trug. Darunter befanden sich etwa 
900 Personen, die aus den abgetrete- 
nen Gebieten zugewandert waren.?) 


Infolge dieses Zuzugs konnte der wäh- 
rend der Kriegsjahre eingetretene 
Rückgang der Bevölkerung in verhält- 
nismäßig kurzer Zeit aufgeholt werden. 
Die Einwohnerzahl von Frankfurt (Oder) 
war von 

rund 71.000 
auf 65 055 


gesunken.‘) 


im Jahre 1914 
im Jahre 1919 


Sie erreichte 70884. im Jahre 1925 
und 74494 im Jahre 1928. 


Demnach hatte die Einwohnerzahl von 
Frankfurt (Oder) trotz der ungünstigen 
Lebensbedingungen in der revolutionä- 
ren Nachkriegskrise bald nach deren 


Ende den Vorkriegsstand wieder er- 
reicht. 


In der Zeit von 1919 bis 1928 hatte sie 
sich um 9439 erhöht. Von dieser Ge- 
samtzunahme entfielen jedoch nur 184 
auf Geburten, dagegen 9255 auf Zu- 
zug.) 


Der Stadt Frankfurt (Oder) erwuchsen 
aus diesem Zuzug sogenannter Ost- 





flüchtlinge, die meist unterstützungs- 
bedürftig, oft sogar mittellos waren, 
beträchtliche zusätzliche Schwierigkei- 
ten und finanzielle Belastungen. 


Weit schwerwiegender, ja geradezu 
verhängnisvoll für die Stadt war je- 
doch die politische Belastung, die sich 
daraus ergab, daß sich unter den Ein- 
strömenden zahlreiche Mitglieder und 
Anhänger des „Deutschen Ostmarken- 
vereins", des sogenannten „Hakatisten- 
vereins“, befanden. Dieser 1899 ge- 
gründete Verband war aus dem „Ver- 
ein zur Förderung des Deutschtums in 
den, Ostmarken“ hervorgegangen, der 
von den Vertretern des Monopolkapitals 
und des Junkertums als Propaganda- 
organisation für den Kampf gegen die 
angebliche „polnische Gefahr" gebil- 
det worden war. 


Wie dieser betrieb 'er eine rücksichts- 
lose Politik zär Verdrängung und Ent- 
rechtung der polnischen Bevölkerung 
in den preußischen Östprovinzen und 
setzte sich am Vorabend und im Ver- 
lauf des 1. Weltkrieges eifrig für die 
OÖstexpansionsziele des deutschen Im- 
perialismus ein. Nach den Anfangs- 
buchstaben seiner Gründer, Ferdinand 
von Hansemann, Hermann Kennemann 
und Heinrich von Tiedemann-Seeheim, 
wurde er meist als „Hakatistenverein“ 
bezeichnet. 


Bei seiner Propaganda bediente sich 
der Deutsche Ostmarkenverein in wei- 
tem Maße der Legende von der Größe 
und Erhabenheit preußischen Geistes, 
der „geschichtlichen Mission des preu- 
Bischen Staates und des Preußentums“, 
„den glorreichen Taten und den un- 
übertrefflichen Tugenden seiner Kö- 
nige, Feldherren und Offiziere und der 
beispiellosen Disziplin seiner Solda- 
ten".6) 

Es ist daher nicht verwunderlich, daß es 
den Hakatisten bereits vor dem ersten 
Weltkriege und im Verlauf desselben 


gelungen war, in Frankfurt (Oder), das 
ja sein Ansehen, sein Gepräge und sei- 
nen Aufstieg weniger seiner Industrie 
als seinem Handel, vor allem aber der 
Zahl und Bedeutung seiner Behörden 
und der Stärke und „ruhmreichen Tra- 
dition“ seiner Garnison verdankte,’) 
aus den Reihen der höheren Offiziere 
und Beamten und auch aus dem Groß- 
bürgertum eifrige Förderer und Führer 
zu gewinnen und großen Anhang unter 
den kleinbürgerlichen Schichten zu fin- 
den. 


Es schien zunächst so, als wäre mit 
dem Zusammenbruch des deutschen 
Imperialismus im ersten Weltkrieg 
auch der Tätigkeit der Hakatisten in 
Frankfurt (Oder) wie aller ähnlichen 
Verbände im gesamten Deutschen 
Reich für immer ein unrühmliches Ende 
gesetzt worden. Die Furcht vor dem un- 
aufhaltsam erstarkenden Kommunismus 
in Sowjetrußland und vor seiner weite- 
ren Ausbreitung über Europa hatte die 
imperialistischen Siegermächte jedoch 
dazu bewogen, ihren deutschen Riva- 
len nicht völlig zu vernichten, sondern 
ihm seine ökonomischen Machtgrund- 
lagen weitestgehend zu belassen und 
ihm die Aufstellung militärischer For- 
mationen sowie die von Freikorps und 
ähnlichen bewaffneten Verbänden in 
solchem Ausmaß zu gestatten, daß 
ihnen die Aufgabe übertragen werden 
konnte, die revolutionäre Arbeiterbewe- 
gung in Deutschland niederzuschlagen 
und das weitere Vordringen des Kom- 
munismus nach Westen zu: verhindern. 
Nicht nur die bürgerlichen Parteien in 
Deutschland, sondern auch die rechten 
Führer der Sozialdemokratie, die sich 
in ihrer Politik von der gleichen Furcht 
vor dem Kommunismus leiten ließen, 
hatten sich bemüht, die imperiali- 
stischen Westmächte in dem Bestreben, 
dem deutschen Imperialismus zur Aus- 
führung des ihm zugedachten antikom- 
munistischen Auftrages militärische 


Machtmittel in die Hand, zu geben, auf 
das wirksamste zu unterstützen. Deshalb 
hatten sie den alten militaristischen, 
chauvinistischen und expansionistischen 
Propagandaorganisationen des deut- 
schen Imperialismus, darunter auch 
dem berüchtigten Hakatistenverein, 
die Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit 'ge- 
stattet. Darüberhinaus hatten sie die 


‘ Gründung zahlreicher neuer Verbände 


und Vereinigungen gebilligt und be- 
günstigt, die sich mit gleichem Eifer 
und Fanatismus wie ihre Vorgänger für 
die Wiedererstarkung des deutschen 
Imperialismus und seine Eroberungs- 
politik, dabei vornehmlich für seine 
Östexpansionsbestrebungen, einsetzten. 
Frankfurt (Oder) bot um die Jahres- 
wende von 1923 zu 1924, als die revo- 
lutionäre Nachkriegskrise‘ beendet war 
und ’eine Periode der relativen Stabili- 
siercung des Kapitalismus sich an- 
bahnte, besonders günstige Voraus- 
setzungen sowohl für die Wiederauf- 
nahme der Östexpansionspropaganda 
durch die alteingesessenen und zuge- 
wanderten Hakatisten, als auch für die 
Gründung neuer Vereine und Ver- 
bände, die sich bereit erklärten, in ähn- 
licher Weise dem wiedererstarkenden 
deutschen Imperialismus zu dienen. 


Die Struktur der Wirtschaft und die 
klassenmäßige Zusammensetzung der 
Bevölkerung hatten sich nach dem 
Kriege nicht wesentlich verändert. Zwar 
waren in der Stadt einige neue Fabri- 
ken und Handelsbetriebe gegründet 
worden. Die Produktion der Gesamt- 
industrie blieb jedoch wie bisher fast 
ausschließlich darauf gerichtet, die Er- 
zeugnisse der Land- und Forstwirtschaft 
des damaligen Regierungsbezirkes 
Frankfurt (Oder) und einiger angren- 
zender Gebiete zu Stärke, Malz, Malz- 
kaffee, Konserven, Essig, Mostrich, Sei- 
fen, Spirituosen, Bier, Schuhen, Leder- 
waren, Möbel u. a. m. zu. verarbei- 
ten.?) 


Da 


Neben mehreren kleineren und mittel- 
großen Fabrikbetrieben befaßten sich 


mit dieser Produktion zahlreiche Unter- 


nehmen, die größeren Handwerksbe- 
trieben glichen und, in ihren Werkstät- 
ten meist nur 10 bis 20 Personen be- 
schäftigten. 


Auch die in der Stadt vorhandenen 
Werke ‘der eisenverarbeitenden Indu- 
strie, wie Eisengießereien, Kesselschmie- 
den, Maschinenfabriken waren eben- 
falls mit der Landwirtschaft des Bezir- 
kes eng verbunden. Sie hatten ihre 
Produktion weitgehend auf den steigen- 
den Bedarf an speziellen Eisenfabrika- 
ten eingestellt, wie sie die Landwirt- 
schaft mit der zunehmenden Intensivie- 
rung ihrer Betriebsweise benötigte, vor 
allem in den industriellen Nebenbetrie- 
ben, wie Spiritusbrennereien, Molke- 
reien, Dampfmühlen, Zuckerfabriken, 
Ziegeleien, die in jener Zeit immer 
häufiger von Großgrundbesitzern oder 
auch von bäuerlichen Genossenschaften 
errichtet wurden, 


Daneben erlangten die schon seit Mitte 
des 19. Jahrhunderts in und in unmit- 
telbarer Nähe der Stadt bestehenden 
Steingutfabriken und Ziegeleien jetzt 
wachsende Bedeutung. 


Um den guten Ruf Frankfurts an der 
Oder als vornehme und ruhige Garni- 
sons- und Beamtenstadt nicht einzu- 
büßen, hatten selbst in den Jahren fie- 
berhaften Ausbaus der Rüstungsindu- 
strie die herrschenden Klassen und die 
Behörden der Stadt verhindert, daß auf 
ihrem Territorium Werke der Schwer- 
industrie errichtet wurden, obgleich die 
geographischen Bedingungen und die 
außerordentlich günstigen Verkehrsver- 
bindungen der Stadt dafür starken An- 
reiz boten. 


Daher hatte sich der prozentuale An- 
teil der Arbeiterklasse an der Gesamt- 
bevölkerung der Stadt kaum erhöht. 
Da mit dem Anstieg der Einwohnerzahl 


und weitere Behörden 


“Mann.!!) Diese Zahl drückte 


Be ua; 


der Kleinhandel und das Handwerk 
wieder stärkeren Auftrieb erhalten hat- 
ten, war der Anteil des Kleinbürger- 
tums, der unter den Einwirkungen des 
Krieges und seiner Folgen zurückge- 
gangen war, wieder zu beträchtlicher 
Höhe gelangt. Besonders auffallend 
war die Erhöhung der Zahl der Beam- 
ten. 


Dem Bericht des Oberbürgermeisters 


Dr. Kinne zufolge, lebte 1924 ein Drit- 


tel der Berufstätigen Frankfurts von der 
Beschäftigung im Dienst der staatlichen 
und städtischen Behörden.’) 


Im einzelnen beschäftigten - 

die Oberpostdirektion einschließlich 
Postdirektion 

und Telegraphenamt rund 900 Personen 
die Reichsbahndirektion 
Osten 

die Regierung 

des Regierungsbezirkes 
Frankfurt (Oder) 

die Gerichte 

die Finanzämter 
Frankfurt (Oder) Stadt 
und a 

Frankfurt (Oder) Land 129 Personen 
die Reichsbankstelle 


690 Personen 


236 Personen 
183 Personen 


236 Personen 


die Kommunalbehörden 668 Personen 


Hinzu kamen die bei .der Reichsbahn 
und bei anderen staatlichen und städti- 
schen Betrieben beschäftigten Arbeiter, 
insgesamt 12200 Personen, ferner Geist- 
liche und Lehrer, schließlich die vielen 
ortsansässigen Pensionsempfänger.!P) 


Die Garnison der Stadt Frankfurt 
(Oder) zählte, wie aus dem erwähnten 
Bericht von Dr. Kinne hervorgeht, trotz 
der in Deutschland im Versailler ‚Frie- 
densvertrag auferlegten 
schränkungen bereits wieder 1381 
jedoch 
nicht ihre tatsächliche Stärke aus. In 


Wirklichkeit standen ihr nicht nur die 


Rüstungsbe- 


ihr offiziell angehörenden Difiziere 
und Mannschaften zur Verfügung, son- 
dern daneben noch eine weit größere 
Zahl von militärisch voll ausgebildeten, 
kampferfahrenen und jederzeit einsatz- 
bereiten Zivilpersonen. 


Es handelte sich in der Hauptsache 
um Mitglieder des „Bundes ehemaliger 
Angehöriger des Grenzschutzes Ost“, 
des „Stahlhelm“ und des „Jungdeut- 
schen Ordens“, die in Frankfurt (Oder) 
und den umliegenden Orten stark ver- 
treten waren. 


Außer diesen großen reaktionären, 
militaristischen Organisationen gab es 
in Frankfurt (Oder) einige ähnlich ein- 
gestellte, zahlenmäßig jedoch schwä- 
chere Wehrverbände, in denen die Gar- 
nison der Stadt ebenfalls eine zuver- 
lässige Stütze hatte. 


Alle diese Verbände waren bekannt- 
lich, wie auch die Truppen der Garni- 
son, im wesentlichen aus den zahlrei- 
chen „Freikorps", „Freiwilligen-Verbän- 
den“ und „Grenzschutz“-Organisationen 
hervorgegangen, die im Laufe der No- 
vemberrevolution auf geheime Anwei- 
sungen des deutschen Generalstabes 


von ehemaligen Offizieren der kaiser- - 


lichen Armee zur Niederschlagung der 
Revolution und zum Einsatz gegen die 
um ihre Befreiung kämpfenden Polen 
gebildet worden. '2) 


Den Kommandeuren der Reichswehr 
und den hinter ihnen stehenden füh- 
renden Vertretern der Monopolbour- 
geoisie und des Großgrundbesitzes er- 
schienen diese Verbände als besonders 
geeignete Ergönzungs- und Hilfsorga- 
nisationen der Reichswehr, weil in die- 
sen Vereinigungen neben der intensi- 
ven militärischen Schulung die Erzie- 
hung zu bedingungsloser, chauvinisti- 
scher, militaristischer und monarchisti- 
scher Gesinnung eine gleichwertige 
Rolle spielte und von ihnen eine zügel- 
Icse antidemokratische, antipolnische 





und antisowjetische Hetze betrieben 
wurde, mit der sie eine blinde Verherr- 
lichung des Preußentums und des deut- 
schen Kaiserreiches verbanden. Von 
diesen Verbänden erwarteten sie daher 
die Wiederherstellung der alten Größe 


des Reiches auf dem Wege der Unter- 


drückung der Volksmassen im eigenen 
Lande und der Entfesselung neuer Er- 
oberungszüge, vor allem gegen Sowjet- 
rußland, Polen und die baltischen Staa- 
ten. 


Wie überall in Deutschland waren 
auch in Frankfurt (Oder) diese Ver- 
bände in der Novemberrevolution und 
in der nachfolgenden Zeit wiederholt 
gegen revolutionäre und streikende 
Arbeiter eingesetzt worden. So hatten 
sie bereits bei der Liquidierung des 
von Bruno Peters am 10. November 
1918 gegründeten revolutionären Ar- 
beiter-- und Soldatenrates eine ent- 
scheidende Rolle gespielt. Nur mit gro- 
Ber Mühe war es gelungen, den küh- 


ı nen Revolutionär Bruno Peters am 9. Ja- 


nuar 1919 vor dem Lynchmord durch 
die aufgehetzten Banden zu ret- 
ten.'2) Als am 26. Juni 1919 die Frank- 
furter Werktätigen nach wiederholten 
vergeblichen Protesten gegen den stei- 
genden Preiswucher sich zu einer Pro- 
testkundgebung auf dem Marktplatz 
zusammenschlossen, hatte das von 
Oberbürgermeister Dr. Trautmann her- 
beigerufene Freikorps Euler rücksichts- 
los in die Menge geschossen und dabei 
acht Personen getötet und mehr als 
30 Personen verwundet, darunter meh- 
rere Frauen und Kinder. Die Frankfur- 
ter Arbeiter stellten darauf dieser kon- 
terrevolutionären Bande einen bewaff- 
neten Sicherheitsdienst entgegen, der 
sie zur überstürzten Flucht aus der 
Stadt zwang.) 


Auch während des Kapp-Putsches hat- 
ten Mitglieder des „Stahlhelm“ und an- 
derer konterrevolutionärer Verbände in 


Frankfurt (Oder) versucht, die Reichs- 
wehrgarnison der Stadt bei der Durch- 
führung der von Generalmajor Freiherr 
von Grüter, dem Kommandeur der 
5. Reichswehrbrigade, befohlenen Maß- 
nahmen und Aktionen zur Unterdrük- 
kung des Generalstreiks der zur Ak- 
tionseinheit zusammengeschlossenen 
Arbeiterparteien zu unterstützen. Ihre 
Mitwirkung bei der Durchführung des 
über Frankfurt (Oder) verhängten Be- 
lagerungszustandes, bei der Aufstel- 
lung einer bewaffneten bürgerlichen 
reaktionären „Einwohnerwehr“ und bei 
den am 15. März 1920 gegen die strei- 
kenden Arbeiter und die Bevölkerung 
gerichteten Schießereien, Angriffe und 
Terrorakte konnte indessen weder den 
Sieg der vereinten Arbeiterparteien 
noch die Abberufung des Generals 
Grüter und anderer Handlanger der 
Putschisten in der Frankfurter Garnison 
verhindern. '?) 


Ihre konterrevolutionäre Einstellung be- 
wiesen diese militaristischen Verbände 
auch, indem sie die ostelbischen Jun- 
ker in den Frankfurt (Oder) benachbar- 
ten Landkreisen bei der Unterdrük- 


kung der deutschen und polnischen 
Landarbeiter unterstützten, Landarbei- 
terstreiks verhinderten oder im Keim 


erstickten und auf den Dörfern aus ju- 
gendlichen Bauern und Landarbeitern 
Reiterrereine und andere Wehrver- 
eine aufstellten und ihre militärische 
Ausbildung anleiteten. Dabei hatten 
sie in vielen Fällen engen Kontakt zu 


“den als „Arbeitskommandos“ getarnten 


illegalen Formationen der sogenannten 
Schwarzen Reichswehr, die auf den gro- 
Ben Gütern untergebracht waren, wo 
auch ihre Waffen- und Munitionsvor- 
räte versteckt gehalten wurden. 


Trotz der ihnen zugestandenen weitge- 
henden Eigenmächtigkeit und Eigen- 
initiative bei ihren politischen und mili- 
tärischen Entscheidungen und ihrer Be- 


tätigung innerhalb eines ihnen vorge- 
schriebenen Bereiches hatten die 
Frankfurter Garnison und die ihr nahe- 
stehenden militärischen Verbände 
bei ihrer Stellungnahme zu Fragen von 
überregionaler militärischer und politi- 
scher Bedeutung strengstens die Wei- 
sungen der höchsten Stellen der 
Reichswehr zu befolgen. Das zeigte 
sich, als am 1. Oktober 1923 der Ma- 
jor Buchrucker mit starken Gruppen der 
Schwarzen Reichswehr aus der weite- 
ren Umgegend von Frankfurt (Oder) 
die benachbarte Garnison in Küstrin 
zu überwältigen versuchte, um sie zu 
zwingen, gemeinsam das Signal zur 
gewaltsamen Beseitigung der bei allen 
militaristischen Organisationen verhaß- 
ten Republik zu geben. Die Reichs- 
wehrführung hielt aber zu jenem Zeit- 
punkt die allgemeine politische Lage 
zu solch einem Schritt für ungeeignet. 
Auf ihren Befehl half die Frankfurter 
Garnison der Küstriner bei der Nieder- 
schlagung des Buchrucker-Putsches, 
ohne daß die mit der Schwarzen Reichs- 
wehr sympathisierenden militaristischen 
Verbände dagegen protestierten. 


Die Reichswehr und die militaristischen 
Verbände wurden jedoch von den Pro- 
pagandaorganisationen des deutschen 
Imperialismus in dem festen Glauben 
bestärkt, daß der Zeitpunkt, zu dem das 
Deutsche Reich sich zu seiner alten 
Macht und Größe erheben werde, nicht 
mehr fern sei. Dabei betonten sie nach- 
drücklich die Notwendigkeit und Dring- 
lichkeit politischer und erforderlichen- 
falls auch militärischer Aktionen zur 
Rückgewinnung der auf Grund des Ver- 
sailler Diktates an die östlichen Nach- 
barstaaten, vor allem an Polen, abge- 
tretenen. Gebiete. Gleichzeitig unter- 
strichen sie die Rechtmäßigkeit des An- 
spruchs des deutschen Imperialismus 
auf die Aneignung weiteren „Lebens- 
raumes“ im Osten. 


Zur Begründung ihrer Behauptung 
griffen sie jetzt noch mehr als bisher 
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auf die vom Deutschen Ostmarken- 
verein bereits vor dem Kriege verbreite- 
ten Geschichtslügen zurück. 


Nach den erneuten Mißerfolgen der 
Vorstöße des deutschen Imperialismus, 
dem Scheitern des von Hitler und 
Ludendorff angezettelten Putsches in 
München und dem Zusammenbruch der 
Aktionen und Maßnahmen des „passi- 
ven Widerstandes“ im Ruhrgebiet, er- 
schien den deutschen Monopolherren 
und Junkern die Verbreitung der von den 
Hakatisten benutzten Propagandalügen 
bestens geeignet, die enttäuschten 
Massen ihrer Vorkämpfer und Anhän- 
ger in der Reichswehr und in den mili- 
tärischen Wehrverbänden vor Klein- 
und Wankelmut zu bewahren und sie 
in dem Wahn von der Überlegenheit 
und der historischen Mission des deut- 
schen Menschen zu bestärken. Vor- 
dringliche Aufgabe dieser Vereine 
müsse es darum nach dem Vorbild der 
Hakatisten sein, weiteste Kreise der 
Bevölkerung davon zu überzeugen, die 
deutschen Eroberer und Kolonisatoren 
im Osten hätten den von slawischen 
Völkern bewohnten Boden mit ihrem 
Blut gedüngt, in den durch innere Zwi- 
stigkeiten ruinierten Ländern Frieden 
und Ordnung hergestellt und viele 
Großtaten auf wirtschaftlichem, sozia- 
lem und kulturellem Gebiet vollbracht. 
Die Leistungsfähigkeit des deutschen 
Volkes und sein historisches Recht auf 
Beherrschung dieser Länder seien damit 
bewiesen. , 


In Frankfurt (Oder) war für die Er- 


‚ füllung dieser Aufgaben eine umfang- 


reiche und wirkungsvolle Vorarbeit ge- 
leistet worden. 


Die zahlreichen Mitglieder und Anhän- 
ger des Hakatistenvereins hatten diese 
Geschichtslegende schon in den ersten 
Jahren nach der Novemberrevolution 
mit größtem Eifer vorbereitet und er- 
reicht, daß sie zu einem Hauptbestand- 
teil der ideologischen Ausrüstung der 
militärischen Wehrverbände und der 


‘ Offiziere und der Soldaten der Garni- 


son geworden war. Diese waren für 
einen Eroberungskrieg „gegen Osten“ 
um so leichter zu begeistern, als sie da- 
mit rechnen konnten, von den sowjet- 
feindlichen imperialistischen Westmäch- 
ten keinen Einspruch und kein Ein- 
schreiten, sondern eher Ermutigung, 
Unterstützung und Anerkennung zu er- 
warten hatten. Zudem hatten die Propa- 
gandisten des deutschen Imperialismus 
ihnen eingeredet, daß Polen von inne- 
ren Kräften zerrüttet sei und ihnen da- 
her keinen ernsthaften Widerstand ent- 
gegensetzen könnte. 
Noch weniger sei dieser von der So- 
wjetunion zu erwarten, deren Zusam- 
menbruch unvermeidlich sei und — wie 
wiederholt prophezeit — unmittelbar 
bevorstehe. 
Begeisterte Zustimmung erhielt die Pro- 
paganda für die Wiedererweckung und 
Glorifizierung des traditionellen deut- 
schen „Dranges nach dem Osten“. Zu 
ihren Mitgliedern zählten außer vielen 
Zuwanderern aus dem Osten haupt- 
sächlich Angehörige des Kleinbürger- 
tums und der Beamtenschaft, die beide 
in Frankfurt (Oder) vertreten waren, 
Das Wohnungsbuch der Stadt Frankfurt 
(Oder) für das Jahr 1924 gibt einen be- 
deutsamen AufschluB über die Viel- 
zahl und angeblichen Ziele und Auf- 
gaben dieser Verbände.) 
Danach gab es in Frankfurt (Oder) un- 
ter insgesamt 360 Vereinen - 
38 Vereine für kirchliche und wohl- 
tätige Zwecke 
21 Vereine für Wissenschaft und Kunst 
21 Vereine für Politik und kommunale 
Angelegenheiten | 
141 Vereine für Landwirtschaft, 
werbe und Standesinteressen 
24 Vereine für gemeinnützige Zwecke 
33 Vereine für Musik, Gesang und 
Theater, 
29 Vereine für Militär und Marine 
44 Vereine für Sport 
9 Vereine für Pflege von Geselligkeit. 


Ge- 


Die Zuordnung der einzelnen Vereine 
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zu den angeführten Gruppen ist jedoch 
in mehrfacher Hinsicht irreführend und 
zeigt, daß der ausgeprägte militari- 
stische und revanchistische Charakter 
mancher Vereine, die maßgeblich von 
der Propaganda der Hakatisten beein- 
flußt wurden, vertuscht werden sollte. 
So wird der aus dem „Deutschen Ost- 
markenverein“ hervorgegangene „Deut- 
sche Ostbund“ den 24 „Vereinen für 
gemeinnützige Zwecke“ zugerechnet, 
ebenso die mit ihm verbundene „Vor- 
prüfungsstelle des Deutschen Ostbun- 
des für Verdrängungsschäden Frank- 
furt (Oder)“. Unter der gleichen Rubrik 
sind die folgenden eindeutig von den 
Hakatisten beeinflußten Revanchisten- 
verbände aufgeführt: 


der Verein heimattreuer Posener, 

der Verein heimattreuer Ostpreußen, 
der Verein heimattreuer Westpreußen, 
der Schleswig-Holsteiner Bund, 

die Ostdeutsche Sängervereinigung, 


.die sich trotz des Bestehens von 25 


anderen Sängervereinen in Frankfurt 
(Oder) gebildet hatten, um sich neben 
und mit der Pflege des Gesanges der 
Pflege revanchistischer 
widmen. 


Selbst der extrem nationalistische „Bis- 
marck-Verein“, der vorgab, seine Auf- 
gabe in der „Pflege deutschbewußten 
und sozialen Geistes" zu sehen und 
„ohne parteipolitische Bindung" zu sein, 
in Wahrheit aber einseitig die Inter- 
essen der herrschenden Klassen gegen- 
über der Arbeiterklasse vertrat, wird in 
dem Verzeichnis unter den „Vereinen 
für gemeinnützige Zwecke“ aufgeführt. 
Der „Deutsche Ostmarkenverein" da- 
gegen, dessen Ostexpansionspolitik all- 
zu offenkundig war, erscheint im Ver- 
zeichnis als einer der 21 Vereine für 
„Politik und kommunale Angelegen- 
heiten“, desgleichken die „Deutsche 
Kolonialgesellschaft“, der „Verein für 
das Deutschtum im Ausland“, die „Ost- 
märkische Arbeitsgemeinschaft”", der 
„Bund ehemaliger Angehöriger des 
Grenzschutzes Ost, Frankfurt (Oder) “.'7) 


Gesinnung zu 


un 








Der letztgenannte Verein bezeichnete 
sich, wie es ‘in der Aufstellung heißt, 
als die „kameradschaftliche Vereini- 
gung aller Grenzschutz-Ostkämpfer, der 
Angehörigen der oberschlesischen Frei- 
willigen Verbände und der ostmärki- 
schen Regimenter zur Erhaltung des 
Deutschtums in den geraubten Gebie- 
ten mit dem Ziel: Die Wiedergewinnung 
der unerlösten ostmärkischen Gebiete.“ 
Auf welchem Wege dieses Ziel erreicht 
werden sollte, ist daraus ersichtlich, daß 
der Vorsitzende dieses Vereins, F. K. 
Kriebel, bei seinem Briefwechsel, auch 
mit dem Magistrat, Kopfbogen benutzte, 
die unter der großgedruckten Bezeich- 
nung und Anschrift des Vereins auch 
noch den Aufdruck des folgenden Mot- 
tos zeigten: 


‚ „Es kommt der Tag, da treiben wir 
zu Paaren 
Von Deutschlands 
Scharen, 
Und deutsch wird wieder, was einst 
unser war!“ ') 


Flur der Feinde 


F. K. Kriebel stand auch der „Deut- 
schen Sozialen Partei" in Frankfurt 
(Oder) vor, die in dem Verzeichnis an 
gleicher Stelle neben den bekannten 
großen politischen Parteien aufgeführt 
wird. 


Dort heißt es von ihr, sie „arbeitet im 
deutsch-völkischen Sinne, erstrebt ein in 
seinem Innern von jedem undeutschen 
Einfluß freies, geeintes und nach außen 
machtvolles deutsches Vaterland". 


Von dieser Splitterpartei, die sich in 
ihren Zielen, Forderungen und ideolo- 
gischen Vorstellungen nur unwesentlich 
von der Hitlerpartei unterschied, war 
Kriebel als Stadtverordneter für das 
Stadtparlament in Frankfurt (Oder) ge- 
wählt worden. 


Es waren aber nicht nur die reaktionä- 
ren politischen Vereine, die sich für die 


Ziele und Forderungen der Ostexpan- 
sionspropaganda begeisterten und für 
ihre Erfüllung einsetzten. Selbst unter 
den Vereinen für kirchliche und wohl- 
tätige Zwecke, für Wissenschaft und 
Kunst, für Landwirtschaft, Gewerbe und 
Standesinteressen waren nicht wenige, 
deren Vorstände oft und gern die Ge- 


legenheit benutzten, um ihre Sympathie 


und Unterstützungsbereitschaft für die 
Ostpolitik des deutschen Imperialismus 
und seine dafür tätigen speziellen Pro- 
pagandaorganisationen in Frankfurt 
(Oder) zu bekunden. Es gab kaum ein 
Stiftungsfest, eine Fahnenweihe oder 
dergleichen, bei denen nicht in einer 
Festrede oder Festschrift auf die durch 
den Verlust der Ostgebiete entstande- 
nen Nöte und Schwierigkeiten und die 
vom Osten drohenden Gefahren hinge- 
wiesen worden wäre. So erklärte eine 
Festschrift der „Freien Tischler-In- 
nung“ zu Frankfurt (Oder): „Der Frie- 
densschluß von Versailles rückte die 
polnische Grenze bis auf 84 Kilometer 
an Frankfurt (Oder) heran. Posen und 
Bromberg, die Zentralen unserer östli- 
chen Kornkammern, die Bollwerke des 
Deutschtums im Osten, gingen verlo- 
ren... Die Stadt geriet in schwere 
Not... Es galt, dem Wirtschaftsleben 
neuen Impuls zu geben, es galt, für die 
deutschen Flüchtlinge Wohnungen zu 
schaffen, es galt der Pflicht zu genü- 


gen, nach dem Verlust von Posen und | 


Bromberg ein neues Bollwerk gegen 
Polen zu werden.”) 


Die größte Bereitschaft zur Bildung 
eines solchen „Bollwerks gegen Polen“ 
und zugleich zur Wiederbelebung des 
„Dranges nach dem Osten“ und zu 
einem neuen Eroberungszug gegen Po- 
len und gegen die Sowjetunion bewie- 
/sen die Vorstände und die Mehrzahl 
der Mitglieder der im Verzeichnis auf- 
geführten 29 Militär- und Marinever- 
eine. Diese waren sämtlich dem reak- 
tionär, militaristisch und revanchstisch 


eingestellten Kreiskriegerverband und 
damit dem Preußischeni Landeskrieger- 
verband angeschlossen. 


Zu diesen Traditionsverbänden gehör- 
ten nicht nur ein Verein ehemaliger 
Offiziere, sondern auch ein National- 
verband ehemaliger Offiziere; nicht nur 
ein Verein ehemaliger Angehöriger des 
Leibgrenadierregiments, sondern auch 
ein Verband der Vereine ehemaliger _ 
Leibgrenadiere in Frankfurt (Oder). 


Das heißt, daß Frankfurt (Oder) nicht 
nur Sitz der betreffenden lokalen Ver- 
eine, sondern ihrer überregionalen Ver- 
einigungen war. Verzeichnet sind im 
Wohnungsbuch ferner solche Tradi- 
tionsverbände wie die Vereine ehemali- 
ger Angehöriger des Gardekorps, der 
Artilleristen, der Jäger und Schützen, 
der Ulanen, der Kavallerie, der Pi>- 
nier- und Verkehrstruppen, der Schutz- 
truppen und Chinakrieger, der Marine, 
der Deutschen Seevereine, der ehema- 
ligen Militärmusiker u. a.??) 


Alle genannten Vereinigungen betonten 
übereinstimmend, daß die Mitglied- 
schaft und Mitarbeit in ihren Reihen 
jedem Deutschen offen stünde, unab- 
hängig von seiner parteipolitischen Ein- 
stellung und seiner religiösen Konfes- 
sion. In Wahrheit verweigerten sie je- 
doch den Kommunisten und oft auch 
Mitgliedern der sozialdemokratischen 
Partei und bürgerlichen Pazifisten die 
Aufnahme. 


Bezüglich der einzuschlagenden Wege 
und der anzuwendenden Mittel für die 
Erreichung ihrer Ziele bestanden unter 
ihnen große Meinungsverschiedenhei- 
ten. Wirkliche Einmütigkeit zeigte sich 
indessen bei all diesen Vereinen darin, 
daß sie alles Unglück im „damaligen 
Deutschland auf den Vertrag von Ver- 
sailles und besonders auf die Grenz- 
ziehung im Osten zurückführten und die 
Meinung vertraten, daß dem deutschen 
Volk ein noch größeres Unheil von der 











Sowjetunion und Polen drohe. Oberstes 
Gesetz sei es darum, das „Deutsch- 
tum", das für viele gleichbedeutend mit 
Revanchismus und -Militarismus war, 
diesseits und jenseits der“neuen ÖOst- 
grenze des Reiches zu stärken und da- 
mit die Voraussetzungen für die Rück- 
eroberung der „geraubten” Ostgebiete 
zu schaffen. 


Die führenden Mitglieder des Deut- 
schen Ostmarkenvereins waren einsich- 
tig genug, um zu erkennen, daß sich 
der Verein vor und nach dem ersten 
Weltkrieg durch Hervorkehren des deut- 
schen Herrenmenschentums, die rück- 
sichtslose Behandlung der polnischen 
Bevölkerung im ehemaligen Posen und 
Westpreußen, die grenzenlose Verach- 
tung und Überheblichkeit gegenüber 
den slawischen Völkern und durch die 
allzu plumpe Propagierung der Ost- 
expansionsziele des deutschen Impe- 
rialismus zu sehr kompromittiert hatte, 
um jetzt die Unzahl der sogenannten 
„Ostvereine“ und Vertriebenenverbände 
unter seiner Führung und seinem Na- 
men zu einem solchen einheitlichen 
Kampfverband zusammenfügen, wie ihn 
die deutschen Imperialisten für‘ die 
ideologische Vorbereitung neuer Er- 
oberungszüge „gen Osten" benötigten. 
Die Führer des Deutschen OÖstmarken- 
vereins übertrugen deshalb die Auf- 
gabe der Zusammenfassung dieser vie- 


"len sogenannten Ostverbände dem von 


ihnen im Januar 1919 gegründeten 
„Reichsverband Ostschutz", der sich 
vorerst in erster Linie für die materielle 
Unterstützung der aus den verlorenen 
Gebieten Abgewanderten 
sollte.?') 


Durch die Aufnahme führender Haka- 
tisten in den Vorstand (wie z. B. des 
früher in Posen tätigen Verlagsleiters 
Ginschel oder des Studienrates, Schrift- 
stellers und Dichters Dr. Franz Lüdike), 
bot er die Gewähr, daß er daneben im 


10 


einsetzen 


u 


Sinne der Politik des Deutschen Ost- 
markenvereins und demgemäß im In- 
teresse der deutschen Imperialisten 
wirken würde. 


In Frankfurt (Oder) ließ man neben dem 
„Reichsverband Östschutz“ eine Gruppe 
des Deutschen Ostmarkenvereins be- 
stehen. Sie beschränkte sich darauf, 
Verbindungen zu anderen Ostvereini- 
gungen zu unterhalten, um sie rich- 
tungsweisend in ihrer Tätigkeit zu unter- 
stützen. Überragende Bedeutung und 
großen EinfluB gewann in Frankfurt 


(Oder) jedoch der „Deutsche Heimat-. 


bund Posener Flüchtlinge“. Er schloß 


sich im Jahre 1920 mit dem „Reichs- 


verband OÖstschutz“ zu dem „Deutschen 
Ostbund“ zusammen. Dieser erstreckte 
sich bald über das ganze Reich und 
umfaßte im Jahre 1923 bereits 14 Lan- 
desverbände mit insgesamt über 400 
Ortsgruppen, darunter befand sich der 
Landesverband „Ostmark“, der in Frank- 
furt (Oder) seinen Sitz hatte. Ihm gehör- 
ten zu dieser Zeit 33 Ortsgruppen an.22) 
Außerdem waren dem Deutschen Ost- 
bund ein Dutzend große Verbände und 
Interessenvertretungen angeschlossen, 
ferner eine große Anzahl Landsmann- 
schaften und anderer Vereine. Insge- 
samt standen Ende 1922 bereits weit 
über eine Million Menschen hinter dem 
Deutschen Ostbund. 


Wichtiger war jedoch, daß führende 
Kreise des Bankkapitals und der 
Schwerindustiie sowie einflußreiche 
Vertreter des Junkertums als freigiebige 
finanzielle Förderer den Bund unter- 
stützten. Viel trug zur Erhöhung des 
Ansehens und des Einflusses des Bun- 
des bei, daß der Reichspräsident Gene- 
ralfeldmarschall v. Hindenburg als 
Ehrenvorsitzender des Bundespräsidiums 
gewonnen wurde.?) Dem Präsidium des 
Deutschen: Ostbundes gehörten weiter 
prominente ehemalige Hakatisten an, 
die in Frankfurt (Oder) bei vielen Bür- 


gern durch ihr früheres Wirken im Deut- 
schen Ostmarkenverein gut bekannt 
waren und große Achtung genossen. Er- 
wähnt seien der Geheime Oberregie- 
rungsrat a. D. v. Tilly, der das Amt des 
Bundespräsidenten bekleidete, ferner 
dessen Stellvertreter, der damals viel 
gefeierte und im Frankfurter Bürgertum 
sehr beliebte Schriftsteller und Ost- 
landdichter, Studienrat Dr. Franz 
Lüdtke, sowie der früher in Posen an- 
sässige Verlagsdirektor Ginschel. 

Von den Mitgliedern des Bundesvor- 
standes sei besonders der Oberbürger- 
meister von Frankfurt (Oder), Dr. Traut- 
mann, genannt, desgleichen sein Nach- 
folger, Oberbürgermeister Dr. Kinne.?*) 
Der Deutsche Ostbund trat als körper- 
schaftliches Mitglied dem „Deutschen 
Schutzbund für das Grenz- und Aus- 
landdeutschtum“ bei, der auf Drängen 
führender Kreise der Wirtschaft und des 
Staates im Mai 1919 gegründet worden 
war. Er sollte alle im weitesten Sinne 
für das Deutschtum in den Grenzlän- 
dern und im Ausland tätigen Körper- 
schaften in Form eines losen Kartells 
zusammenfassen, und — wie in seinen 
Satzungen festgelegt — deren „Bestre- 
bungen vereinheitlichen, Doppelarbeit 
verhindern und die politische Wirkung 
durch planmäßige Zusammenarbeit ver- 
vielfachen."?®) 
Der Deutsche Ostbund gewann durch 
diesen Anschluß nicht nur erhöhte För- 
derung von seiten des deutschen Fi- 
nanzkapitals, sondern geriet dadurch 
noch mehr unter den Einfluß der extrem- 
sten revanchistischen, antikommunisti- 
schen und chauvinistischen Ideologien, 
wie sie z.B. von der antibolschewisti- 
schen und jungkonservativen Bewegung 
um Edward Stadtler, Moeller van den 
Bruck, Heinrich v. Gleichen-Rußwurm 
und von anderen Wegbereitern des Fa- 
schismus vertreten wurden. 

Die Frankfurter Bevölkerung wurde die- 
sem Einfluß dadurch in besonders ho- 








hem Grade ausgesetzt, daß der Bun- 
desvorstand des Deutschen Ostbundes 
im November 1922 in Frankfurt (Oder) 
mit Unterstützung der dortigen Stadt- 
verwaltung die Geschäftsstelle für die 
Kulturgemeinschaft des Deutschen Ost- 
bundes einrichtete. Die Leitung dersel- 
ben übernahm der erwähnte Stellver- 
treter des Bundespräsidenten, -Dr. F. 
Lüdtke, der gemeinsam mit dem Mit- 
glied des Bundespräsidiums E. Ginschel 
als Schriftsteller der Wochenzeitschrift 
„Ostland“ und des „Ostdeutschen Hei- 
matkalenders“ eine umfangreiche und 
wirkungsvolle Werbearbeit für den 
Deutschen Ostbund £&ntfaltete.”) 


Da die Werktätigen in Frankfurt (Oder) 
von den Folgen der Bestimmungen des 
Versailler Vertrages und vor allem von 
der Inflation, die vom deutschen Impe- 
rialismus heraufbeschworen und in ge- 
wissenloser Weise absichtlich ins Ufer- 
lose vorangetrieben wurde, besonders 
hart getroffen und zunehmend in Not 
gerieten, fand die Propaganda der re- 
vanchistischen Ostbündler auch in ihren 
Reihen Gehör. Das wurde ihnen da- 
durch erleichtert, daß die revisionisti- 
schen Führer der Sozialdemokratie 
diese Propaganda nicht mit der gebo- 
tenen Entschiedenheit bekämpften. 


Sie ließen sich dadurch täuschen, daß 
die Führer des Ostbundes eine um- 
fangreiche charitative Fürsorge für die 
Ostflüchtlinge leisteten und es verstan- 
den, diese Seite ihrer Tätigkeit als Aus- 
druck ihrer überparteilichen Einstellung, 
ihrer friedlichen, demokratischen und 
humanitären Gesinnung und ihres so- 
zialen Verantwortungsbewußtseins hin- 
zustellen und die tatsächlichen Absich- 
ten und Beweggründe zu verschleiern, 
die sie damit und mit ihrer Agitation 
und Propaganda verfolgten. 


Die Entlarvung dieser revanchistischen 
Motive und Ziele wurde den sozialde- 


mokratischen Arbeitern und fortschritt- 
lichen Bürgern auch dadurch erschwert, 
daß prominente sozialdemokratische 
Führer sich hinter den Ostbund stellten 
und ihn zu seinen Leistungen und Er- 
folgen beglückwünschten, wie es unter 
vielen anderen sogar der sozialdemo- 
kratische 
Löbe, der sozialdemokratische Regie- 
rungspräsident in Frankfurt (Oder), 
Bartels, und der reformistische Führer 
der Frankfurter Sozialdemokraten, Emil 
Faber, der sich seiner Zeit im Kampf 
gegen das Bismarcksche Sozialisten- 


‚gesetz unbestreitbare Verdienste erwor- 


ben hatte, taten.?”) 


Da der Ostbund seinen Mitgliedern 
und Anhängern einredete, daß erst mit 
der Rückgewinnung-der verlorenen Ge- 
biete eine Beseitigung der Notlage in 
Deutschland eintreten könne, mußte 
ihnen die Arbeit zur Besserung der Ver- 
hältnisse in der Stadt als zwecklos und 
sinnlos erscheinen. Der Wille zur Unter- 
stützung der vom Magistrat eingeleite- 
ten Maßnahmen zur Behebung sozialer 
Nöte, zur Beseitigung der Wohnungsnot 
und zum Ausbau des Verkehrswesens 
wurde bei vielen Mitbürgern auf diese 
Weise gelähmt. 


Der Ostbund trug somit dazu bei, daß 


‚die Erfolge der Werktätigen bei den 


Anstrengungen zur Überwindung der 
Kriegsschäden verhältnismäßig gering 
blieben und die Stimmung in weiten 
Kreisen der Bevölkerung niederge- 
drückt blieb. 


Durch die zügellose Hetze gegen die 
junge Sowjetunion und gegen Polen 
untergrub er in der Bevölkerung den 
Glauben, daß es jemals wieder zu einer 
Verständigung mit Polen und zu einer 


fruchtbringenden Zusammenarbeit mit 


diesem Nachbarstaat kommen könnte 
und daß es dadurch und mit Hilfe der 
Sowjetunion möglich sein würde, die 


sozialen Verhältnisse in diesen beiden 
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Staaten sowie in Deutschland und da- 
mit auch in Frankfurt (Oder) grundle- 
gend zu verbessern.) 


Wie überall im Reich erwiesen sich 
auch In Frankfurt (Oder) die Kommu- 
nisten als die einzigen, die die Ursa- 
chen der trostlosen Lage und den Aus- 
weg aus ihr erkannten. Ihre Partei 


hatte sie gründlich mit den wichtigsten 


Ideen und Lehren von Marx, Engels und 
Lenin bekannt gemacht und sie zu be- 
geisterten Freunden der Sowjetunion, 
zu glühenden Internationalisten und zu 
konsequenten Klassenkämpfern erzo- 
gen. Deshalb sahen sie in ihren polni- 
schen Klassenbrüdern sowie in den pol- 
nischen Bauern und den fortschrittlich 
und revolutionär eingestellten Ange- 
hörigen des polnischen Kleinbürgertums 
nicht Nutznießer des räuberischen Ver- 
sailler Gewaltfriedens, sondern Opfer 
desselben, und sie bewiesen ihnen, vor 
allem den in Deutschland tätigen pol- 
nischen Saisonarbeitern, aber auch den 
in Polen Ausgebeuteten und Uhnter- 
drückten, praktische Solidarität. Sie 
konnten mit Stolz darauf hinweisen, daß 
die Sowjetunion der einzige Staat war, 
der vor aller Welt gegen das Verbre- 
chen und die Unmenschlichkeit des 
Versailler Friedensdiktates feierlich Pro- 
test erhoben hatte. 


Aus der „Roten Fahne“ und anderen 
Organen der Partei („Volksecho”, 
„Rote. Öderzeitung“ und anderen Zei- 
tungen der im „Bezirk Berlin-Branden- 
burg—Lausitz-Grenzmark“) konnten sie 
Lenins Feststellungen über die Ursa- 


chen, den Charakter und die Folgen. 


des Versailler Systems und über den 
Weg zur Befreiung von seinen Fesselr 
entnehmen. 


Lenin hatte auf dem Il. Kongreß der 
Kommunistischen Internationale in sei- 
nem Referat am 19. Juli 1920 an zahl- 
reichen Beispielen nachgewiesen, daß 


infolge des Versailler Diktates für den 
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weitaus größten Teil der Bevölkerung 
des ganzen Erdballs „die Ausbeutung 
durch das Finanzkapital, durch die ka- 
pitalistischen Monopole um ein Vielfa- 
ches gestiegen“ sei.??) 


„Der Versailler Vertrag hat für Deutsch- 
land und eine Reihe anderer besiegter 
Länder Verhältnisse geschaffen, unter 
denen eine wirtschaftliche Existenz ma- 
teriell unmöglich ist, Verhältnisse völli- 
ger Rechtlosigkeit und Erniedrigung."?°) 


Dieser Feststellung fügte Lenin jedoch 
mit besonderem Nachdruck hinzu: „Nicht 
nur die kolonialen, die 
Länder sind in einen Zustand der Ab- 
hängigkeit geraten, sondern auch in- 
nerhalb eines jeden Siegerlandes ha- 
ben sich größere Widersprüche entwik- 
kelt, haben sich alle kapitalistischen 
Gegensätze verschärft".?') 


Auch hierfür“ konnte Lenin überzeu- 
gende Beispiele und Beweise anführen. 
Zu den Folgen des Versailler Vertrages 
für Polen bemerkte, Lenin treffend u. a.: 
„Der Versailler Frieden hat aus Polen 
einen Pufferstaat gemacht, der Deutsch- 
land vor der Berührung mit dem Kom- 
munismus SowjetrußBlands bewahren 
soll und den die Entente als Waffe 
gegen den Bolschewismus betrachtet... 
Wäre Polen ein Sowjetstaat geworden, 
hätten die Warschauer Arbeiter von 
Sowjetrußland die Hilfe erhalten, die 
sie erwarteten und die sie begrüßten, 
so wäre der Versailler Frieden zunichte 
gemacht worden und das ganze inter- 
nationale System, das ein Ergebnis der 
Siege über Deufschland ist, wäre zu- 
sammengebrochen. Frankreich hätte 
dann nicht mehr den Pufferstaat, der 
Deutschland von Sowjetrußland trennt. 
Es hätte keinen Sturmbock gegen die 
Sowjetrepublik ... ."*2) 


Während auch in Frankfurt (Oder) 
rechte sozialdemokratische Führer und 
pazifistisch eingestellte Bürgerliche 
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besiegten 
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ihre Hoffnungen auf die „Einsicht und 
politische Vernunft" der siegreich aus 
dem Weltkrieg hervorgegangenen Im- 
perialisten und deren geheuchelte 
Friedensliebe setzten, zugleich aber 
ihre kommunistischen Klassenbrüder in 
Deutschland und in Polen und vor al- 
lem die Sowjetunion wütend be- 
kämpften, richteten die Frankfurter 
Kommunisten wie die KPD insgesamt 
ihren Kampf zielbewußt und konsequent 
gegen den Weltimperialismus, also 
nicht gegen die Opfer, sondern gegen 
die Urheber von Versailles. Es war nur 
folgerichtig, daß sie darum auch gegen 
die Handlanger der Imperialisten, ge- 
gen die revanchistischen sozialdemo- 
kratischen Führer, ihren- Kampf ver- 
stärkt fortsetzten, als diese trotz der ka- 
tastrophalen Folgen, zu denen die im- 
perialistische Politik im Jahre 1923 ge- 
führt hatte, neue Illusionen und über- 
triebene Erwartungen an die Neurege- 
lung der Reparationsprobleme durch 
den Dawesplan knüpften. 


Diese sozialdemokratischen Führer ver- 
kannten völlig, daß es den imperialisti- 
schen Siegermächten bei den Ausein- 
andersetzungen um diesen Plan in er- 
ster Linie darum ging, einen erfolg- 
reicheren Weg als den bisher beschrit- 
tenen zur Erreichung des gemeinsamen 
Hauptzieles des Weltimperialismus, 
nämlich zur Vernichtung der Sowjet- 
union und der kommunistischen Welt- 
bewegung zu finden. 


Der englische und vor allem der USA- 
Imperialismus, die in eine ernste Ab- 
satzkrise geraten waren, setzten schließ- 
lich durch, daß die aus dem deutschen 
Volk herausgepreßten Milliarden in der 
deutschen Wirtschaft angelegt und ihr 
darüber hinaus weitere Summen in 
Form von Krediten zugefügt wurden, da- 
mit Deutschland die Aufgabe übertra- 
gen werden konnte, als Sturmbock ge- 
gen die Sowjetunion und gegen die 


kommunistische Weltbewegung zu die- 
nen. 


Die Befolgung dieser strategischen 
Konzeption unterwarf die deutsche 
Wirtschaft der Kontrolle des USA- 
Imperialismus, lockerte jedoch die Fes- 
seln, die ihr der französische Imperia- 
lismus angelegt hatte, und sicherte dem 
deutschen Imperialismus zunehmende 
Unterstützung bei seinen Ostexpan- 
sionsbestrebungen, da Polen vom ame- 
rikanischen und britischen Imperialis- 
mus mehr und mehr als künftiges Auf- 
marschgebiet und als spätere Nach- 
schubbasis für den beabsichtigten Er- 
oberungskrieg gegen die Sowjetunion 
ausersehen wurde. 


Die dem deutschen Volk in Versailles 
auferlegten Reparationslasten wurden 
zwar in keiner Weise gemildert, da die 
deutsche Monopolbourgeoisie die Mög- 
lichkeit behielt, sie auf die Schultern 
der Werktätigen abzuwälzen, zugleich 
aber ihre ökonomische Macht durch 
die Anlage der aus dem deutschen 
Volk herausgepreßten Milliarden in der 
deutschen Wirtschaft gewaltig gestärkt 
wurde. 


Während in der Zeit vom Inkrafttreten 
des Dawesplanes im September 1924 
bis zum Hoover-Moratorium im Juli 1931 
das deutsche Volk 11 Milliarden Mark 
als Reparationszahlungen aufbrachte, 
flossen der deutschen Wirtschaft, d. h. 
den kapitalistischen Unternehmern, in 
der gleichen Zeit rund 25 Milliarden — 


vorwiegend aus den USA, aber auch: 


aus Großbritannien — als Darlehen und 
Investitionskredite zu.°®) 


Ernst Thälmann hatte demnach durch- 
aus Recht, als er in seiner Rede im 
Reichstag „Gegen den Dawesplan” am 
28. August 1924 erklärte: „Wir sehen 
das starke Bestreben des amerikani- 
schen Finanzkapitals, über die Grenzen 
seines eigenen Landes hinweg in 
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Europa irgendwie Absatzmärkte zu su- 
chen und in Form von Anleihen und 


Obligationen Gelder in Deutschland‘ 


in möglichst vielen Unternehmungen 
unterzubringen.“3®) 


In derselben Rede führte er aus: „Das 
Sachverständigengutachten ist ein Ma- 
növer des internationalen Kapitals, um 
die inneren Gegensätze zwischen den 
einzelnen nationalen Kapitalistengrup- 
pen auf Kosten der werktätigen Massen 
Deutschlands zu überbrücken. Das 
Bankgesetz unterstellt das 
Finanz- und Geldwesen dem Diktat 
der New Yorker Börse. Das Eisen- 
bahngesetz bedeutet eine unerhörte 
Verschlechterung der Lebenslage der 
700000 deutschen Arbeiter unter der 
gleichen Herrschaft des Finanzkapi- 
tals,. Das Gesetz über die Industrie- 
belastung macht die ausländischen Ka- 
pitalisten zu Mitbesitzern der deutschen 
Wirtschaft, wobei die deutschen Uhnter- 
nehmer versuchen werden, den so ver- 
lorenen Profitanteil durch verstärkte 
Auspressung der Arbeiterkonsumenten 
wieder einzubringen. Das Londoner 
Protokoll gibt den Ententekommissaren 
völlige Gewalt über die deutschen 
Steuerbeträgnisse. Es ermöglicht durch 
das famose Transfersystem eine riesen- 
hafte Überfremdung der deutschen 
Wirtschaft.“ >) 


Seine Bemerkung in derselben Rede, 
„der Onkel aus Amerika kommt nicht 
hierher, um dem deutschen Volk zu 
helfen, sondern um das deutsche Volk 
auszuplündern, um Profite zu machen“, 
war unter den Frankfurter Kommunisten 
zum geflügelten Wort geworden, das 
sie noch in den Jahren des Young- 
Planes und der Weltwirtschaftskrise 
den sozialdemokratischen Genossen 
entgegenhielten.*%) 


- Diejenigen deutschen Monopolgruppie- 


rungen, die seit langem engere Bezie- 
hungen zu -den mächtigsten - Mo- 


deutsche 


nopolgiganten in den ‘USA unterhielten, 
erlangten jetzt in Deutschland ent- 
scheidenden Einfluß auf Wirtschaft und 
Politik. Es handelte sich vornehmlich 
um die führenden Monopole der mo- 
dernen Wirtschaftszweige, die erst in 
jüngster Zeit zu machtvoller Entwick- 
lung und zu großem Einfluß gelangt 
worden waren, nämlich der Elektro-, 
der Chemie- und der eisenverarbeiten- 
den Industrie. Diese besaßen damals 
besonders in der Deutschen Bank 
starken Rückhalt und bedienten sich 
zur Durchsetzung ihrer wirtschaftlichen 
und politischen Interessen der Deut- 
schen Volkspartei, an deren Spitze Gu- 
stav Stresemann stand. Stresemann 
war bereits seit 1914 als Präsidialmit- 
glied des Deutsch-Amerikanischen 


Wirtschaftsverbandes für eine Zusam- 


menarbeit mit den Finanz- und Indu- 
striemagnaten der USA eingetreten. 
Es war daher kein Zufall, daß gerade 
jetzt, 1923, in.der Zeit, in der die Aus- 
einandersetzungen um den Dawesplan 
und.die sich daraus für Deutschland 
ergebenden praktischen Schlußfolge- 
rungen geführt wurden, Stresemann 
als Reichskanzler und dann als 
Reichsaußenminister weitgehend die 
Leitung der Reichpolitik übertragen 
wurde.) 


Der Wechsel in der Leitung -und Zu- 
sammensetzung der Reichsregierung 
bedeutete auch für die Geschichte der 
Stadt Frankfurt (Oder) eine Zäsur. Die 
nun eingesetzten tiefgreifenden Ver- 
änderungen in der politischen Orien- 
tierung in der Stadt und in der Lage 
ihrer Bevölkerung waren zum großen 
Teil darauf zurückzuführen, daß Strese- 
mann und seine engsten Mitarbeiter 
und Freunde in der Reichsregierung, im 
Parteivorstand der DVP und in den 
Leitungsgremien der Wirtschaftsver- 
bände und Großbanken den Führern 
und Repräsentanten des Deutschen 
Ostbundes persönlich nahestanden ‘und 


große Bereitschaft zeigten, den 
ostmärkischen Städten und ganz be- 
sonders der sich als „Hauptstadt der 
Mittleren Ostmark“  bezeichnenden 
Stadt Frankfurt (Oder) größzügige fi- 
nanzielle Unterstützung zu gewähren 
und auch zur Förderung der Siedlungs- 
tätigkeit in diesem Gebiet den Siedler- 
gesellschaften ausreichende Mittel zur 
Verfügung zu stellen. 


Von dieser Bereitschaft zeugt z. B. ein 
Bericht, den das Mitglied des Präsi- 


-diums des Deutschen Ostbundes, E. 


Ginschel, in der Wochernteitschrift des 
Bundes, „Ostland“, vom 1. März 1924, 
veröffentlichte. Er erwähnte darin, daß 
auf einer gemeinsamen Sitzung von 
Vertretern der Darlehnskasse für ost- 
märkische Flüchtlinge und von Ver- 
tretern der Reichs- und Staatsregie- 
rung, des Parlaments und der Großban- 
ken auch Stresemann als Vorsitzender 
des Verwaltungsrates all dieser Dar- 
lehnskassen anwesend ° war. Srese- 
mann habe sich anerkennend dar- 
über geäußert, daß 90 Prozent der aus- 
geliehenen Gelder von den Vertriebe- 
nen bereits wieder zurückgezahlt wor- 
den seien, obwohl „Reich und Parla- 
ment der Meinung gewesen seien, von 
dem ausgeliehenen Gelde werde man 
wenig oder nichts wiedersehen“, zumal ° 
ja auch kein Zwang zur Rückzahlung 
bestand.) 


Auf die Bitte Ginschels, den Vertriebe- 
nen auch künftig in ähnlicher Weise 
zu helfen, „sagte nicht nur Herr Strese- 
mann namens der Reichsregierung, 
sondern auch Herr Direktor v. Stauß 
namens der Großbanken jede mög- 
liche derartige Hilfe zu“.°”) 


Daß diese Zusagen 'ernst gemeint wa- 
ren, bewiesen die gleichen Kreise, als 
sie anregten, in Frankfurt (Oder) unter 
größtmöglichster Beteiligung der Be- 


triebe und Vereinigungen der Industrie 


und Landwirtschaft der gesamten Ost- 
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mark eine zentrale Ausstellung zu ver- 
anstalten und die Stadt Frankfurt 
(Oder) bei der Vörbereitung und 
Durchführung derselben durch Anlei- 
tung und Beratung und erhebliche 
finanzielle Zuschüsse unterstützten. 








2. Die intensivierte Ostexpansionspoli- 
tik in der Periode der relativen Sta- 
bilisierung des Kapitalismus und ihre 
verstärkte Einbeziehung in die ex- 
pansionistischen Bestrebungen von 
Staat und Monopolen (1925 bis 
1928). Frankfurt (Oder) als „Haupt- 
stadt der mittleren Ostmark“ 


Die zentrale Ausstellung, die Ostmark- 
schau für Gewerbe und Landwirtschaft“, 
kurz OGELA genannt, wurde am 14. 
Juni 1924 in Anwesenheit des preußi- 
schen Landwirtschaftsministers-Dr. Wen- 
dorf (Demokrat) und des Oberpräsi- 
denten der Provinz Brandenburg, Dr. 
Maus, von dem Oberbürgermeister 
der Stadt Frankfurt (Oder), Dr. Traut- 
mann, Mitglied des Bundesvostandes 
des deutschen Ostbundes, feierlich 
eröffnet. Die Begrüßungsansprache 
Trautmanns enthielt bereits deutliche 
Hinweise darauf, daß mit dieser groß- 
zügig vorbereiteten und weiträumig an- 
gelegten Ausstellung nicht nur lokal 
oder territorial begrenzte Aufgaben ge- 
stellt werden sollten, sondern daß von 
ihr ein gewichtiger Beitrag zur Erfüllung 
höchstbedeutsamer innen- und außen- 
politischer Aufgaben erwartet wurde. 
„Sie solle“, so rief Trautmann aus, „ein 
Bindeglied werden zwischen dem Osten 
und dem übrigen Deutschland, zwischen 
Stadt und Land, und die losen Fäden 
zu den verlorenen Gebieten Posen 
und Westpreußen auf wirtschaftlichem 
und kulturellem Gebiete wieder enger 
knüpfen“ ,*0) 


Und in seinem Geleitwort in dem 
„Führer durch die Ostmarkschau” er- 
klärte er: „Sie will nicht ausschließlich 
der Wirtschaft dienen, sondern auch 
der inneren Vereinigung deutscher 
Brüder und Kampfgenossen im ge- 
fährdeten Grenzland; sie will unser 
einheitliches Wirtschaftsgebiet im deut- 
schen Osten kulturell und wirtschaft- 
lich zusammenschließen. Mehr als in 


früheren Jahrzehnten fühlen sich die 
Ostmärker heute verbunden in einer 
Schicksalsgemeinschaft; enger ver- 
knüpft sind sie mit dem großen Vater- 
lande, das erst durch den Verlust des 
größten Teils der Ostprovinzen deren 
wirtschaftliche und kulturelle Bedeu- 
tung voll erkannt hat.“*') 


Bereits 2 Tage vor ihrer Eröffnung 
hatte der Reichsaußenminister Strese- 
mann der Ostmarkschau in Frankfurt 
(Oder) in einem Geleitwort gutes Ge- 
lingen gewünscht und erklärt: „Die 
Wiedererlangung unserer alten Staats- 
und Weltgeltung wird im wesentlichen 
davon abhängen, ob es der deutschen 
Wirtschaft gelingt, die Leistungen auf- 
zubringen, die notwendig sind, um die 
Folgen des verlorenen Krieges zu tra- 
gen, darüber hinaus aber zugleich Bau- 
steine herbeizuschaffen für Wieder- 
aufbau und Wiederaufrichtung unserer 
alten Größe."*) 


Besonders hervorgehoben wurde die 
Bedeutung der Ostmarkschau dadurch, 
daß selbst der damalige Reichskanzler 
Wilhelm Marx ihr ein Geleitwort wid- 
mete. Er sprach darin ebenfalls den 
Wunsch aus: „Möge die Ostmarkschau 
dazu beitragen, die mittlere Ostmark 
wirtschaftlich zu stärken, die Bewohner 
zu einer Einheit zusammenzuschließen 
und die Interessen für die großen ge- 
meinsamen Fragen : des deutschen 
Osten zu wecken und zu fördern“.*) 
Die Erläuterung dessen, was 
die Besucher und die Massen der Be- 
völkerung überhaupt unter solchen 
Worten wie „Wiederaufrichtung unse- 
rer alten Größe“ oder „gemeinsamen 
Fragen des deutschen Ostens” ver- 
stehen sollten, konnten die hohen und 
höchsten Repräsentanten der Reichs- 
regierung getrost Vertretern der bürger- 
lichen Presse und Parlamentarien über- 
lassen. Hatte doch die Frankfurter 
Oder-Zeitung bereits am 10. Juni 1924 
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einen Artikel des Abgeordneten des 
preußischen Landtages, Pischke, ver- 
öffentlicht, in dem dieser die Ostmark- 
schau deshalb mit ganz besonderer 
Freude begrüßte, weil sie aufs neue 
ein Zeugnis dafür ablegte, „daß der 
Osten im tiefsten Sinne unser ist und 
es bleiben wird, solange deutsche Herzen 
und Hände sich dort regen werden“.**) 
Weiter hatte er ausgeführt: „Das rast- 
lose Ringen und Streben des deutschen 
Volkes, daß zu dieser Ausstellung ge- 
führt habe, gebe uns über alle ge- 
schichtlichen Zeugnisse hinaus ein An- 
recht auf den deutschen Osten, mögen 
wir auch ein Teil davon heute nur in 
der Sehnsucht unser nennen. Er ist und 
bleibt unser durch die Werke deut- 
schen Fleißes, als Schauplatz großer 
Taten und Geburtsstätte gewaltiger 
Männer."*>) 


Diese Äußerungen und viele ähnlich 
lautenden wurden in großen Teilen der 
Bevölkerung ohne Widerspruch, oft mit 
begeisternder Zustimmung -hingenom- 
men. Die Veranstalter und ihre imperia- 
listischen Auftraggeber sahen darin 
den Beweis, daß der politische Zweck, 
für die Rückgewinnung der verlorenen 
Ostgebiete Stimmung zu machen, er- 
reicht worden war. 


Wenn auch die OGELA finanziell kei- 
nen Erfolg brachte, sondern mit einem 
Fehlbetrag von 100000 Reichsmark 
abschloß, so wurden die an die 
OGELA geknüpften wirtschaftlichen 
Erwartungen deshalb nicht ent- 
täuscht.*%) Der mit hohem finanziellen 
Aufwand und großem Eifer und Ge- 
schick betriebenen Werbung war es 
gelungen, fast alle wichtigen Betriebe 
der Industrie und des Handwerks, land- 
wirtschaftliche Großbetriebe und Ge- 
nossenschaften sowie auch zahlreiche 
Einzelbauern und Handwerker aus 
Frankfurt (Oder) und der gesamten 
mittleren Ostmark zur Beteiligung an 
der Ausstellung zu bewegen. 
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In 10 riesigen Hallen, zahlreichen 
Zelten, Kiosken und Pavillons stellten 
sie ihre Erzeugnisse zu einer ein- 
drucksvollen Leistungsschau zusam- 
men, die nicht nur in der Lokalpresse 
der größten Städte der Ostmark, son- 
dern auch in großen Zeitungen der 
Reichshauptstadt, die ein weites Ver- 
breitungsgebiet besaßen, ausführlich 
beschrieben und gewürdigt wurde (z. B. 
„Berliner Morgenpost“).””) 


In Vorträgen, Konferenzen, Beratungen, 
bei Kultur- und Sportveranstaltungen 
fanden sich Veranstalter und fast 
100000 Besucher zusammen in dem 
Willen, die mit der OGELA begonnene 
Zusammenarbeit mit weiteren Ver- 
anstaltungen ähnlicher Art fortzusetzen. 
Dabei erkannten sie den Anspruch 
Frankfurts als „Hauptstadt der mittleren 
Ostmark“ an, die in der Tat bei der Vor- 
bereitung und Durchführung der Aus- 
stellung große Leistungen vollbracht 
hatte.“°) 


Durch die OGELA empfing die Wirt- 
schaft in der gesamten mittleren Ost- 
mark, vor allem aber die in Frankfurt 
(Oder) kräftige Impulse für die ziel- 
bewußte Höherentwicklung. 


Die KPD in Frankfurt (Oder), die sich 
im Jahre 1924 erstmalig an den Wahlen 
zum Stadtparlament beteiligte und da- 
bei 1944 Stimmen und 2 Sitze in der 
Stadtverordnetenversammlung erreichte, 
begrüßte die durch die OGELA ange- 
regten Aufgaben und Vorhaben zur He- 
bung und Besserung der wirtschaft- 
lichen, sozialen und kulturellen Ver- 
hältnisse der Stadt und unterstützte 
sie. Vor allem traten die Kommunisten 
dafür ein, daß der Magistrat und die 
Stadtverordneten energischer und im 
größeren Umfange als bisher solche 
Arbeiten und Aufgaben in den Vorder- 
grund rückten, die der Besserung der 
sozialen Lage der Werktätigen, z. B. 
der schnelleren Behebung der Woh- 


nungsnot, dem Ausbau und der Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse 
dienten. 


Unter den verantwortungsbewußten, 
realistisch und fortschrittlich denken- 
den Angehörigen des Bürgertums und 
der Sozialdemokratie waren nicht we- 
nige, die sich ebenfalls tatkräftig dafür 
einsetzten. 


Sie erreichten dank großzügiger Uhnter- 
stützung durch Reich, Staat und Wiirt- 
schaftsverbände eine Reihe wichtiger 
Erfolge. 


1. Durch die Anlage mehrerer moder- 
ner, architektonisch eindrucksvoll 
gestalteter Komplexe von Wohnbau- 
ten wurde die herrschende Woh- 
nungsnot erheblich gemildert. 


Der jährliche Zuwachs an neu ge- 
schaffenen Wohnungen betrug: 


1924 — 277 

1925 — 236 

1926 — 208 

1927 — 400 
und 1928 — 565 
Insgesamt sank die Zahl der Woh- 
nungssuchenden 


von 6902 im Jahre 1920* 

auf 3504 im Jahre 1931, 

obwohl die Einwohnerzahl der Stadt 
sich 

von 65 055 im Jahre 1919 h 

auf 76 731 im Jahre 1931 erhöhte. 


Dennoch zählte Frankie (Oder) 
noch immer 2400 Wohnungs- 
suchende im Jahre 1931.) _ 


2. Das Stadtbild wurde durch zahl- 
reiche, z. T. hervörragend ausge- 
führte, repräsentative. öffentliche 
Bauten bereichert und verschönert, 
die zugleich von dem Aufblühen des 
Bildungswesens und des kulturellen 
Lebens zeugten. 

In den Jahren 1925 bis 1927 wurde 
das Gebäude der 18klassigen „Hin- 
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. Zur Verbesserung der 


denburg-Schule” errichtet, die da- 
mals zu den schönsten und modern- 
sten Schulen Deutschlands gezählt 
wurde und deren „monumentaler 
Bau” von. dem Magistrat als eine 
„Hauptsehenswürdigkeit derStadt" be- 
zeichnet wurde. Im Spätsommer 1928 
folgte die Grundsteinlegung und im 
Oktober 1929 die Einweihung des 
Musikheims, einer originellen Schöp- 
fung des Prof. Branting, Berlin. 
Erwähnung verdienen in diesem Zu- 
sammenhang auch folgende Bauten: 
Die Errichtung der neuen Baugewer- 
keschule (1928 bis 1929), 
einer Pädagogischen 
(1927), 

einer Mädchenberufsschule (1928 bis 
1929), 

des Krankenhauserweiterungsbaues 
(1928 bis 1929), 

eines Säuglingsheimes 
1929), 

der St. Georgskirche (1928) und 
einer neuen Friedhofshalle mit einem 
Krematorium (1928 bis 1929); 
ferner der Ausbau des Personen- 
bahnhofes durch 2 große Hallen 
(1926), 

die Instandsetzung der Marienkirche 
und der Rathaushalle mit der soge- 
nannten Gerichtslaube (1927) und 
nicht zuletzt die 1923 begonnene 
gärtnerische Neu- und Umgestaltung 
des Bahnhofsvorplatzes, des Wil- 
helmsplatzes und des Angers und 
damit die Schaffung eines geschlos- 


senen Grüngürtels um die Innen- 
stadt.?°) 


Akademie 


(1928 bis 


Verkehrs- 
bedingungen wurden viele Straßen 
neu gepflastert, einige, wie z. B. die 
Oder- und Logenstraße, asphaltiert 
und mit besserer Straßenbeleuchtung 
ausgestattet, das Straßenbahnnetz 
erweitert und teilweise zweigleisig 
hergerichtet. 

Die Schiffbarkeit der Oder wurde er- 


höht und der Anschluß an das Luft- 
verkehrsnetz durch Vergrößerung des 
Flugplatzes bei Fliegerhorst erwirkt. 


4. Zur Pflege des Sports wurde am 
Fuße der Kleisthöhe östlich der Oder 


das „Ostmarkstadion“ errichtet, die 


größte Anlage dieser Art in der mitt- 
lereen Ostmark, mit angrenzenden 
ausgedehnten Sport- und Spiel- 
plätzen und einem großen Schwimm- 
becken. 1927 wurde die Regatta- 
strecke am Brieskower See begradigt 
und auf dem Ziegenwerder eine 
städtische Badeanstalt geschaffen. 


5. Für die Förderung des Bildungswe- 
sens und des geistig-kulturellen Le- 
bens wurden neben der schon er- 
wähnten Pädagogischen Hoch- 
schule und Baugewerkeschule die 
Errichtung‘ einer Mädchenberufs- 
schule, einer Haushaltungsschule 
und einer Bauernhochschule (auf 
dem Gut Tzschetzschnow, heute Gül- 
dendorf), eine Handellehranstalt 


und eine Verwaltungsbeamtenschule 


in die Wege geleitet und zum größ- 
ten Teil bereits abgeschlossen. Er- 
hebliche Zuschüsse wurden dem 
Stadttheater, der Kleistgesellschaft, 
dem Oderlandmuseum im „Lineau- 
Haus“ und der Stadtbücherei, die 
eine spezielle wissenschaftliche Ost- 
bücherei aufbaute, gewährt. 


Hingewiesen sei noch auf die Uhter- 
haltung von 3 Jugendherbergen in der 
Stadt und vor allem auf die Neuerrich- 
tung der landschaftlich reizvoll gelege- 
nen und hervorragend ausgestatteten 
Jugendherberge in Lagow. 


Die mit diesen Bauten und Einrichtun- 
gen erzielten Fortschritte in der Verbes- 
serung der Verhältnisse in der Stadt 
lagen nicht nur im Interesse der Bevöl- 
kerung Frankfurts, sondern entsprachen 
voll und ganz auch den Absichten der 
deutschen Monopolgewaltigen, die 


Frankfurt (Oder) zum Führungszentrum 
der im gesamten Regierungsbezirk und 
in der Grenzmark hervorgerufenen Be- 
wegung für ihre Ostexpansionspolitik 
erheben und durch moderne Ausgestal- 
tung seiner gesellschaftlichen”und kul- 
turellen Einrichtungen seinen politi- 
schen Einfluß auf die gesamte mittlere 
Ostmark erhöhen wollten. 


Sie förderten darum alle Bestrebungen, 
die Frankfurt zur Stärkung seiner Füh- 
rungsrolle unternahm. 


Der wichtigste Vertreter der wirt- 
schafts- und machtpolitischen Interes- 
sen ‘dieser Monopolgruppen, Reichs- 
außenminister Dr. Stresemann, hielt es 
daher für angebracht, die Mitglieder 
des Präsidiums des Deutschen Ost- 
bundes, v. Tilly, Ginschel und Schmidt, 
die mit den Verhältnissen in Frankfurt 
(Oder) bestens vertraut waren und enge 
Beziehungen zu Oberbürgermeister 
Dr. Kinne unterhielten, neben einigen 
anderen Vertretern des Bundes der 
deutschen Ostverbände zu einer ver- 
traulichen Aussprache am 28. Dezem- 
ber 1925 einzuladen, um ihnen die Be- 
deutung der Locarno-Politik für die 
Durchsetzung der Ostexpansionsbestre- 
bungen des deutschen Imperialismus 
zu erläutern.?'!) Dabei legte er ihnen 
dar, daß in den Locarno-Verträgen eine 
Bindung bezüglich der Ostgrenzen nicht 
ausgesprochen worden war, vielmehr sei 
die Bahn jetzt mehr denn je zuvor da- 
für frei, „mit friedlichen Mitteln“ auf 
eine Abänderung der Östgrenzen hin- 
zuarbeiten. Im gleichen Sinne hatte 
Stresemann bereits am 14. Dezember 
1925 in einer Aussprache vor Vertretern 
der Vereinigungen der Grenzland- 
deutschen und anderer Verbände einen 
Vortrag über die Bedeutung der Lo- 
carno-Verttfäge im allgemeinen und 
hinsichtlich der Ostfragen im besonde- 
ren gehalten. In beiden Aussprachen 
konnten sich die eingeladenen Vertre- 


— 


ter der OÖstverbände davon überzeugen, 
daß bezüglich der nächsten Zukunft 
den Östfragen vom Reichsaußenmini- 
sterium ausschlaggebende Bedeutung 
beigemessen wird.?2) 


Daß Stresemann betonte, die Grenzän- 
derung „auf friedliichem Wege“ anzu- 
streben, nahmen seine Zuhörer nicht 
gar zu ernst. Es dürfte ihnen kaum un- 
bekannt gewesen sein, wie man in sei- 
nen Kreisen über die Frage wirklich 
dachte. Einer der engsten Mitarbeiter 
Stresemanns, der Reichstagsabgeord- 
nete der Deutschen Volkspartei, Graf zu 
Stollberg-Wernigerode, hatte sich zum 
Beispiel folgendermaßen geäußert: 
„Gerade in unserer jetzigen Lage müs- 
sen wir den Mund vollnehmen von Frie- 
densphrasen, Völkerverständigung usWw., 


‘ohne deshalb, wie die pazifistischen 


Phantasten an diesen Schwindel zu 
glauben.“®?) 


Die Weitergabe der vertraulichen Infor- 
mation Stresemanns an die Präsidiums- 
mitglieder des Deutschen Ostbundes 
v. TiHy, Ginschel und Schmidt, an die in 
Frankfurt (Oder) für den Deutschen 
Ostbund wirkenden exponierten Ost- 
bundführer hatte zur Folge, daß die 
Propaganda und die Agitation für die 
OÖstexpansionspolitik des deutschen 
Imperialismus in Frankfurt (Oder) fort- 
an erheblich verstärkt und auf das 
ganze Gebiet der mittleren Ostmark 
ausgedehnt wurde. 


Unter den zu diesem Zweck nach Frank- 
furt (Oder) einberufenen bezirkszentra- 
len Veranstaltungen verschiedener wirt- 
schaftlicher, kultureller und politischer 
Vereinigungen erlangte die „Werbe- 
woche für Wirtschaft und Sport“ vom 
28. August bis 5. September 1926 be- 
sonders hohe Bedeutung, yor allem 
durch den am 2. September, dem Tag 
von Sedan, veranstalteten Ostmärker- 
tag.) Die zu dieser großen Kundge- 
bung aus allen Teilen der Ostmark Er- 


schienen begrüßte der Vorsitzende des 
Landesverbandes Ostmark des Ostbun- 
des, Justizrat Voß, indem er u. a. aus- 
führte, gerade die Stadt Frankfurt 
(Oder) sei bemüht, die neuen Aufga- 
ben, die ihr als wichtigste Stadt der 
Ostmark zugefallen sind, trotz großer 
Opfer im vollen Umfange und mit wei- 
tem Blick zu erfüllen. Er erinnerte an 
die Bedeutung des Sedantages, der 
den größten Triumph des deutschen 
Machtstrebens im Westen erbracht hätte, 
aber auch an die Worte Bismarcks, 
die dieser zu den „deutschen Wall- 
fahrern“, die am 16. September 1894 
aus Posen zu ihm \gekommen waren, mit 
wahrhaft prophetischem Blick gespro- 
chen hatte: „Es werden die Schicksals- 
fragen des Deutschen Reiches nicht 
mehr an den Ufern des Rheins, sondern 
der Weichsel und Warthe entschieden 
werden!">) 


Oberbürgermeister Dr. Kinne hob 
gleichfalls die besondere Rolle der 
Stadt Frankfurt (Oder) für die deutsche 
Ostexpansionspolitik hervor, indem er 
versicherte: „Wir als die größte Stadt 
in der Ostmark betrachten es als hei- 
lige Pflicht, den Wall zu bilden gegen 
das andringende Slawentum."”) In 
wissentlicher Übertreibung erklärte er: 
„Schon früher sind wir als Beherrscherin 
des Oderüberganges der Stützpunkt 
deutschen Wesens im Osten gewesen, 
schon früher ist der Angriff des Sla- 
wentums an unseren Mauern zerschellt.“ 
Das es ihm bei dieser Beteuerung und 
Übertreibung vor allem darauf ankam, 
die übergeordneten Staats- und Reichs- 
behörden und vor allem die hinter ihnen 
stehenden großen Wirtschaftsverbände 
zu bewegen, Frankfurt (Oder) in glei- 
cher Weise finanziell und politisch zu 
unterstützen wie die Städte in den 
westlichen Grenzgebieten, zeigten seine 
folgenden Worte: „Gewiß erkennen wir 
im Osten an, daß der Westen geschützt 
werden muß, aber wir verlangen, daß 


dosüber der Osten nicht stiefmütterlich 
behandelt wird, wie wir es leider fest- 
stellen müssen.“ Seine revanchistische 
Einstellung offenbarte Dr. Kinne am 
Schluß seiner Rede mit der Aufforde- 
rung: „Unser Wahlspruch muß sein: 
Ein Wille, ein Weg, ein Ziel: Deutsch 
ist die Ostmark, deutsch soll sie blei- 
ben, deutsch muß wieder werden, was 
deutsch einst war!"°”) 


Der Bundespräsident Geheimrat v. Tilly 
wies auf die Bedeutung hin, die die 
Ostfragen durch Locarno und Genf er- 
halten hatten, und verstieg sich zu der 
Forderung: „Aber nicht nur der an 
Deutschland begangene Raub müsse 
wieder gut gemacht werden, sondern 
die Neuregelung der Verhältnisse müsse 
zu gleicher Zeit uns jenes Großdeutsch- 
land bescheren, das schon unsere Väter 
ersehnten... .“”%) Lebhafte Zustimmung 
erhielt er mit dieser Forderung bei dem 
Bundesdirektor Ginschel, der auch die 
Anwesenden für sie zu gewinnen und zu 
begeistern suchte, indem er ein grausi- 
ges Bild von den angeblichen Gefahren 
im Osten entwarf. Die slawische Flut 
habe die Dämme durchbrochen und 
werde weite Gebiete Deutschlands wei- 
ter verheeren, wenn nicht zurückge- 
dämmt und das Deutschtum wieder 
vorgetragen werde. Die Hauptgefahr 
drohe von den ländergierigen Polen... 
Der Ostbund, der mit unermüdlicher 
Energie die Regierung, das Parlament, 
die Presse und das Volk auf diese Tat- 
sache hinweise, können darum bean- 
spruchen, daß seine Aufgaben als va- 
terländische gewertet und von jedem 
Deutschen unterstützt werden. Ab- 
schließend bekundete Ginschel seine 
feste Zuversicht auf den neuen Wieder- 
aufstieg Deutschlands und seine Ent- 
wicklung zum „Großdeutschland der 
Zukunft“. Bezeichnend für die nationali- 
stische Gesinnung der Kundgebungs- 
teilnehmer war, daß sie auf das Hoch, 
das Ginschel auf dieses „Großdeutsch- 
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land" om "Schluß seiner Rede aus- 
brachte, begeisternd miteinstimmten. 


Dem Bericht im „Ostland“ zufolge, war 
die Tagung „nach einem großen Mili- 
tärkonzert im Stadion voller Harmonie 
und ohne jeden Mißklang“. verlaufen. 
Mit Genugtuung fügte der Bericht hin- 
zu: „Sie war ein Beweis dafür, daß der 
Ostmärkergeist in Frankfurt (Oder) 
einen starken Stützpunkt gefunden hat 
und daß hier immer mehr der große 
Gedanke des Deutschen Ostbundes zur 
Anerkennung gelangt: Was verloren 
ist, soll nicht verloren sein!">?) 


Der Ostmärkertag hatte aber auch be- 
wiesen, daß die Ginschel und v. Tilly 
durchaus überzeugt waren, im Sinne 
von Stresemann und dem hinter ihm 
stehenden Monopolisten zu handeln, 
als sie in ihren Reden die von Strese- 
mann gebrauchten, diplomatisch fein 
abgewogenen Formulierungen nicht 
wortwörtlich übernahmen, sondern recht 
eigenwillig und weitherzig aus der Di- 
plomatensprache ins Revanchisten- 
deutsch übersetzten. Statt „mit friedli- 
chen Mitteln“ sagten sie „mit allen Mit- 
teln“, statt „Abänderung der Östgren- 
zen“ hieß es bei ihnen „Rückeroberung 
der geraubten Gebiete“. Dementspre- 
chend ergänzten sie auch die Zielstel- 
lung durch die Forderung „Eroberung 
weiterer Gebiete zur Schaffung eines 
starken großdeutschen Reiches”. 


Daß die Führer des Deutschen Ostbun- 


des die Ostexpansionspolitik -des deut- 
schen Imperialismus damit völlig rich- 
tig einschätzten, geht daraus hervor, 
daß die Ostverbände sich gerade jetzt 
zunehmender finanzieller Unterstützung 
von seiten des Finanzkapitals erfreuten. 
Infolge der erhöhten Ausdehnung und 
Intensivierung seiner Werbetätigkeit 
war der Deutsche Ostbund allerdings 
auch auf vermehrte finanzielle Zu- 
schüsse angewiesen. Es ist aktenkun- 


. dig, daß der Ostbund wie auch die mei- 
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sten anderen militaristischen und re- 
vanchistischen Propaganda-Verbände 
des deutschen Imperialismus mitunter 
nicht einmal 10 Prozent ihres Etats aus 
Mitgliedsbeiträgen, Sammlungen, Ver- 
kauf von Presseorganen, Werbeschrif- 
ten u. a. m.-aufzubringen vermochten. 
Die restlichen 90 Prozent wurden meist 


durch offizielle oder inoffizielle Spen- - 


den von Wirtschaftskreisen, staatlichen 
Dienststellen, Einzelinstitutionen . und 
Persönlichkeiten verschiedener Herkunft 
gedeckt.‘°) - 


Das Finanzkapital erhöhte aber nicht 
nur-seine finanziellen. Zuwendungen an 
die nationalistischen und revanchisti- 
schen Verbände, es trug auch dazu bei, 
daß sie wirkungsvoller organisiert wur- 
den. Auf sein Drängen trat der Deut- 
sche Ostbund aus der Dachorganisation 
für alle Grenz- und Vertriebenen-Ver- 
bände, (also auch der West--Nord und 
Südost-Vertriebenen und Grenzgeschä- 
digten) dem „Deutschen Schutzbund“ 
aus, um sich ganz auf seine speziellen 
Ostaufgaben konzentrieren zu können. 
Die im „Deutschen Schutzbund" ver- 
bliebenen Ostverbände, die neben der 
Ostpolitik noch besondere lokale und 
politische Interessen verfolgten, wurden 
zu einem ÖOstausschuß innerhalb des 
Deutschen Schutzbundes zusammen- 
gefaßt.‘') { 


Wichtig war, daß jetzt auch im Reichs- 
tag und preußischem Landtag Ostaus- 
schüsse gegründet wurden, die „Sofort- 
maßnahmen zur Behebung der Not- 
stände in den gefährdeten Ostgebieten" 
beschließen sollten. Die Sofortmaßnah- 
men sollten in der Hauptsache darin 
bestehen, daß Reich und Staat aus 
ihren Etatsmitteln den Gemeinden sol- 
cher Gebiete, die als „durch. benach- 
barten Staaten gefährdet“ erachtet wur- 
den, größere Summen zur Verfügung 
‚stellten, die, wie es in den Bestimmun- 
gen hieß, dazu verwendet werden soll- 


ten, die Bevölkerung dieser Gebiete 
durch geeignete Maßnahmen in dem 
Willen zu bestärken, ihr Deutschtum zu 
verteidigen und die angeblich durch die 
Grenzziehung verursachte Verschlech- 
terung ihrer wirtschaftlichen und sozia- 
len Verhältnisse zu beheben. In Wirk- 
lichkeit sollten die betreffenden Ge- 
meinden in die Lage versetzt werden, in 
ihren lokalen Bereichen die vom Ost- 
bund und anderen revanchistischen und 
militaristischen Verbänden veranstalte- 
ten Großkundgebungen und Hetzpro- 
paganda gegen Polen und gegen die 
Sowjetunion großzügiger als bisher zu 
unterstützen. 


Der Deutsche Ostbund regte an, daß 
auch Frankfurt (Oder) jetzt die Initiative 
zur Gründung des Sofortausschusses für 
die mittlere Ostmark ergriff. Daraufhin 
lud der Magistrat führende Persönlich- 
keiten aus den Wirtschafts- und Kom- 


munalverbänden der mittleren Ostmark 


sowie zahlreiche Abgeordnete des 
Reichstages und preußischen Landta- 
ges, den Oberpräsidenten der Provinz 
Brandenburg und eine Reihe von Ver- 
tretern der 
einer Beratung am 21. November 1926 
im Stadtverordnetensitzungssaal in 
Frankfurt (Oder) ein.%) Sie wurde ge- 
leitet vom Oberbürgermeister Dr. Kinne, 
der sich in Gemeinschaft mit Stadt- 
schulrat Kretschmann um die Einberu- 
fung und Vorbereitung der Versamm- 
lung verdient gemacht hatte. Er be- 
klagte die Nichtberücksichtigung des 
Frankfurter Bezirks im Sofortprogramm, 
schilderte das bekannte Vorgehen an- 
derer Provinzen und schlug vor, daß 
die mittlere Ostmark, die bisher leider 
ihre Interessen nicht wahrgenommen 
habe, dies nunmehr nachhole,. Dringend 
notwendig sei, daß man Material über 
die Lage der mittleren Ostmark sammle, 
und einen Ausschuß bilde, der dieses 
Material zu einer Denkschrift verarbei- 
tete und sich mit den Reichs- und 
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Staatsbehörden und den Parlamenten 
in Verbindung setzte, um die Änerken- 
nung der mittleren Ostmark als gefähr- 
detes Gebiet zu erreichen.) 


Bemerkenswert war, daß der sozial- 
demokratische Landtagsabgeordnete 
Faber, der sogenannte „Frankfurter Be- 
bel“, der sich in der Vorkriegszeit Ver- 
dienste um die Arbeiterbewegung in 
Frankfurt (Oder) erworben hatte, im 
Laufe der Beratung die Forderung er- 
hob, die ganze Bevölkerung müsse ohne 
Unterschied der Partei und der Konfes- 
sion für ihr Gebiet einstehen. Niemand 
dürfe in dieser Frage „eine Parteisuppe 
kochen“ wollen. Auch die Arbeiterschaft 
müsse zugezogen werden und werde 
sich der Mitwirkung nicht entziehen. 
Diese sei im übrigen auch an einer 
planmäßigen Siedlung besonders“ in 
den dünn bevölkerten Östprovinzen in- 
teressiert, auf die es vor allem an- 
komme.) Faber verkannte völlig den 
Klassencharakter der auf der Versamm- 
lung vertretenen Ostpolitik und deren 
revanchistische Zielstellung und unter- 
ließ jeden Hinweis auf die Verschär- 
fung der Klassengegensätze in der da- 
maligen Situation.) Damit stellte er 
sich in den Gegensatz selbst zu vielen 
sozialdemokratischen Parteigenossen, 
die die klassenbedingte Widersprüch- 
lichkeit dieser Politik aufdeckten, wie 
z. B. der sozialdemokratische Reichs- 
tagsabgeordnete Künstler.) Dieser 
hatte auf einer gewaltigen Protest- 
kundgebung der Verdrängten am 31. Ja- 
nuar 1926 im Saalbau Friedrichshain 
in Berlin, zu der die „Arbeitsgemein- 
schaft der Interessenvertretung für den 
Ersatz- und Verdrängungsschäden"“ auf- 
gerufen hatte, erklärt, auch er könne 
nur bedauern, daß man für die Klein- 
Geschädigten so wenig übrig habe, 
während die Reichsregierung für die 
Ruhrindustriellen ohne weiteres 715 Mil- 
lionen Mark bar auszahlen konnte.°”) 
Bezüglich der Fürstenabfindung komme 


nicht das Privatvermögen der Fürsten in 
Betracht, das hätten sie längst, sondern 
dasjenige, was eigentlich der Nation 
gehört.°®) 


Den Standpunkt der KPD vertrat auf 
dieser Kundgebung der-Genosse Ober- 
dick. Auch er sprach den Verdräng- 
ten seine wärmste Teilnahme aus. 
Er warnte aber die Anwesenden davor, 
irgendwelche Hoffnungen auf die Re- 
gierung und den Reichstag zu setzen. 
Beide hielten ja nur zu den kapitalisti- 
schen Cliquen und seien immer nur 
darauf bedacht, vor allem diese zu un- 
terstützen. Wenn die Fürstenabfindun- 
gen wegfielen, könnten für das dadurch 
ersparte Geld alle Geschädigten ent- 
schädigt und die Erwerbslosen richtig 
unterstützt werden.$?) Auch in Frankfurt 
(Oder) waren mehrfach Kommunisten 
und von ihnen beeinflußte linke Sozial- 
demokraten aufgetreten, um davor zu 
warnen, daß die finanziellen Zuwen- 
dungen, die von den Sofortmaßnahmen 
zu erwarten seien, dazu benutzt werden 
könnten, die revanchistischen Verbände 
und ihre Veranstaltungen zu unterstüt- 
zen. \ 


Sie prangerten aufs schärfste die ver- 
antwortungslose Tätigkeit dieser angeb- 
lichen „Verteidiger des Deutschtums” 
im Osten an, die durch ihre gewissen- 
lose Kriegshetze über das deutsche 
Volk noch schlimmeres Unglück herauf- 
beschworen. Deshalb dürften auf keinen 
Fall sie, sondern müßten die tatsäch- 
lich Geschädigten bei der Verteilung 
der Gelder berücksichtigt werden. 


Frankfurt (Oder) hatte durch die wie- 
derholte Zusammenführung von ein- 
flußreichen Vertretern der ostmärki- 
schen Bevölkerung zu den erwähnten 
Tagungen und vielen anderen Veran- 
staltungen und Beratungen und durch 
die dabei geleistete Werbung für die 
Ziele der revanchistischen und expan- 
sionistischen Östverbände bei den 





Führungskräften hohe Anerkennung ge- 
funden. Um den, Stadtvätern und den 
Spitzen der Ostverbände noch deut- 
licher zu zeigen, welche wichtige Rolle 
man der „Hauptstadt der mittleren Ost- 
mark“ bei der weiteren Verfolgung 
ihrer Ostexpansionspolitik zugewiesen 
hatte, wählten sie Frankfurt (Oder) als 
Tagungsort für eine Geheimberatung, 
auf der „Gundsätze für die künftige 
Ostarbeit diskutiert und als internes 
Arbeitsprogramm beschlossen werden 
sollten".7°) Die Einladung zu dieser Ta- 
gung, die vom 24. bis 26. Januar 1927 
in Frankfurt (Oder) durchgeführt wurde, 
war dem Deutschen Schutzbund über- 
tragen worden. 


In den „Technischen Bemerkungen” zur 
Frankfurter Tagung wird die Notwen- 
digkeit strengster Geheimhaltung be- 
sonders betont. Es heißt dort: „Die Ta- 
gung trägt im Interesse der Auslands- 
deutschen streng vertraulichen Charak- 
ter. Über die Tagung als solche, noch 
über den Ort der Tagung darf nichts in 
die Öffentlichkeit dringen. Die Sitzun- 
gen sind nicht öffentlich.“?') 


Auch das Auswärtige Amt verlangte bei 
der Überweisung eines Zuschusses für 
die Durchführung der Frankfurter Ta- 
gung in Höhe von 2580 Mark, aus- 
drücklich, „daß tatsächlich nur streng- 
vertrauliche Verhandlungen stattfinden 
und das darüber keinerlei Berichte in 
der Presse veröffentlicht werden“.’2) 


Aus einer Abrechnung des Deutschen 
Schutzbundes über die erhaltenen Zu- 
schüsse geht hervor, daß die gesamten 
Kosten der Tagung aus öffentlichen Mit- 
teln bestritten wurden. Neben dem Aus- 
wärtigen Amt waren noch das Reichs- 
ministerium des Innern und das Preu- 
Bische Ministerium des Innern mit je- 
weils 1500 Mark an der Finanzierung 
der Frankfurter Osttagung beteiligt. Da- 
neben gewährte die Frankfurter Stadt- 
verwaltung der Tagung eine geradezu 
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Unterstützung. Sie 
ihren Stadtverordnetensitzungs- 


freundschaftliche 
stellte 
saal und den Magistratssitzungssaal 
bereitwilligst zur Verfügung und gab zu 
Ehren der Tagungsteilnehmer eine Son- 
derveranstaltung im Stadttheater und 
einen Bierabend in der Rathaushalle. 
Ihr großes Interesse bewiesen die staat- 
lichen Institutionen damit, daß sie zu 
der Beratung folgende prominente 
Führer entsandten: 


Graf von Lerchenfeld vom Auswärtigen 
Amt— 

Dr. Roth von der Presseabteilung der 
Reichsregierung, 

Dr. Rathenau vom Preußischen Ministe- 
rum des Innern, 

Dr. Ebhardt vom Reichsverkehrsministe- 
rium, 

Dr. Schnitzler vom Preußischen Ministe- 
rium für Wissenschaft, Kunst und Volks- 
bildung, 

außerdem Vertreter der Regierung der 
Regierungsbezirke Frankfurt (Oder), 
Liegnitz, Königsberg sowie des Gene- 
ralkonsulats in Danzig. 


Die außerordentliche Bedeutung dieser 
Beratung wird vor allem dadurch unter- 
strichen, daß die Spitzenverbände der 
deutschen Wirtschaft unmittelbar an 
der Ausarbeitung der Grundsätze fü‘ 
die zukünftige imperialistische Ostar- 
beit mitwirkten, so der 


Reichsverband der deutschen Industrie, 


der Deutsche Industrie- und Handels- 
tag, 1 

die Vereinigung der deutschen Arbeit- 
geberverbände, k ’ 
der Reichslandbund, 

der Verein zur Wahrung der gemeinsa- 
men “wirtschaftlichen Interessen im 
Rheinland und Westfalen, 

die Hauptgemeinschaft des deutschen 
Einzelhandels u. a. m. 


Insgesamt hatten sich in Frankfurt 
(Oder) 84 Personen, vorwiegend aus 
den östlichen Grenzgebieten, aus den 
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baltischen Staaten, aus Danzig und Po- 
len, zusammengefunden, um das zu- 


_ künftige Aktionsprogramm für eine Neu- 


ordnung Ostmitteleuropas wenigstens 
in seinen Grundlinien zu beraten und 
abzustecken. 


‚Über die Bedeutung des Ostens in der 


deutschen Wirtschaft sprach Haupt- 
schriftleiter Walter Funk von der 
Deutschen Börsenzeitung, der spätere 
Reichswirtschaftsminister und Reichs- 
bankpräsident während der faschisti- 
schen Diktatur in Deutschland. 


Die Grundsätze für künftige Ost- 
arbeit, wie sie in Frankfurt (Oder) und 
auf den folgenden Östtagungen des 
Deutschen Schutzbundes im Verlaufe 
des Jahres 1927 erarbeitet, diskutiert 
und formuliert wurden, zielten im we- 
sentlichen auf folgendes ab: 


Es sollte eine politische Neuordnung 
herbeigeführt werden. Diese Neuord- 
nung sollte zuallererst die Rückgewin- 
nung und Einverleibung der im Welt- 
krieg verloren gegangenen deutschen 
Gebiete bringen. Darüber hinaus sollte 
unter dem Tarnmantel einer sogenann- 
ten Mitteleuropäischen Gemeinschaft 
darauf hingearbeitet werden, den deut- 
schen Minderheiten im Osten autonome 
Rechte zu sichern und die ost- und mi- 
teleuropäischen Staaten einer groß- 
deutschen Führung zu unterwerfen. 
Erste Schritte dazu sollten geistige, kul- 
turelle und wirtschaftliche Aktivitäten 
in den öslichen Nachbarstaaten sein, 
die zu einer stärkeren politischen Gel- 
tung Deutschlands im ost- und südost- 
europäischen Raum führen würden.’°?) 


“seinem 1928 erschienenen Buch 


3. Die Radikalisierung,  Militarisierung 
und Ausweitung der Ostexpansions- 
politik (1928/29) 


Die Frankfurter wurden über die neuen 
Grundsätze für die Ostpolitik und an- 
dere Ergebnisse der Geheimberatung 
gründlichst unterrichtet. Das zeigte sich 
u.a. darin, daß in der Tätigkeit der 
Ostverbände die Fürsorge für die Ver- 
triebenen und Geschädigten mehr und 
mehr hinter die ideologische Aufklä- 
rungsarbeit zurücktrat. Stärker als bis- 
her sollte in der Tagespresse, in Vor- 
trägen, Zeitschriften, - Prachtbänden, 
Broschüren und Heimatkalendern über 
die Ostmark im Vordergrund die 
„Pflege des Deutschtums“ stehen, z. B. 
die Verherrlichung der ruhmreichen 
Traditionen der deutschen Kulturarbeit 
im Osten, die Begründung des ge- 
schichtlichen Rechts und der Pflicht des 
deutschen Volkes, über die slawischen 
Völker zu herrschen, die Überzeugung 
von der Notwendigkeit und der Bedeu- 
tung der Schaffung eines großdeut- 
schen Reiches für den Frieden und die 
wirtschaftliche und kulturelle Gesun- 
dung und Höherentwicklung Europas. 


In diesem Sinne schrieb Oberbürger- 
meister Dr. Kinne, Frankfurt (Oder), in 
„Zer- 
rissenes Land": 


„Gerade die geistigen Güter müssen in 
dem wirtschaftlich schwer bedrückten 
Lande gepflegt werden, sie dürfen nicht 
weiter so sträflich vernachlässigt wer- 
den. Durch eine zweckentsprechende 
ländliche Kulturpolitik, durch Schaffen 
geistiger Werte muß das Leben auf dem 


Lande anziehender gemacht werden. 


Ländliches Volkstum, Heimatgeschichte, 


' Heimatpflege und Heimatkultur müssen 


miteinander in Verbindung gebracht 
und so das Leben lebenswert gemacht 
werden ...“ 7%) 
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Daß es dem Frankfurter Oberbürger- 
meister bei diesen Forderungen nicht 
um die Pflege deutschen Volkstums um 
seiner selbst willen ging, sondern ein- 
deutig um die ideologische Vorberei- 
tung des geplanten Krieges gegen 
Osten, beweisen seine folgenden Aus- 
führungen: „Der Ostmärker müsse Mut 
aufbringen, wieder einmal den Bug des 
deutschen Schiffes nach Osten zu wen- 
den. Nach Osten wies das Schwert der 
erfolgreichen deutschen Eroberer im 
Mittelalter, nach Osten wies der kauf- 
männische Unternehmergeist der 
Hanse, nach Osten wies die Erkenntnis 
aller wahrhaft großen deutschen Staats- 
männer, die den scharfen Blick der 
Wirklichkeit besaßen. Sie stemmten sich 
bewußt dem deutschen Trieb nach Sü- 
den und Westen entgegen und mach- 
ten Ostmarkenpolitik!"75) 


Es ist unverkennbar, welchen Eindruck 
Hitlers „Mein Kampf“ bereits damals 
auf Kinne ausgeübt hatte! Allerdings 
vermied es Dr. Kinne, sich klar darüber 
zu äußern, ob er, wie Hitler, die Ziele 
dieser Ostpolitik auf kriegerischem oder 
auf friedliichem Weg erreichen wollte. 
In den zahlreichen Schriften und Arti- 
keln, die den Anspruch nicht bloß auf 
die verlorenen Ostgebiete, sondern 


“ auch auf die baltischen Staaten, auf 


weite Gebiete der Sowjetunion, der 
Balkanstaaten, Böhmens und Mährens 
und vor allem Österreichs mit der an- 
geblichen Kulturmission des deutschen 
Volkes und seiner überragenden kolo- 
nisatorischen Fähigkeiten und Leistun- 
gen zu begründen suchten, zeichneten 
sich jetzt immer deutlicher zwei Rich- 
tungen ab. Während manche Verfasser 
dabei an eine Erfüllung dieses Anspru- 
ches auf friedlichem Wege glaubten 
und einen Krieg gegen die östlichen 
Staaten möglichst vermeiden wollten, 
gab es andere, die aus ihren kriegeri- 
schen Absichten kein Hehl machten und 
zielbewußt und eifrig auf diesen Krieg 


hinarbeiteten. Diese antikommunisti- 
sche und antisowjetische Richtung in- 
nerhalb des Ostbundes und der ande- 
ren Ostverbände besaß vor allem viel 
Anhang unter den sogenannten vater- 
ländischen Verbänden und den militä- 
rischen Traditionsvereinen, die zumeist 
den reaktionären politischen Parteien 
und besonders der jetzt immer stärker 
aufkommenden Nazipartei angehörten. 
Auch der Verein für das Deutschtum im 
Ausland, der zahlreiche Schüler an den 
höheren Schulen für seine Ziele ge- 
wann, bewies mit seinen pompös auf- 


gemachten Veranstaltungen den star- 


ken Einfluß dieser Richtung. 


Zu welchen Geschichtslügen, gehäs- 
sigen Einstellungen, Verleumdungen, 
Maßnahmen und Verschrobenheiten 
sich manche Anhänger hinreißen ließen, 
zeigt folgendes Beispiel: In seinem Ar- 
tikel „Eine Jahrtausendfeier des Ostens“ 
in der Zeitschrift „Ostland“ suchte Bun- 
desdirektor Ginschel die Leser von der 
Notwendigkeit und dem propagandisti- 
schen Nutzen dieser Feier anläßlich 
eines vor 1000 Jahren erfochtenen deut- 
schen Sieges über ein slawisches Heer 
mit folgender Schilderung zu überzeu- 
gen: 


„Tausend Jahre sind es her, daß Hein- 
rich der Finkler, der gewaltige Slawen- 
bändiger, das nach der Völkerwande- 
rung bis zur Elbe und Saale vorgedrun- 
gene Slawentum sich unterwarf.., 


Den Hauptschlag gegen die Slawer. 
aber führten seine Feldherren am 
4. September 929 in der berühmten 
Schlacht bei Lenzen, in der seine wak- 
keren, wohlgeübten. Reiterscharen das 
weit über 100000 Mann betragende 
slawische Fußvolk vernichteten, etwa 
nach der Art, wie es Hindenburg an den 


Masurenseen im Weltkrieg tat. Was den 


Speeren und Schwertern entging, 
stürzte in sinnloser Furcht und im blei- 
chen Entsetzen flüchtend in den nahen 


Rudower See, wo alles ertrank, was auf 
feindlicher Seite übrig blieb, abgesehen 
von 800 Gefangenen, die am nächsten 
Tag geköpft wurden.“’®) 


Mit solcher Verherrlichung grausamer 
Bluttaten glaubte der Bundesdirektor 
des Deutschen Ostbundes Ginschel 
überzeugend dargelegt zu haben, worin 
seiner Meinung nach die Größe deut- 
schen Wesens und der überragenden 
kolonisatorischen Fähigkeiten und Lei- 
stungen der Deutschen gesehen werden 
sollten. Durch die Aufnahme dieses 
Artikels in die Zeitschrift „Ostland“ be- 
wies deren Herausgeber, Dr, Franz 
Lüdtke, der ebenfalls Bundesdirektor 
und Leiter der zentralen, in Frankfurt 
(Oder) eingerichteten „Geschäftsstelle 
für Kulturgemeinschaft des Deutschen 
Ostbundes" war, daß er die gleiche 
Auffassung wie Ginschel vertrat. Damit 
hatten aber die Verfasser und Heraus- 
geber zugleich gezeigt, welches Schick- 
sal sie den slawischen Völkern zuge- 
dacht hatten. Um die geschichtliche 
Größe der vor 1000 Jahren von Deut- 
schen vollbrachten „Ruhmestat“ vor 
aller Welt herauszustellen, verlangte 
Ginschel, daß alle „deutschbewußten 
Menschen“ durch ihre Teilnahme an 
den vorgeschlagenen Feierlichkeiten 
dazu beitragen sollten, sie zu einer 
überwältigenden Kundgebung des deut- 
schen Machtwillens und Weltmachtstre- 
bens zu gestalten. So schrieb er in dem 
Artikel: „Nötig ist auch die Teilnahme 
an dieser Feier von den Deutschen jen- 
seits der Grenzen, von den baltischen 
Provinzen bis hinunter an das Schwarze 
Meer und von den deutschen Siedlun- 
gen in den Karpatenländern und an der 
Wolga bis an den Ural und erst recht von 
den in Polen, Böhmen, in Ungarn und 
in Rumänien. Daß an dieser Feier auch 
die Deutschen in Deutsch-Österreich, 
im Salzburgischen und in Tirol wie im 
Burgenland teilnehmen, ist selbstver- 
ständlich. Nichts kann geeigneter sein, 
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wie diese Jahrtausendfeier, die Bewe- 
gung, die den Zusammenschluß Deutsch- 
Österreichs mit Deutschland bezweckt, 
zu fördern. ’”) 


In Frankfurt (Oder) wurde dieser Arti- 
kel Ginschels und besonders sein 
Mahnruf, sich für den Anschluß Öster- 
reichs an Deutschland und somit für 
das von den deutschen Imperialisten 
seit je erstrebte „Großdeutschland” ein- 
zusetzen, von den Mitgliedern und An- 
hängern des Deutschen Ostbundes und 
anderer Revanchistenvereinigungen mit 
freudiger Zustimmung und Begeisterung 
aufgenommen. Seitdem auf dem er- 
wähnten Ostmärkertag am 2. Septem- 
ber 1926 in Frankfurt (Oder) die Bun- 
despräsidenten v. Tilly und Ginschel 
sich leidenschaftlich darum bemüht hat- 
ten, die Kundgebungsteilnehmer für die 
Großdeutschland-Idee zu gewinnen und 
zu entflammen, war die Zahl der von 
dieser Idee Betörten und Verblendeten 
ständig gestiegen und zu einer breiten 
Massenbewegung in ganz Deutschland 
angewachsen. Als Ginschel jetzt, drei 
Jahre später, in seinem Artikel dazu 
aufforderte, diese Bewegung zu för- 
dern, war aus der einstigen Propa- 
gandalosung eine Aktionslosung, aus 
dem damaligen Weckruf ein Kampfruf 
geworden. Indem er ihn mit dem Aufruf 
zur Teilnahme an der vorgeschlagenen 
Feier zum ehrenden Gedenken der 
grausamen Hinschlachtung von mehr 
als hunderttausend Slawen verband, 
dabei diese Bluttat mit unverhohlener 


sadistischer Freude schilderte und als - 


Heldentat und Vorbild hinzustellen 
suchte, gab er seinem Mahn- und 
Kampfruf den Charakter eines Aufrufes 
zum Barbarismus, zur Unmenschlichkeit. 
In diesem Sinne wurde der Artikel Gin- 
schels auch von der Mehrzahl der An- 
gehörigen und Anhänger revanchisti- 
scher Vereinigungen in Frankfurt (Oder) 
verstanden. Die Tatsache, daß ihn das 


- offizielle Publikationsorgan des Deut- 
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schen Ostbundes, „Ostland“, veröffent- 
lichte, bestätigte ihnen, daß das Präsi- 


. dium dieses Bundes einmütig und ein- 


deutig die Richtung innerhalb der deut- 
schen Östpolitiker vertrat, die auf eine 
schnellstmögliche Verwirklichung ihrer 
Expansionsziele — einschließlich der da- 
zu als notwendig erachteten Errich- 
tung Großdeutschlands — mit allen Mit- 
teln, erforderlichenfalls auch mit kriege- 
rischen, hinarbeitete. 


Diese rechtsradikale revanchistische 
Richtung hatte sich in den letzten Jah- 
ren auch unter den Mitgliedern und 
Anhängern des Deutschen Ostbundes in 
Frankfurt (Oder) durchgesetzt. 


Bezeichnend für die Entwicklung in 
Frankfurt (Oder) war, daß sie im ent- 
scheidendem Maße gerade von den 
Stadtoberhäuptern, dem früheren Ober- 
bürgermeister Dr. Trautmann, der inzwi- 
schen Oberbürgermeister in Braunsberg 
geworden war, und seinem Stellvertre- 
ter und späteren Nachfolger, dem 
Oberbürgermeister Dr. Kinne, gefördert 
worden war. Sie waren dabei von der 
Mehrzahl der Stadträte und von ande- 
ren hohen Amts- und Würdenträgern in 
den in Frankfurt (Oder) tätigen staat- 
lichen und städtischen Behörden und 
Institutionen aufs wirksamste unterstützt 
worden, ebenso von  einflußreichen 
Geistlichen, angesehenen Leitern und 
Mitgliedern der Lehrkörper der Volks-, 
Berufs- und Oberschulen und vor allem 
von den Angehörigen des Offizierskorps 
der Reichswehrorganisation. 


Obwohl der Deutsche Ostbund durch 
die zunehmende Radikalisierung sei- 
ner revanchistischen/ Propaganda in 
immer schärferen Widerspruch zu den 
Grundsätzen und Bestimmungen der 
Reichsverfassung geriet, nahmen die 
genannten Kreise in Frankfurt (Oder), 
die gemäß $ 176 der Reichsverfassung 


sich durch Eid zur Beachtung und Ein- 


haltung ihrer Bestimmungen verpflich 
tet hatien, keinen Anstoß daran. Je 
mehr diese den Frieden gefährdende 
und gegen die Interessen der werktäti- 
gen Volksmassen gerichtete Tendenz in 
der Propaganda des Deutschen Ost- 
bundes hervortrat, desto stärker sahen 
sich die hochgestellten Diener des 
Staates und der Stadt, die zu dieser 
Entwicklung beigetragen hatten, aber 
gezwungen, die Fortführung und Ver- 
stärkung ihrer Tätigkeit für den Ost- 
bund mit neuen Argumenten zu recht- 
fertigen. 


Im Zuge der relativen Stabilisierung 
des Kapitalismus waren Reichtum, 
Macht und Einfluß der herrschenden 
Klassen beträchtlich gestiegen. Da- 
durch hatte sich auch die Lage der 
kleinbürgerlichen Schichten merklich 
gebessert, und die Mehrzahl der aus 
den früheren deutschen Ostgebieten 
Zugewänderten hatten in Frankfurt 
(Oder), aber auch in anderen Orten, 
neue, einträgliche Existenzgrundlagen 
gefunden. Es mußte darum als un- 
glaubwürdig erscheinen, wenn die Aus- 
übung wichtiger Funktionen im Deut- 
schen Ostbund jetzt weiterhin wie bis- 
her damit begründet würde, daß es die- 
sem Bund im wesentlichen um die so- 
ziale und humanitäre Unterstützung 
der in unerträgliche Not geratenen 
„Ostflüchtlinge“ zu tun sei, daß seine 
Propaganda hauptsächlich an die Ge- 
fühle der Menschlichkeit appelliere 
und die Rückgabe der abgetretenen 
ehemaligen deutschen Gebiete auf 
friedliichem Wege anstrebe, um aus 
den Nöten der Gegenwart herauszu- 
kommen. Allzu offensichtlich hatten die 
Ostbundführer gezeigt, daß sie nicht 
im geringsten daran interessiert wa- 
ren, die brennendsten Nöte der Ge- 
genwart beseitigen zu helfen, von de- 
nen gerade in Frankfurt (Oder) und in 
der mittleren Ostmark viele Tausende 
von Industriearbeitern infolge der kapi- 
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talistischen Rationalisierungsmaßnah- 
men betroffen wurden. Dazu gehörten 
vor allem die zahlreichen Arbeitslosen, 
von denen in Frankfurt (Oder) im No- 
vember 1926 trotz der damals vor- 
übergehend ‚herrschenden Konjunktur 
1600 gezählt wurden.’®) 


Völlig blind zeigte sich der Ostbund 
auch gegenüber dem drückenden 
Elend, dem die Landarbeiter und pol- 
nischen Saisonarbeiter ausgesetzt wa- 
ren, die auf den Gütern der Junker für 
Hungerlöhne schwere Arbeit leisten 
mußten. 


Der Kampf um die Absteflung dieser 


Nöte hätte für den Deutschen Ostbund 
Kampf gegen seinen imperialistischen 
Auftrags- und Geldgeber bedeutet, die 
ja die Urheber und Nutznießer dieser 
Nöte waren. Deshalb lenkten die füh- 
renden Ostexpansionspolitiker zur Be- 
gründung ihrer weitergespannten For- 
derungen den Blick ihrer Hörer und Le- 
ser nunmehr möglichst weg von der Ge- 
genwart und hin auf die weit zurück- 
liegende Vergangenheit, auf die Raub- 
und Eroberungszüge der Östlandritter 
und der späteren Feldzüge der Ar- 
meen der brandenburgischen Kurfür- 
sten, der preußischen Könige‘ und der 
deutschen Imperialisten. Die Deutschen 
hätten „den Boden Osteuropas mit 
ihrem Blute getränkt“ und, indem sie 
seine Bewohner ausrotteten oder grau- 
sam unterjochten, auf diese Weise die 
„deutsche Kultur nach dem Osten ge- 
tragen“. Dadurch sei „Deutschlands 
Recht auf die Beherrschung dieses 
osteuropäischen Raumes für alle Zei- 
ten begründet“ und Deutschland zu 
Macht und Größe gebracht worden. 


Um diese Größe wiederzuerlangen und 
noch mehr zu erhöhen, sei es notwen- 
dig, dem Vorbild der „Ostlandfahrer“ 
nachzueifern. Das verlange Haß und 
Verachtung gegenüber den slawischen 
Völkern, Wachrufen der niedrigsten 


Instinkte im Menschen und gebiete, vor 
keiner Härte, keinem Verbrechen und 
keiner Unmenschlichkeit zurückzu- 
schrecken. Es gehe ja jetzt nicht mehr 
bloB um die Rückeroberung der 1919 
verlorenen Gebiete, sondern um unbe- 
grenztes Vordringen nach dem 
Osten. Das erträumte und erstrebte 
Großdeutschland sollte immer weitere 
Gebiete umfassen. Überall, wo deutsche 
Eroberer ihren Fuß jemals hingesetzt 
hatten, sollte das Land als „deutsche 
Heimat“ gelten. 


Von dieser Auffassung -ließ sich offen- 
bar der frühere Frankfurter Oberbür- 
germeister Dr. Trautmann leiten, als er 
in seiner Broschüre über die Siedlungs- 
politik der Stadt Frankfurt (Oder) er- 
klärte, daß das Volk, das „auf vorge- 
schobener Bastion im deutschen Osten" 
steht, und „auf altem Kolonisations- 
land im jahrhundertelangem Kampf ge- 
gen Slawen und Polen“... „zäh sein 
Land verteidigt, ... auch wirklich im 
weitesten Umfange Anteil an diesem 
Lande, an seiner Heimat hat.“’”?) Das 
bedeutete, daß alle bisher von den 
Slawen bewohnten Gebiete, auf denen 
deutsche Eroberer vorgeschobene Ba- 
stionen errichteten, d. h., die sie den 
Slawen und Polen gewaltsam entrissen 
und in jahrhundertelangem Kampf be- 
hauptet hatten, sie durch diesen Raub 
in eine „Heimat der Deutschen“ ver- 
wandelten. 


Die gleiche Meinung über das Recht 
Deutschlands auf willkürliche und un- 
begrenzte Ausbreitung seines Herr- 
schaftsgebietes vertrat auch sein Nach- 
folger Dr. Kinne, der das, was Dr. 
Trautmann als „vorgeschobene Ba- 
stion im deutschen Osten“ bezeichnete, 
„deutsche Ostmark“ nannte. Den Re- 
vanchisten, die sich darauf beschränk- 
ten, die Rückeroberung der an Polen 
abgetretenen preußischen Provinzen 
zu fordern, hielt Dr. Kinne entgegen: 





„Drei Ostmarken haben wir, die noch 
unter dem Gebot deutschfeindlicher 


Machthaber stehen.“ Daraus schlußfol- 


gerte er: „Aus drei Ostmarken, die 
heute noch unter viele staatliche Sy- 
steme aufgeteilt sind und die in ihrer 
Wirtschaftspolitik unter der 
kung raumfremder Mächte noch 
selbständige Tendenzen verfolgen, dar- 
aus eine umfassende großdeutsche 
Ostmark. zu machen, das ist unsere 
Aufgabe, von deren Lösung schließlich 
der Erfolg der deutschen Zukunft im 
weiteren Östen, in den Balkanländern 
und im Baltikum und nicht zuletzt auch 
in Polen abhängt. "®®) 


Sowohl Trautmann wie Kinne hatten 
sich in ihrer publizistischen Tätigkeit 
zu wichtigen Problemen des Siedlungs- 
wesens, der Erhöhung der Schiffbarkeit 
der Oder u. a. m. mit beachtlicher 
Sachkenntnis geäußert. Auch waren 
während ihrer Amtstätigkeit in Frank- 
furt (Oder) auf manchen Gebieten 
sichtbare Fortschritte erzielt worden. 
Deshalb erfreuten sich beide bei vie- 
len Bürgern der Stadt und in der Be- 
völkerung des Regierungsbezirkes 
Frankfurt (Oder) hohen Ansehens und 
großer Beliebtheit. Ihre Außerungen 
zur Östexpansionspolitik des deutschen 
Imperialismus fanden daher starken 
Widerhall und wirkten sich sehr 
unheilvoll aus, 


Großen Erfolg bei der Irreführung und 
der revanchistischen Verhetzung beson- 
ders der religiös eingestellten Bevölke- 
rung erzielte der Frankfurter Pfarre: 
Lic. Riehl, der sich mit ungewöhnlichem 
Eifer für die Ziele des deutschen Im- 


perialismus einsetzte und dabei sich ° 


ebenso plumpster Fälschungen und der 
plattesten Heucheleien und Schmeiche- 
leien bediente. So hatte er auf einer 
stark besuchten Kundgebung des 
„Vereins ehemaliger deutscher Pose- 
ner“, der weitaus größten Ortsgruppe 


23. 


Einwir-. 


= her Zn BE en mn 


— 


u u rm nn menden 


u nn 


——— 


EEE ie _ 
mn En nn u 


wi nn FE a TE "7 I 7 TE u ee 


des Deutschen Ostbundes in Frankfurt 
(Oder), den Teilnehmern einzureden 
versucht, daß „gerade die Posener von 
der göttlichen Vorsehung besonders be- 
stimmt“ seien, als „vertriebene Ost- 
märker ihren Volksbrüdern Lichtbrin- 
ger“ zu sein, da „sie doch, wie festge- 
stellt, die kirchlichsten Mitglieder der 
Gemeinden seien.“?') 


Die Woahnidee, daß die deutschen 
Menschen, ganz besonders aber die 
deutschen Ostmärker, von der gött- 
lichen Vorsehung ausersehen seien, 
über die von Natur aus „minderwerti- 
gen" slawischen Völker zu herrschen 
und ihnen als Kulturbringer „Lichtbrin- 
ger“ zu sein, vertrat auch in Frank- 
furt (Oder) der wiederholt erwähnte 
rechtsradikale Stadtverordnete Ober- 
steuersekretär F. K. Kriebel mit größ- 
ter Leidenschaftlichkeit und Gewissen- 
losigkeit. Seine Vorträge, Artikel und 
Gedichte, mit denen er zum Krieg ge- 
gen Polen aufzuhetzen versuchte, 
strotzten förmlich von Geschichtslügen, 
gehässigen Beschimpfungen des pol- 
nischen Volkes, wie von Beschönigun- 
gen und Verherrlichungen der Taten 


deutscher Eroberer und von flehenden . 


Bitten um göttlichen Beistand bei 
der Zerschmetterung dieses Feindes. 


Ein typisches Beispiel dafür ist sein Ge- 
dicht „Grenzschutz Ost“. Die unter die- 
ser Bezeichnung zusammengefaßten 
konterrevolutionären „Freikorps" waren 
bekanntlich nach dem Zusammenbruch 
des deutschen Imperialismus und dem 
Ausbruch der Novemberrevolution 1918 
von erzreaktionären Kräften des deut- 
schen Monopolkapitals und des Jun- 
kertums mit Unterstützung sozialdemo- 
kratischer Minister gegründet und aus- 
gehalten worden. Sie erhielten u. a. den 
Auftrag, in Oberschlesien einzufallen, 
um die Bewegung der polnischen und 
deutschen Arbeiter, die für die Weiter- 
führung der begonnenen Revolution 
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eintraten, ‚blutig niederzuschlagen, um 
die Herrschaft des deutschen Imperia- 
lismus über dieses Gebiet wieder her- 
zustellen und zu erweitern. Nach eini- 
gen unbedeutenden Erfolgen hatten sie 
eine schmähliche und vernichtende 
Niederlage erlitten. 


Da die Erinnerungen an diesen schimpf- 


lichen Mißerfolg einer vom deutschen‘ 


Imperialismus angestifteten Ostexpan- 
sionspolitik die Propaganda für einen 
erneuten Vorstoß nach dem Osten er- 
schwerte, versuchte Kriebel in seinem 
Gedicht die Teilnehmer an der mißlun- 
genen Invasion als vorbildliche Helden 
hinzustellen und den Überfall sowie die 
dabei begangenen Verbrechen zu ver- 
harmlosen und zu verherrlichen. 


So schrieb er: 


„Ostwärts zog ein graues Heer — 
hunderttausend Männer sangen, 
Trommeln und Trompeten klangen, 
Schritte dröhnten hart und schwer. 


„Wir beschirmen Haus und Herd“, — 
sangen sie, die Herzen glühten 

und die blauen Augen sprühten; 
klirrend schlug der Takt das Schwert. 


Und zerschlagen ward der Feind. — 
Doch, die einst so fröhlich sangen, 
sind zur Ruhe eingegangen, 

und die Heimat klagt und weint“ .8'a) 


‘Um die niederschmetternde Wirkung 


des katastrophalen Ausgangs des so 


übermütig und siegesgewiß begonne- 


nen Ostfeldzuges zur Unterwerfung 
der gegen ihre imperialistischen Unter- 
drücker sich wehrenden Arbeiter abzu- 
schwächen, wies Kriebel darauf hin, 
daß diese Niederlage nicht vergessen 
und nicht vergebens gewesen sei. Sie 
habe vielmehr im deutschen Volk eine 


. Massenbewegung ausgelöst, die von 


überirdischen Mächten die Sendung 
eines Retters erflehte und erwartete. 
Mit Hilfe des Himmels werde er im 
deutschen Volk das Gefühl der Aus- 


erwähltheit und Unübertrefflichkeit wie- 
der stärken und ihm Sieg und Weit- 
herrschaft erringen, seine Feinde aber 
niederzwingen und in tiefe Trauer stür- 
zen. Im Geiste solcher Frömmelei, die 
seit eh und je chauvinistische Eroberer 
und Revanchisten auszeichnete, läßt 
Kriebel sein Gedicht mit folgenden 
Versen ausklingen; 


„Aus Millionen Herzen drängt 
himmelan ein heißes Flehen: 
„Laß den Retter uns erstehen, 
der der Knechtschaft Fesseln sprengt, 


der der Feinde Siegesschrei 
jäh in tiefe Trauer kehrt. — 


Herr, gib ihm das Siegfriedschwert! 
Vater unser, mach uns frei!"®'b) 


Von blindem Haß gegen das polnische 
Volk erfüllt und bewußt die Augen 
verschließend vor dem großen Beitrag, 
den hervorragende polnische Gelehrte, 
Erfinder und Entdecker, Dichter, Schrift- 
steller und Künstler, Heerführer, Staats- 
männer und Revolutionäre zum Fort- 
schritt der Menschheit auf sozialem, 
kulturellem und politischem Gebiet ge- 
leistet haben, erfrechte sich Kriebel in 
einem Vortrag vor der Ortsgruppe in 
der Frankfurt (Oder) benachbarten 
Stadt Reppen (dem heutigen Rzepin in 
der polnischen Wojewodschaft Zielona 
Gora), zu der ungeheuren Beschimp- 
fung, Polen sei „in der Geschichte nie 
Kulturträger, sondern nur Kulturver- 
nichter“ gewesen.?) 


Im gleichen Vortrag begründete er die 
Forderung auf Rückgabe der an Polen 
abgetretenen Gebiete an Deutschland 
mit der Behauptung: „Für die Zugehö- 
rigkeit eines Landes kann nur der kul- 
turelle Bestand maßgebend sein, der 
dem Lande sein Gepräge und seinen 
Wert gibt.“®®) Auf der Monatsver- 
sammlung der Ortsgruppe des Reichs- 
verbandes der Ruhe- und Warte- 
standsbeamten in Frankfurt (Oder) ver- 
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trat er dagegen in einem Vortrag u. a. 
die Ansicht, die Deutschen hätten 
schon deshalb einen Anspruch auf die 
polnischen Gebiete, weil sie diese bis 
um das Jahr 500 bewohnt hatten. Be- 
greiflicherweise unterließ er dabei jede 
Bemerkung darüber, mit welchem „kul- 
turellen Bestand“ die damaligen „deut- 
schen“ Bewohner dem Lande „sein Ge- 
präge und seinen Wert“ gegeben hät- 
ten.°®) 


Nicht nur aus fernster Vergangenheit, 
sondern auch aus der unmittelbaren Ge- 
genwart versuchte Kriebel Argumente 
Forderungen des deutschen Imperialis- 
mus an Polen zu entnehmen. Obwohl 
ihm wie seinen Hörern bekannt war, 
daß die Weltwirtschaftskrise auch 
zur Begründung der revanchistischen 
außerhalb Deutschlands und selbst in 
der Industrie Polens zu einem rapiden 
Anstieg der Arbeitslosigkeit geführt 
hatte, erklärte er in dem erwähnten 
Vortrag in Reppen: „Weil der Verlust 
dieser deutschen Lande einer der 
Hauptgründe für unsere Arbeitslosig- 
keit ist, müssen sie auch wieder unser 
werden.“®>) 


Trotz der Haltlosigkeit und Unsinnigkeit 
vieler seiner Argumente gewann er mit 
ihnen viele neue Anhänger der extrem 
revanchistischen Bewegung und Nach- 
ahmer seiner Agitationsmethoden. Zu 
ihnen gehörte u. a. Dr. A. Steffens, der 
gleichfalls das Recht Deutschlands auf 
die polnischen Gebiete damit begrün- 
dete, daß sie einst „ureigenster germa- 
nischer Heimatboden“ waren, und der 


„Drang nach dem Osten“, der den . 


Deutschen in den späteren Jahrhunder- 
ten eigentümlich war, folgendermaßen 
zu erklären suchte: „Und Erinnerung, 
traumverloren und geheimnisvoll, mag 
nachgewirkt haben, als in den  Deut- 
schen der Zug nach dem Osten er- 
wachhte, als er sie mächtiger und mäch- 
tiger vorwärts trieb zur Wiedererwer- 
N 
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bung der alten germanischen Heimat 
an der Oder, Ostsee und Weich- 
sel,"26) 

Auch in dem „Ostmärkischen Bauern- 
lied“ von W. Kotzde glaubt man Töne 
zu vernehmen, die Kriebel abgelauscht 
wurden. Es beginnt: „Wir pflügen, wir 
graben ein heiliges Land, ...“ und er- 
hebt sich dann in der 3. Strophe zu 
ähnlichem chauvinistischen frömmeln- 
den Flehen, wie es Kriebel zu heucheln 
verstand: 


„Und deutsch sei die Erde und 
deutsch das Land, 

zerschmettre den Feind, du deutsche 
Hand. 

Wir flehen dich, Herr über Not und 
Krieg, 

o gib uns im Kampfe, o gib uns den 
Sieg!“ ®?) 


Von größter Bedeutung für die Gewin- 
nung der Frankfurter Bürger für den 
immer mehr sich verschärfenden radi- 
kalen Kurs der Ostexpansions- und Re- 
vanchepolitik des deutschen Imperia- 
lismus war jedoch nach wie vor die be- 
sonders tatkräftige Unterstützung durch 
das Präsidium des Deutschen Ostbun- 
des, vor allem seines Vizepräsidenten, 
Dr. Franz Lüdtke. Er war durch seine 
engen vertraulichen Beziehungen zu den 
einflußreichsten Vertretern der Mono- 
polbourgeoisie, des Junkertums und der 
Stadtbürokratie aufs genaueste über 
die entscheidenden Ziele und Wege der 
Außenpolitik des deutschen Imperialis- 
mus unterrichtet. Deshalb kannte er 
auch am besten die Rolle, die Frank- 
furt (Oder) im Rahmen dieser Politik 
zugedacht war, und bemühte sich, daß 
diese Stadt immer deutlicher und wirk- 
samer zum Ausstrahlungszentrum ost- 
expansionistischer Propaganda für die 
mittlere Ostmark werde, um dem deut- 
schen Imperialismus erforderlichenfalls 
als geeignetes Ausfallstor und als 
Nachschubbasis in einem störungs- 
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freien Aufmarschgebiet.nach Osten hin 
dienen zu können. Dabei zog er große 
Vorteile aus den freundschaftlichen Be- 
ziehungen zu den führenden Repräsen- 
tanten der Stadt, ihrer Garnison und 
besonders zu den revanchistischen Ver- 
einigungen. Vor allem übertraf Lüdtke 
seine Mitstreiter auf dem Gebiet der 
Propaganda und Agitation beträchtlich 
in der Beherfschung vielseitiger und be- 
sonders wirkungsvoller Mittel der De- 
magogie und der geschickten Tarnung 
seiner arbeiterfeindlichen und profa- 
schistischen Haltung und Gesinnung. 


Bereits 1924 hatte Lüdtke sich für den 


‘ Faschistenführer Hitler eingesetzt, als 


dieser wegen des im November 1923 
angezettelten Putsches in München vor 


Gericht gestellt wurde. Die Nachricht . 


über die Eröffnung des Prozesses gegen 
Hitler betrachtete er vor allem als will- 
kommenen Anlaß und große Möglich- 
keit, ‘der Ostexpansionspropaganda 
neue starke Impulse zu geben. Da ihm 


Hitler als eifriger Mitstreiter im Kampf 


um die ÖOstexpansionsziele des deut- 
schen Imperialismus bekannt war, em- 
pörte er sich nicht über dessen Verbre- 
chen, sondern darüber, daß man ihn 
dieser Verbrechen wegen zur Rechen- 
schaft zog. 


In seiner Stellungnahme zum Hitler- 
prozeß, die er in einer Beilage „Ost- 
land-Kultur“ zum „Ostland“ veröffent- 
lichte,®®) verlor er kein Wort darüber, 
daß „Hitler und seine militaristischen 
und imperialistischen Gönner und Hel- 
fer mit ihrer zügellosen Mordhetze, 
ihren gewissenlosen Kriegs- und Re- 
vanchedrohungen wie mit ihrem aben- 
teuerlichen Putsch dem deutschen Volk 
in einer Zeit schwerster Krise schweren 
Schaden zufügten und die Gefahr eines 


neuen, noch schrecklicheren Weltkrie- 


ges heraufbeschworen. Die Dinge völ- 
lig auf den Kopf stellend, malte er ein 
furchterregendes Bild von der waffen- 
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starrenden Welt, die rings um Deutsch- 
land bereitstünde, um es zu vernichten. 
Die Deutschen aber sähen dieser Be- 
drohung nicht nur tatenlos zu, sondern 
böten der Welt mit dem Hitlerprozeß 
ein „jämmerliches Schauspiel“ der 
„Volkszerreißung“" und „Selbstzerflei- 
schung“, da in ihm „Deutsche gegen 
Deutsche“ standen, „die im Grunde 
dasselbe wollten“. Der Hitlerprozeß sei 
darum „mehr als ein Symptom unserer 
kranken Zeit”, er sei „ein grenzenlos 
trauriges, schreckliches Symbol unserer 
Geschichte überhaupt“. Mit ihm bestä- 
tigte sich die „jahrtausendealte Tragödie 
unseres Volkes, die Tragödie des Bru- 
derkampfes“.°?) | 


Um das deutsche Volk von diesem tra- 
‚gischen Geschick zu erlösen, sei es not- 
wendig, ihm das Ideal einer Volks- 
gemeinschaft vor Augen zu führen. Zu 
diesem Zweck greift Lüdtke bedenken- 
los zu einer neuen Geschichtslüge. Das 
Jahrtausend deutscher Geschichte, daß 
er eben noch als eine Epoche des Bru- 
dermordes charakterisierte, preist er 
jetzt, weil es ihm für die Betörung sei- 
ner Leser mit Verherrlichungen der 
Östlanderoberer als zweckdienlich er- 
scheint, als Zeitalter höchster Triumphe 
fruchtbarer deutscher Volksgemein- 
schaft. Er schreibt: „Wie ist denn in 
einem Jahrtausend die Ostmark deutsch 
geworden? Durch die Volksgemein- 
schaft der Bürger und Bauern, Ritter 
und Mönche, durch die Volksgemein- 
schaft der Bayern und Sachsen, Schwa- 
ben und Franken, durch die Volks- 
gemeinschaft von Christen jeglichen 
Bekenntnisses und Männern jeglicher 
Partei.” 


Lüdtke war überzeugt, daß die Masse 
der Bevölkerung aus dem Geschichts- 
bild, wie es damals gemeinhin in Schu- 
len und Hochschulen, durch Literatur 
und Presse, besonders aber durch das 
„Ostland“ und andere revanchistische 
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Zeitschriften vermittelt wurde, kaum et- 
was über die scharfen Klassengegen- 
sätze und blutigen Klassenkämpfe ent- 
nehmen konnte, die unter den klassen- 
mäßig bunt zusammengesetzten Scharen 
der deutschen Ostlanderoberer frühe- 
rer Jahrhunderte das Zustandekom- 
men einer Volksgemeinschaft verhindert 
hatten.??) 


Nicht zuletzt dieser beschränkten Ge- 
schiehtskenntnis wegen glaubte Lüdtke 
den Mitgliedern des „Deutschen Ost- 
bundes“ die Rolle zuweisen zu” können, 
ihren deutschen Zeitgenossen gegen- 
über gleichsam als Apostel aufzutre- 
ten. Sie sollten ihnen den Weg zur Er- 
lösung aus der deutschen Misere der 
Gegenwart zeigen: Den Weg zum Zu- 
sammenschluß in einer Volksgemein- 
schaft nach dem Vorbild der früheren 
deutschen Eroberer und Kolonisatoren 
des Ostens? Dadurch würden sie die 
verlorenen Östgebiete zurückgewinnen 
und Deutschland, so, wie nach Lüdtkes 
Meinung auch Hitler es’erstrebt, in das 
„Licht eines neuen, besseren, freien Ta- 
ges führen“.?') 


Dementsprechend richtete Lüdtke an 
die Ostbündler die Worte: „Wollt ihr, 
daß unsere majestätische Weichsel, daß 
Warthe, Netze, Brahe, Memelstrom und 
der Oberlauf der Oder ewig durch ge- 
knechtetes Land rauschen? Nein!... 
Aber wenn ihr das alles nicht wollt, 
dann handelt auch danach, dann 
reicht euch die Hände... Ostbündler 
in Nord, Süd, West und Ost unseres 
Vaterlandes, ihr seid” dazu berufen, 


dieses deutsche Evangelium zu ver- 
künden!“,,. .?2) 


Mit diesem offenen Eintreten für 
einen Revanchekrieg und der .Über- 
nahme vieler Glorifizierungen der deut- 
schen Östexpansion und Diffamierun- 
gen der slawischen Völker aus dem Ar- 
senal des deutschen Faschismus in sein 
eigenes propagandistisches Rüstzeug 
u 


trug Lüdtke viel dazu bei, daß in 
Frankfurt (Oder) zahlreiche Bürger sich 
zu Hitler und seinen volksfeindlichen 
Zielen bekannten.??) 


Großer Beliebtheit erfreute sich Franz 
Lüdtke in Frankfurt (Oder) auch da- 
durch, daß er sich oft und gern in der 
Rolle als Heimatdichter gefiel und da- 
mit auch empfindsamere Gemüter für 
eine im Grunde genommen doch von 
Haß, Kriegsdrehungen und Kampfeslust 
erfüllten politischen Anschauungen und 
Forderungen gewann. Viele seiner Ge- 
dichte wurden im „Ostland" oder auch 
in der Frankfurter „Oder-Zeitung” ver- 
öffentlichtt und häufig auf Kundge- 
bungen und anderen Veranstaltungen 
des Deutschen Ostbundes und ande- 
rer Revanchistenvereinigungen rezi- 
tiert. 


In dem Bestreben, aus dem gemein- 
samen Erleben. der schönen heimat- 
lichen Landschaft Gefühle der Zu- 
sammengehörigkeit und des Bewußt- 
seins einer Volksgemeinschaft zu wek- 
ken, besingt er z. B. die Oderlandschaft 
um Frankfurt (Oder) mit folgenden 
Worten: 


„Wo die Oder ihr silberbrokatenes 
Band 

in die grünen Gefilde spannt, 

ist heiliges Land, ist deutsches Land, 
dann wirken wir Hand in Hand. 


Hand in Hand, wir Menschen 
der Heimat, 

Hand in Hand, wir Kinder der 
Ostmark, 

Vaterland, Ostland, für dich!" ?*) 


Lüdtke konnte dessen gewiß sein, daß 
die Leser der „Frankfurter Oder-Zei- 
tung“ ihm für dieses idyllische Bild 
ihrer Heimat, in dem er jede Spur von 
Ausbeutung und Klassenkampf 'wegge- 


-]assen hatte, dankbar waren. Doch ihm 


war es ja nicht darum zu tun, sie mit 
dem Traum von einem friedlichen Zu- 
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sammenwirken einzulullen. Er wollte 
sie vielmehr aufrütteln, daß sie gegen 
die Feinde im Osten zusammenstehen 
sollten. Darum zerriß er in der folgen- 
den Strophe das selbstentworfene Trug- 
bild von Frieden und Eintracht, indem 


er auf die „drohenden Wolken am. 


Himmelsrand im Osten hinwies und 
zugleich daran \ erinnnerte, daß 
„Schmach und Wahn uns die Waffe 
entwand“, um das „heilige Land” zu 


schützen. 


Nachdem er so den braven Östmär- 
kern das Gefühl der Bedrohtheit und 
des Hasses gegen die Bedroher einge- 
flößt hatte, "glaubte er, ihnen das Ge- 
löbnis in den Mund legen zu können: 


„Und wenn einst wieder der höl- 
lische Brand 

hinfegt über deutsches Land, 

dann steh'n wir aufrecht und 
halten stand, 


Brüder, dann Hand in Hand! 


Hand in Hand, als Menschen 
der Heimat, 

Hand in Hand, als Kinder der 
Ostmark, 

Vaterland, Ostmark, für dich!"?) 


Auch in den Kreisen der sogenannten 
gebildeten Stände in Frankfurt (Oder) 
erwarb sich Lüdtke mit derartigen Ge- 
dichten sowie durch seine Vorträge 
und Aufsätze viele Anhänger und 
Freunde. Tiefen Eindruck auf manche 
Vertreter dieser Schichten rief sogar 
sein plumper Versuch hervor, den von 
deutschen Imperialisten und Faschisten 
erhobenen Anspruch auf Weltbeherr- 
schung damit zu begründen, daß „das 
deutsche Volk das Volk der größten 
geistigen Heroen der Welt“ sei.) Da 
er befürchten mußte, daß seine Aus- 
führungen, mit denen er diese Behaup- 
tung beweisen wollte, als Ausdruck 
überspannter nationalistischer deut- 


. scher Überheblichkeit und lächerlicher 


Unkenntnis der Leistungen anderer 
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Völker aufgefaßt werden könnten, 
täuschte er zunächst eine selbstkri- 
tische Einstellung und sogar eine Kri- 
tik an dem Wesen des deutschen Vol- 
kes vor, das er sonst als untadelhaft 
hinstellte. Auf Fichte sich berufend, be- 
gann er mit dem Eingeständnis, „daß 
wir nicht so wesensstark waren, wie 
wir es sein könnten und sein müßten.“ 
Dann erklärte er: 


„Die Geisteshelden, die Gott uns aus 
unserem Blut und Volkstum heraus, ent- 
stehen ließ, weisen den Weg zum 
Hochziel. Dieses Hochziel will nicht, 


“daß wir die Welt — es will, daß wir uns 


selbst beherrschen.“?”) 


Dann aber werblüffte er die Leser mit 
einem tollkühnen Sprung heraus aus 
der ihm im Grunde genommen doch 
fremden humanistischen Ideenwelt 
und mitten hinein in nationalistischen 
Größenwahn und zügellosen Chauvinis- 
mus, indem er fortfährt: 


„Wenn wir uns aber selbst beherr- 
schen, dann fällt uns das andere von 
selbst zu— denn dann sind wir 
stärker als die anderen. Dann haben 
wir ein Recht, ein innerliches, sittliches 
Recht, den anderen unseren Geist zu 
bringen, das Recht zu kolonisieren, um 
von uns aus die Welt zu erneuern"... 
Es steckt schon etwas in dem Wort, das 
einst ein deutscher Dichter formte: 
„Und es soll am deutschen Wesen ein- 
mal noch die Welt genesen.“ Machen 
wir Deutsche, wie Ostmärker vor allem, 
diese Worte zur Wahrheit!“?®) 


Den führenden revanchistischen Kräf- 
ten in Frankfurt (Oder) hatte Lüdtke 
mit diesen Ausführungen voll und ganz 
aus dem Herzen gesprochen. Seinen 
Mahnungen folgend, bemühten sie 
sich, ihren EinfluB auf immer weitere 
Gebiete der „mittleren Ostmark“ und 
darüber hinaus auszudehnen und zu 
verstärken. Damit gedachten sie, die 
Rolle und Bedeutung der Stadt als 


Bollwerk der imperialistischen Ost- 
expansionsbestrebungen zu bekräftigen 
und zu erhöhen. Im hohen Maße wurde 
das dadurch begünstigt und erleichtert, 
daß es im Jahre 1927 gelang, Frank- 
furt (Oder) zum Sitz der Leitungen wich- 
tiger überregionaler Organisationen zu 
erheben. Vor allem waren es die fol- 
genden beiden Verbände: 


1. Der „Brandenburgische Verkehrs- 
verband", der die neugegründete 
Spitzenorganisation der branden- 
burgischen Verkehrsversine dar- 
stellte. Er bezeichnete als seine 
Aufgabe „die Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse zur Hebung des 
Fremdenverkehrs und zur Hebung 
der Wirtschaft überhaupt im gesam- 
ten Wirtschaftsgebiet des mittleren 
Ostens.“??) ! 


2. „Der Wirtschafts- und Kulturbund für 
das Grenzkreisgebiet Frankfurt 
(Oder)“, Dieser erklärte als sein Ziel, 
für das Gebiet Ostbrandenburg fol- 
gendes zu erwirken: 


„1. Die Anerkennung seiner durch 
die östliche Grenzziehung geschaf- 
fenen schwierigen Lage und 

2. die Hilfe von Staat und Reich für 
Ostbrandenburg.“ !00) 


Von Frankfurt (Oder) aus entfalteten 
beide Verbände eine rege, weit- 
ausstrahlende und erfolgreiche wirt- 
schaftliche. und kulturelle Tätigkeit. Sie 
trugen zugleich zur Propagierung der 
Ostpolitik des deutschen Imperialismus 
bei und unterstrichen auf diese Weise 
die führende Rolle der Stadt Frank- 
furt (Oder) innerhalb der „mittleren 
Ostmark". 


Nach dem Urteil des Frankfurter Stadt- 


rates Dr. Friedrich war es vornehmlich 
das Verdienst dieser beiden Organi- 
sationen, daß im Mai 1927 eine Be- 
reisung der Ostmark durchgeführt 
wurde, an der Abgeordnete der Parla- 
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mente und führende Vertreter staat- 
licher Behörden und der Presse aus 
ganz Deutschland teilnahmen. '') 


Mit dieser Ostmark-Bereisung und der 
Herausgabe zahlreicher Schriften und 
wirkungsvollen Anschauungsmaterials 
sollten das Interesse und das Ver- 
stäöndnis für die Not und die Be- 
dürfnisse der Ostmark geweckt wer- 
den. Nach einem Bericht von Margot 
Müntz über die Arbeit des Wirtschafts- 
und Kulturbundes tat sich dieser Bund 
besonders hervor.'%) Er sammelte 
eine Fülle statistischen Materials über 
die angeblich durch die östliche 
Grenzziehung von 1919 verursachten 
Nöte in Ostbrandenburg und übergab 
es den Behörden und Parlamenten. 
„Diese Arbeit wurde“, wie Margot 
Müntz weiter berichtete, „in Tagungen 
vertieft. Durch Werbekarten wurde ‚mit 
Unterstützung der gesamten deutschen 
Presse die Not Ostbrandenburgs hinaus- 
getragen in andere Gegenden unseres 
Vaterlandes...." 


Obwohl die Verfasser dieser Werbe- 
schriften und des statistischen Materials 
ebenso wie die Empfänger desselben 
wußten, daß diese Nöte, die darin 
geschildert wurden, bereits vor der 
östlichen Grenzziehung von 1919 be- 
standen, erreichte der Wirtschafts- und 
Kulturbund im Zusammenwirken mit 
dem Brandenburgischen Verkehrsbund 
und nicht zuletzt durch persönlichen 
Einsatz von OÖberbürgermeister. Dr. 
Kinne, daß der preußische Staat Ost- 
brandenburg als durch die Grenzzie- 
hung geschädigtes und gefährdetes 
Land anerkannte und unterstützte. Es 
erhielt von den insgesamt bewilligten 
Mitteln 

in Höhe von 41 Millionen Mark der 
Reg. Bez. Frankfurt 1926 = 400000 M 
in Höhe von 11,5 Millionen Mark der 
Reg. Bez. Frankfurt 1927 = 1 200 000 
Mark 
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In Höhe von 4 Millionen Mark der Reg. 
Bez. Frankfurt 1928 = 200 000 Mark'03) 
Die 1928 überraschend vorgenommene 
erhebliche Senkung der staatlichen 
Hilfszuschüsse für den Regierungsbe- 
zirk Frankfurt (Oder) führte dazu, daß 
der auf Anregung des Wirtschafts- und 
Kulturbundes für den Grenzkreis Frank- 
furt (Oder) gebildete „Ortsausschuß“ 
auf seiner Beratung Mitte März in 
Frankfurt (Oder) folgende Resolution 
annahm und der Regierung übersandte: 
„Wir fordern nachdrücklich eine aus- 
reichende Unterstützung von Reich und 
Staat durch angemessene Berücksichti- 
gung bei der Verteilung der für die 
Ostgebiete bereitgestellten und noch 
bereitzustellenden Reichs- und Staats- 
mittel. Der Regierungsbezirk Frank- 
furt (Oder) ist nicht nur selbst östliches 
Grenzland, sondern Angelpunkt aller 
östlichen Grenzmarkbezirke.“ 104) 


Nach den Berichten von Margot 
Müntz ließ der „Wirtschafts- und Kul- 
turbund“, ausgehend von dem Grund- 
satz „Verkehr bringt Geld unter die 
Leute und hilft der Wirtschaft“, „es sich 
angelegen sein, dem Land nicht nur 
durch Unterstützung zu helfen; er 
zog großzügige Propaganda-Tagungen, 
Veranstaltungen von größerem Um- 
fange in das ostbrandenburgische Ge- 
biet",'05) 


Seit den großen öffentlichen Kundge- 
bungen, die seiner Zeit im Rahmen der 
OGELA und der „Werbewoche für Wirt- 
schaft und Sport“ in Frankfurt (Oder) 
stattfanden und zur Werbung für die 
Ostexpansionsbestrebungen des deut- 
schen Imperialismus größtmöglich aus- 
genutzt wurden, war diese Oderstadt 
im zunehmenden Maße von den ver- 
schiedensten militaristischen und revan- 
chistischen Verbänden zur Durchfüh- 
rung von zentralen Werbeveranstal- 
tungen erwählt worden. Eine nicht ab- 
reißende Kette von Kameradschafts- 


und Erinnerungstreffen, Einweihungen 
von Gedenksteinen und -tafeln u. a. m. 
bot den Traditionsverbänden ehemali- 
ger Offiziere und Soldaten der frühe- 
ren kaiserlichen Regimenter, aber auch 
anderen militärisch und revanchistisch 
eingestellten Vereinigungen reiche Ge- 
legenheit zu wüsten Hetzreden und 
mehr oder weniger offenen Kriegsdro- 
hungen gegen Polen, die Tschechoslo- 
wakei und vor allem gegen den von 
ihnen meistgehaßten Bolschewismus. 
Gleichzeitig benutzten die Militaristen 
diese- Veranstaltungen zu Verherr- 
lichungen des ehemaligen kaiserlichen 
Deutschlands, besonders seiner Armee 
und seiner Flotte. Zu diesen Anlässen 
trafen meist viele Anhänger der revan- 
chistischen Ostpolitik des deutschen 
Imperialismus aus den verschiedensten 
Kreisen der „mittleren Ostmark“ und oft 
auch aus entlegensten Gebieten des 
Reiches in Frankfurt (Oder) ein und 
empfingen hier neuen Änreiz und neue 
Anweisungen für ihre Tätigkeit. 


Von großer Bedeutung in dieser 
Hinsicht erwies sich die „Freiheits- 
kundgebung der Vaterländischen Ver- 
bände“, die am 17. Februar 1928 in 
Frankfurt (Oder) stattfand, auf der der 
Landesverbandsführer des „Stahlhelm“, 
Rittmeister a. D. von Morozowicz, die 
müde Resignation des Bürgertums be- 
klagte und geißelte und die Anwesen- 
den ermahnte, die kampfbewährten 
Mitglieder des „Stahlhelm“ und an- 
derer nationalistischer Verbände, die 
in blutigen Auseinandersetzungen mit 
„vaterlandslosen Gesellen“ ihren Mann 
gestanden hatten, sich zum Vorbild zu 
nehmen und als Helden zu verehren. 
Dies gelte auch für die seiner Meinung 
nach fälschlich als Fememörder Ange- 
klagten. Deutlicher noch als in dieser 
gegen die revolutionäre Arbeiterbewe- 
gung gerichteten Äußerung kam der 
reaktionäre Klassencharakter der Kund- 
gebung und ihrer Teilnehmer darin 


zum Ausdruck, daß, wie die Frank- 
furter Oder-Zeitung berichtete, die 
Versammelten den Prinzen August 
Wilhelm von Preußen unter unbe; 
schreiblichem Jubel begrüßten und in 
stürmische Ovationen ausbrachen, als 
er ihnen seine Verbundenheit mit ihnen 
bekundete, indem er ihnen die Worte 
aus Schillers „Wilhelm Tell“ zurief „Wir 
wollen sein ein einig Volk von Brüdern, 
in keiner Not uns trennen und Ge- 
fahr", 1%) 


Erwähnenswert erscheint es, daß auf 
der Kundgebung der Vaterländischen 
Verbände im Februar 1928 in Frank- 
furt (Oder) die Freifrau von Hadeln 
in ihrem Referat „Die hohe Aufgabe 
der deutschen Frau der Jetztzeit" die 
anwesenden Frauen aufrief, sich noch 
mehr als bisher um das Schicksal und 
die Sorgen ihrer bedauernswerten 
Schwestern „in den verlorenen deut- 
schen Landen“ zu kümmern und ihnen 
verstärkt Hilfe und Beistand zu ge- 
währen, um so die Ostexpansionspolitik 
der revanchistischen Verbände zu unter- 
stützen. !7) 


Um auch die Jugend in den Kampf 
für diese Politik weitestgehend einzu- 
beziehen, rief der „Deutsche Ostbund“ 
die „Jungscharbewegung“ ins Leben. 
Für deren Ausbreitung und Erziehung 
zum Haß und zur Kampfentschlossen- 
heit gegenüber „dem polnischen Feind" 
setzte sich mit großer Energie u. a. auch 
die Frankfurter Ortsgruppe des Deut- 
schen Ostbundes, der „Verein heimat- 
treuer deutscher Posener“, ein. Welche 
Rolle diesen Jungscharen zugedacht 
war, zeigt der Vortrag, der auf einer 
Versammlung dieser Ortsgruppe am 
15. Mai 1928 von dem „Landsmann“ 
Dr. Hoffmeister gehalten wurde.'!®) 


Darin betonte dieser, daß trotz aller 
Aufklärungsarbeit die Gefahren im 
Osten noch immer zu wenig bekannt 


seien. Ostpreußen entvölkere sich im- 


mer mehr, weil seine Landwirtschaft 
nicht mehr bestehen kann, sein Han- 
del und sein Handwerk lägen vollstän- 
dig darnieder. Der Pole, unter- 
stützt von seiner Regierung, rücke nach 
und erobere das Land, ohne daß wir 
es bemerkten. 


Dabei verschwieg er geflissentlich, daß 
die Großgrundbesitzer nicht nur in 
Ostpreußen, sondern in allen ostelbi- 
schen preußischen Provinzen ihre wirt- 
schaftliche Macht und ihren politischen 
Einfluß dazu benutzten, in ihrem Klas- 
seninteresse fruchtbringende Beziehun- 
gen zu Polen zu unterbinden und eine 
Besserung der Lage der Werktätigen 
zu verhindern, und daß die von Sozial- 
demokraten geführte preußische Re- 
gierung ihnen keinen ausreichenden, 
energischen Widerstand entgegen- 
setzte, sondern vielmehr sogar sie oft 
genug indirekt oder direkt unterstützte. 
Deshalb durfte der Redner auf der er- 
wähnten Tagung in Frankfurt (Oder) 
sich erdreisten, die Aufgabe der revan- 
chistischen „Jungscharbewegung“ wie 
folgt zu umreißen: „Die Worte ... ‚Was 
wir verloren haben...darf nicht ver- 
loren sein‘, helfen nicht, wenn nicht 
Taten folgen... Darum soll in unserer 
Jugend die Heimatliebe gepflegt wer- 
den...Sie soll uns das Verlorene zu- 
rückholen, wenn es uns Alten nicht 
mehr vergönnt sein sollte... die ostmär- 


‚ kische Jugend möge sich auch hier zu- 


sammenscharen, um einen Wall gegen 
den polnischen Aufmarsch zu bil- 
den.“ 10) 


Derartige verantwortungslose Drohun- 
gen gegen Polen waren zu jener Zeit 
keine Seltenheit. In ähnlicher und 
meist noch üblerer Weise wurde die Ju- 
gend in den zahlreichen Jugendorgani- 
sationen, die von den sogenannten 
vaterländischen Verbänden gebildet 
worden waren, aber auch in den mei- 
sten Volksschulen und höheren Volks- 


schulen zu Völkerhaß, militaristischer 
und chauvinistischer Gesinnung er- 
zogen, ohne daß die verantwortlichen 
Regierungsstellen dagegen einschritten. 
Auch im Regierungsbezirk und in der 
Stadt Frankfurt (Oder) herrschte in den 
Schulen meist ein ausgesprochen re- 
vanchistischer Geist vor. Obwohl der so- 
zialdemokratische Regierungspräsident 
Dr. Fitzner, (der Nachfolger seines Par- 
teigenossen Bartels), der sozialdemo- 
kratische Regierungsdirektor Elsholz, 
dem die Abteilung für das öffentliche 
Schulwesen in der Bezirksregierung 
unterstand, und der demokratisch 
eingestellte Frankfurter Stadtschulrat 
Kretschmann wiederholt wegen außer- 
gewöhnlich krasser Ausschreitungen und 
Verstöße gegen Gesetz und Verfassung 
gegen revanchistische Lehrkräfte diszi- 
plinarische Maßnahmen einleiteten, 
fanden die chauvinistischen Aufwiegler 
der Jugend meist noch bei der reaktio- 
nären Justiz und der Presse einschließ- 
lich der Frankfurter Oder-Zeitung, die 
gern eine liberale Haltung vortäuschte, 
ausreichend Schutz und Beistand, um 
straffrei auszugehen. 


Große Förderung genoß dagegen der 
Verein für das Deutschtum im Ausland 
(VDA). 

Er hatte fast an allen Schulen Schüler- 
gruppen gebildet und diese zu reger 
Sammel- und Werbetätigkeit angehal- 
ten. Mit dem Erlös der Sammlungen 
sollten angeblich die materiellen und 
kulturellen Notstände der im Ausland 
lebenden Deutschen behoben werden. 
In Frankfurt (Oder) wurde der VDA 
nicht nur von Behörden und Lehrkör- 
pern der Schulen, sondern auch vom 
Wirtschafts- und Kulturbund kräftig 
unterstützt. In der Werbeschrift „Was 
bietet Frankfurt (Oder)?" erschien z. B. 
unter der Überschrift „Die vierzig Mil- 
lionen draußen und wir" ein Artikel von 
Wilhelm Fabricius, in dem geschildert 
wird, wie „viele Millionen Deutscher 
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unter der Herrschaft fremder Völker 
stehen",... „die ihre Arbeitsamkeit und 
Tüchtigkeit sich nutzbar machen“, und 
wie viele dieser Deutschen darum 
ringen, „ihre Eigenart in Sprache und 


_ Gesittung mit einem Wort ihr Volks- 


tum“ zu bewahren. !') 


Die Bemerkung von Fabricius, daß so- 
wohl „Ziele seelischer idealer Art" wie 
auch „äußerlicher Nutzen” es „dem 
Deutschen daheim zur Pflicht machten“, 
„das Deutschtum draußen zu erhalten 
und zu kräftigen,“ traf nur insofern 
zu, als der „äußerliche Nutzen“ dabei 


- hauptsächlich für die deutschen Impe- 


rialisten heraussprang. In Wirklichkeit 
flossen die vom VPA gespendeten 
Gelder nämlich in erster Linie den na- 
tionalistischen Gruppen und Verbän- 
den der Deutschen im Ausland zu, die 
mit den Propaganda-Organisationen 
des deutschen Imperialismus in Ver- 
bindung standen und dessen wirt- 
schaftliche und machtpolitische Inter- 
essen in ihren Gastländern wahrnah- 
men, obgleich diese zumeist den 
 Lebensinteressen der Werktätigen in 
Deutschland wie im jeweiligen Gast- 
land schroff widersprachen. Zudem wa- 
ren diejenigen Auslandsdeutschen, in 
deren Hände die Spenden des VDA 
gelangten, in der Regel finanziell bes- 
ser gestellt als Millionen von Werktäti- 
gen in Deutschland. Letztere durften je- 
doch auf das Mitgefühl der deutschen 
Imperialisten nur.dann hoffen, wenn sie 
sich ihren Propaganda-Organisationen 
anschlossen. Aus dieser Tatsache er- 
klärt sich, daß — wie überall, so auch 
in Frankfurt (Oder) — die größten 
Erfolge in der Werbe- und Sammeltätig- 
keit für den VDA nicht die“VDA-Grup- 
pen an den Volksschulen, die haupt- 


 sächlich von Kindern der Werktätigen 


besucht wurden, erzielten, sondern die 
an den höheren Schulen, deren Schüler- 
herrschaft meist wohlhabenden Kreisen 


. entstammte. 


-Jaßt sich u. a. aus den 





Mit welchem Aufwand an diesen 
Schulen die Propaganda für den VDA 
und damit für die Politik des deut- 
schen Imperialismus betrieben wurde, 
Jahres- 
berichten dieser Schulen entnehmen. 
Folgende Ausschnitte aus dem Bericht 
des Reform-Realgymnasiums und der 
Oberrealschule in Frankfurt (Oder) über 
das Schuljahr 1929 mögen das ver- 
deutlichen. Im Abschnitt „in Schüler- 
vereine, Schulsport" wird an erster 
Stelle der „Verein für"das Deutschtum 
im Ausland” aufgeführt und dazu be- 
richtet: „Auch im vergangenen Schul- 
jahr hat die Schulgruppe mit gro- 
Bem Interesse und großem Erfolge 
die Arbeitsziele des Vereins verfolgt 
und erweitert, Den Höhepunkt bildete 
die große öffentliche Kundgebung am 
8 und .9. Juni (mit Rüstfeier im 
Schützenhausgarten, Fackelzug zum 
Rathaus, Abendfeier unter Beteiligung 
der städtischen Behörden und einigen 
Vorstandsmitgliedern des Landes- 
verbandes, Morgenfeier im Decla- 
Saal, Platzkonzert, Sportwettkämpfen 
und Sommerfest). Zu dieser ‚Kundge- 
bung war eine besondere, nur von 
Schülern verfaßte Festschrift herausge- 
geben worden. Außer den Frankfurter 
Schulen wirkte eine große Anzahl aus- 
wärtiger Gruppen mit, 


Am 9. November fand im Bellevue-Saal 
das große Winterfest statt, das der gu- 
ten Sache des Vereins einen schönen 
‚klingenden Erfolg‘ brachte. 

Im’ Rahmen der allgemeinen Werbe- 
woche im November wurde in der Aula 
unter Mitwirkung der Heinrich-von- 
Kleist-Schule das Theaterstück ‚Durchs 
Ohr‘ (von W. Jordan) aufgeführt. 

Die Gruppe beteiligte sich an dem 
großen deutschen Pfingsttreffen in Kiel 
und dem Landesverbandstreffen in 
Prenzlau... 

Die Gründung einer Orts- und Schul- 
gruppe in Zielenzig und einer Gruppe 


- kriegerische 


an der hiesigen Frauenberufsschule 
konnten wir endlich als besten und 
schönsten Erfolg der rührigen Mitarbeit 
unserer Jungen buchen.“ !!!) 


Es ist verständlich, daß dieser amtliche 
Bericht verschwieg, wie auf diesen Ver- 
anstaltungen — wie meistens auf Kund- 
gebungen des VDA — versucht wurde, 
in den Kindern und Jugendlichen na- 
tionalistische Überheblichkeit sowie 
Haß und Verachtung gegen andere 
Völker, vor allem gegen die slawischen 
Völker, zu’wecken und zu stärken. Auch 
enthielt der Bericht nichts darüber, daß 
diese Veranstaltungen dazu benutzt 
wurden, die fortschrittlichen, demokra- 


tischen und revolutionären Kräfte im 


deutschen Volk verächtlich zu machen 
und als Volksfeinde hinzustellen, vor 
allem aber den jugendlichen Teilneh- 
mern an den Veranstaltungen eine 


reaktionäre kriegerische Gesinnung und 


Haltung anzuerziehen. 
Wie hoch in Frankfurt (Oder) damals 


Gesinnung geschätzt 
wurde und wie sehr besorgt man in 
bürgerlichen Kreisen darum war, daß 
diese auf keine Weise gefährdet würde, 
zeigt folgender Vorfall: 


In Frankfurt (Oder) war, wie die „Vos- 
sische Zeitung“ vom 5. Oktober 1928 be- 
richtete, unter Beteiligung der staat- 
lichen und kommunalen Behörden die 
auch in Berlin gezeigte große Käthe- 
Kollwitz-Ausstellung eröffnet worden, 
die ein umfassendes Bild von dem 
Schaffen der Künstlerin gab. Der Gar- 
nisonsältestee von Frankfurt 
Generalleutnant v. Hennig, hatte in 
einem Erlaß an die Offiziere und 


Mannschaften der Garnison den Be-- 


such der Ausstellung wegen der dort 
hängenden „kommunistisch aufreizen- 
den und pazifistischen Bilder verboten“. 
Um die Haltung des Generals zu recht- 
fertigen und die Meldung der „Vossi- 
schen Zeitung“, die auch dem Minister- 


(Oder), 


mpg 
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rat zugeleitet worden war, lächerlich zu 
machen, unterrichtete die „Frankfurter 
Oder-Zeitung“ ihre Leser in einer kur- 
zen Notiz unter der höhnischen Über- 
schrift „Die Sorgen der ‚Vossischen 
Zeitung‘ um die kunsthistorische Ausbil- 
dung der Reichswehr.“ Darin nahm sie 
den General mit folgenden Worten in 
Schutz: „Der General stand auf dem 
Standpunkt, daß die Bilder von Käthe 
Kollwitz, mag ihr künstlerischer Wert 
sein, wie er will; ohnehin geeignet sein 
können, schwächere Charaktere gegen 
den Staat aufzuhetzen. In den an ver- 
schiedenen Bildern angebrachten Zet- 
telaufschriften ‚Nie wieder Krieg‘ 
mußte er aber eine Aufreizung der Sol- 
daten erblicken. Nachdem Oberbür- 
germeister Dr. Kinne die Entfernung der 
Aufschriften veranlaßt hatte, ist das 
Verbot aufgehoben worden." 112) 


Die Sorge um die unbehinderte milita- 
ristische Erziehung der Jugend und um 
die verstärkte Einwirkung auf die Be- 
völkerung im Sinne des Revanchismus 
und kriegerischer Begeisterung fand 
immer stärkeren Ausdruck auch darin, 
daß die reaktionären und nationalisti- 
schen Kreise des Bürgertums in Frank- 
furt (Oder) die Aufführung von Thea- 
terstücken moderner, sozialkritischer 
oder antimilitaristisch eingestellter 
Autoren am Stadt-Theater mit allen 
Mitteln zu verhindern suchten. So rich- 
teten diese Kreise schärfste Angriffe 
und gehässige Verleumdungen gegen 
fortschrittlich gesinnte Vertreter bür- 
gerlicher Kreise und vor allem der Ar- 
beiterklasse, die sich für die Verbrei- 
tung von Werken moderner humanisti- 
scher Gegenwartsliteratur und . Kunst 
einsetzten und auch in Frankfurt (Oder): 
die Bewegung für eine „Freie Volks- 
bühne“ förderten. Diesen gelang es, 
trotz des Verbotes der reaktionären 
Kulturpolitiker in “Frankfurt (Oder) und 
der „Verwaltungsdirektion des Deutschen 
Bühnenvereins“, durchzusetzen, daß im 


Dezember 1929 im Frankfurter „Schüt- 
zenhaus" das damals aktuelle sozial- 


“ kritische Schauspiel „Revolte im Erzie- 


hungsheim“ von Peter Martin Lampel 
mit großem Erfolg aufgeführt wurde.'"°) 


Wie Elfriede Schirrmacher, die Leiterin 
des Stadtarchivs in Frankfurt (Oder), 
berichtet, führte auch die Festveranstal- 
tung in Frankfurt (Oder) zur Feier des 
150. Geburtstages des in der Oderstadt 
am 18. Oktober 1777 geborenen Dich- 
ters Heinrich von Kleist zu heftiger 
Empörung und stürmischen Protesten 
der nationalistischen Kreise. Die von 
der Heinrich-von-Kleist-Gesellschaft und 
den städtischen Behörden Frankfurts 
schon im Januar 1927. begonnenen 
gründlichen Vorbereitungen verspra- 
chen einen glänzenden Erfolg. Das 
Gastspiel des Dresdener Staatstheaters 
mit der Aufführung des „Amphitryon“ 
sollte der Höhepunkt der Feierlichkei- 
ten werden, an denen auch die Mit- 
glieder des v. Kleistschen Familienver- 
bandes teilnahmen. Mit hochgespann- 
ten Erwartungen sahen vor allem die 
nationalistischen Kreise des Bürger- 
tums der Festveranstaltung entgegen, 
auf der, wie sie hofften, Kleist als her- 
vorragender Repräsentant und leuch- 
tendes Vorbild nationalistischer deut- 
scher Gesinnung gefeiert werden würde. 
„Aber wie ein Donnerschlag fährt die 
Festrede des Präsidenten der Dichter- 
akademie, Wilhelm v. Scholz, auf die 
Festversammlung nieder, der die Ret- 
tung der Völker in einem Paneuropa 
sieht und den Dichter Kleist für diese 
Ideen in Anspruch nimmt. Einen ganzen 


Band machen die Zeitungsberichte über 


diese erregte Geburtstagsfeier aus.“ !14) 
Dabei war Wilhelm v. Scholz wie fast 
alle Anhänger der damals hauptsäch- 
lich in Kreisen des Bürgertums verbrei- 
teten Paneuropa-Idee weder anti- 
militaristisch noch antiimperialistisch 
eingestellt. Er trat lediglich dafür ein, 
daß die europäischen Staaten, vor 


allem die imperialistischen Großmächte, 
kriegerische Auseinandersetzungen un- 
tereinander vermeiden sollten, um sich 
zum gemeinsamen Kampf gegen die 
Gefahr, die ihnen von der erstarkenden 
Sowjetunion und der wachsenden Ar- 
beiterbewegung »drohe, zusammenzu- 
schließen. Trotzdem fürchteten extrem 
reaktionäre und revanchistische Bürger 
in Frankfurt (Oder), daß die von ihnen 
betriebene militaristische Propaganda 
und Aufreizung zu kriegerischer Gesin- 
nung durch die Paneusnspa-Idee er- 
schwert und beeinträchtigt werden 
könnte. Die Auseinandersetzungen über 
die Einschätzung Heinrich v. Kleists 
durch W. v. Scholz und über die Pan- 
europa-Idee führten dazu, daß 1930 
Oberbürgermeister Dr. Kinne zum Vor- 
sitzenden der Heinrich von Kleist-Ge- 
sellschaft“ gewählt wurde. Da diese je- 
doch einen Wissenschaftler zum Vorsit- 
zenden wünschte, wurde daraufhin 
Prof. Dr. Walzel aus Bonn zum 1. Vor- 
sitzenden und als 2. Vorsitzender Ober- 
studienrat Schlemmer, Direktor der 
Heinrich-von-Kleist-Schule in Frankfurt 
(Oder), gewählt. Die erstarkende und an 
die Macht gelangende Nazibewegung 
erzwang dann auch den Rücktritt des 
jüdischen Professors Dr. Walzel und eine 
ihren faschistischen Zielen entspre- 
chende Zusammensetzung der Heinrich- 
v.-Kleist-Gesellschaft. 175) 


Die Befürchtungen der erwähnten reak- 
tionären Kreise in Frankfurt (Oder), daß 
die von ihnen mit zunehmendem Eifer 
betriebene ideologische Vorbereitung 
eines Revanchekrieges zur Rückerobe- 
rung der 1919 Polen zugesprochenen 
ehemaligen preußischen Ostgebiete 
durch die vermeintliche pazifistische 
Gesinnung und Haltung einflußreicher 
Persönlicheiten des Bürgertums oder 
durch entsprechende Vereinigungen 
derselben ernsthaft behindert werden 
könnten, waren völlig unberechtigt. 
Auch von Partei- und Regierungsstellen 
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oder den Volksvertretungen im Reich, 
in den Staaten und Gemeinden, die 
fast ausnahmslos von Vertretern des 
Bürgertums oder der Sozialdemokratie 
beherrscht wurden, war nicht zu erwar- 
“ten, daß sie mit dem gebotenen Ver- 
antwortungsbewußtsein um die Erhal- 
tung des Friedens- sich bemühten und 
wirksame Maßnahmen gegen die immer 
offener betriebene indirekte und direkte 
militärische Vorbereitung eines Revan- 
chekrieges ergriffen. 


Wie das ZK der KPD auf seiner Bera- 
tung am 24. und 25. Januar 1929 fest- 
stellen konnte, waren die Rüstungsvor- 
bereitungen bereits seit Jahren mit zu- 
nehmender Intensität betrieben worden. 
Als Beispiele führte die Resolution an: 
„Ausbau der Flotte, der Hafen- und 
Rüstungsanlagen, im Ostseegebiet, Aus- 
bau der Garnisonen und Eisenbahnlinien 
im östlichen Deutschland, besonders 
auch in der Mark Brandenburg und in 
der Grenzmark; Konzentrierung der 
Manöver auf den Osten, verbundene 
Übungen zwischen Armee und Flotte, 
Verstärkung der Gas- und Luftrüstun- 
gen. Staatliche Subventionen für _Rü- 
stungswerke, unter . Berücksichtigung 
des Ostens (Schichau-Werft, Junkers- 
und Rohrbach-Flugzeugwerke), Ausbau 
der Rüstungsindustrie durch legale und 


illegale Herstellung von. Kriegsmaterial 


für die Reichswehr und für andere Staa- 
ten.“ 116) f 


Diese Feststellungen des ZK der KPD - 


wurden vom 17. Bezirksparteitag des 
Bezirkes Berlin-Brandenburg-Lausitz- 
Grenzmark, der am 16. und 17. März 
1929 in Berlin $tattfand, wörtlich in dem 
Resolutionsentwurf zum „Kampf gegen 
die imperialistische Kriegsgefahr, für 
die Verteidigung der Sowjetunon” 
übernommen und durch die Annahme 
der Resolution bestätigt. 


Der Bezirksparteitag ergänzte diese 
Feststellungen durch wichtige Hinweise 
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auf Maßnahmen, mit denen Regie- 
rungsstellen und kapitalistische Unter- 
nehmer die Organisationen der revolu- 
tionären Arbeiterbewegung, also der 
Kriegsgegner, bekämpften, dagegen 
die Faschisten und Mitglieder des 
„stahlhelm“, d. h. der fanatischsten 
Kriegstreiber, förderten und damit die 
ideologische Kriegsvorbereitung ver- 
stärkten. Die Resolution führte als Bei- 
spiel dafür u. a. an: Begünstigung der 
faschistischen Organisationen durch die 
Regierungen und Unternehmer (ihr pro-: 
vokatorisches Auftreten in Berlin und 
in der Provinz gegen Partei, RFB, KJVD), 
Betriebsfaschismus und Aufbau der Be- 
triebsgruppen des Stahlhelms (Selbst- 
hilfe), Nationalsozialisten (Zellen), 
Reichsgewerkschaft deutscher Arbeiter 
bei Borsig, AEG, Knorrbremse, Berg- 
mann, Hoch-, Untergrund-, Straßen und 
Eisenbahnen, in den rein amerikani- 
schen Betrieben wie Chrysler, General- 
Motors usw., Ausbau des Ortsgrup- 
pennetzes der Nationalsozialisten und 
Stahlhelmorganisationen, besonders in 
der Provinz im Ost- und Grenzmark- 
gebiet...'7) 


Der deutsche Imperialismus hatte in 
der Zeit der relativen Stabilisierung des 
Kapitalismus infolge der ihm zugedach- 
ten Rolle, dem Weltimperialismus 
gleichsam als Schutzwall und Stoßtrupp 
gegen die unaufhaltsam erstarkende 
Sowjetunion zu dienen, seine ökonomi- 
sche Macht und seinen politischen Ein- 
fluß in sehr hohem Maße erhöhen kön- 
nen. Er war trotz der Einengung seiner 
imperialistischen Bestrebungen durch 
die Bestimmungen des Versailler Ver- 
trages und durch die Rivalität der Sie- 
germächte zur stärksten Industriemacht 
Europas aufgestiegen. Die deutsche 
Monopolbourgeoisie hielt daher jetzt 
die Zeit für gekommen, ihre bisher 
mit mehr oder weniger Tarnung und 
Geheimhaltung betriebene wirtschaft- 
liche, militärische, politische und ideo- 





logische Vorbereitung auf einen Krieo 
um die Rückeroberung der 1919 verlo- 
renen Gebiete und um die Neuauftei- 
lung der Welt zugunsten Deutschlands 
auf jede erdenkliche Weise zu verstär- 
ken und zu beschleunigen. Unter diesen 
Bedingungen wurde den Ostexpan- 
sionsbestrebungen von seiten der bür- 
gerlichen und sozialdemokratischen 
Parlamentsfraktionen und der Regierun- 
gen den Propagandaorganisationen des 
deutschen Imperialismus noch weit hö- 
here Bedeutung als bisher beigemes- 
sen und ihnen noch größere finanzielle 
Unterstützung gewährt. Sofortmaßnah- 
men wurden bewilligt, die zur Behebung 
der Nöte in den geschädigten Ostge- 
bieten bestimmt waren, aber weitge- 
hend den revanchistschen Verbänden 
zuflossen. 

Der Brandenburgische Provinzialland- 
tag faßte auf seiner 51. Tagung vom 
24. Februar bis 9. März 1929 einen Be- 
schluß, in dem betont wurde, daß „ge- 
rade in dem östlich der Oder gelegenen 
Teile der Provinz Beandenburg sich die 
unheilvollen Folgen des Versailler Frie- 
densschlusses in steigendem Maße be- 
merkbar machen.“ 11?) Deshalb sei es 
erforderlich, erhöhte Zuwendungen für 
Verkehr, Wirtschaft usw. zu ‘gewähren. 
Ebenso wichtig sei „die besondere För- 
derung der gerade an der Scheide 


zweier Kulturen so wichtigen kulturel- . 


len Belange durch Erhaltung und Aus- 
bau der Bildungsstätten für die Jugend 
und für Erwachsene.“ Gerade „gegen- 
über dem polnischen Bestreben, „im 
größten Umfang die durch Entgegen- 
kommen der preußischen Regierung 
neuerdings ermöglichten polnischen 
Minderheitsschulen zu nutzen“, ergebe 
sich die Pflicht zu „sorgsamer Pflege 
des Willens zum Deutschtum durch För- 
derung deutscher Kunst, durch Vor- 
träge, Kurse und dergleichen.“ 11?) 


Um zur Verwirklichung der Forderungen 
dieses Beschlusses beizutragen, berief 


der Leiter des „Landesverbandes Ost- 
mark“ des Deutschen Ostbundes, 
Justizrat Voß, Frankfurt (Oder), eine 
„Ostlandkundgebung“ nach Crossen an 
der Oder ein, die im Juli 1929, unter Be- 
teiligung von Vertretern aller Ortsgrup- 
pen des Deutschen Ostbundes in der 
„mittleren Ostmark“ stattfand. Dieser 
Kundgebung kam insofern hohe Bedeu- 
ung zu, als auf ihr die von dem frü- 
heren Frankfurter und jetzigen Braun- 
schweiger Oberbürgermeister Traut- 
mann ausgearbeiteten „Richtlinien für 
die Fühlungnahme des deutschen Ost- 
bundes mit den für die Ostmark sorgen- 
den Wirtschaftsverbänden“ genehmigt 
wurden. 20) 


Obwohl sich auch in Frankfurt (Oder) 
im Laufe des Jahres 1929 die Anzei- 
chen einer heranrückenden Wirtschafts- 
krise gezeigt hatten und gegen Ende 
des Jahres immer deutlicher die Fol- 
gen der im Herbst in den USA offen 
zum Ausbruch gekommenen Weltwirt- 
schaftskrise spürbar wurden, erhofften 
die bei den Frankfurter Revanchisten 
hochangesehenen Präsidenten des 
Deutschen Ostbundes einen großen 
Aufschwung ihres Verbandes und 
außergewöhnliche Erfolge seiner Pro- 
paganda. In seinem Artikel „1930 — das 
Ostjahr“ kündigte Bundespräsident 
Ginschel an, daß der Deutsche Ost- 
bund zu vielen Gedenktagen macht- 
volle Massenkundgebungen vorbereiten 
werde. Die vor 10 Jahren am 10. Januar 
erfolgte „Übergabe der geraubten und 
von Polen noch nicht besetzten Ge- 
biete“ werde Anlaß zu einer das ganze 
deutsche Volk mitreißenden Trauer- 
feier sein. Voll Stolz werde man der 
„/700jährigen Wiederkehr des Tages ge- 
denken, an dem der Deutsche Ritter- 
orden in Westpreußen eingerückt ist 
und damit“, wie Ginschel behauptete, 
„die Grundlage zu einem der bedeu- 
tendsten Kolonisationswerke aller Zeiten 
geschaffen hat. Vor allem aber bringt 


1930 eine ‚Anzahl wichtiger Tage, an 
denen vor 1000 Jahren der Vormarsch 
der deutschen Kultur nach dem Osten 
der Oder fortgesetzt wurde."'!) Daß 
dieser Vormarsch mit der Unterwer- 
fung der slawischen Bevölkerung ver- 
bunden war, weckt in Ginschel keinerlei 
Zweifel an seiner Beurteilung. Er- sieht 
darin nur willkommene Anknüpfungs- 
punkte für seine systematischen Ver- 
suche, in den zu gewinnenden Nach- 
fahren der damaligen OÖstlandritter eine 
ebensolche Gewissenlosigkeit und Un- 
menschlichkeit zu wecken und zu stär- 
ken, wie sie der Mehrheit der damali- 
gen „Landräuber“ eigen war und wie 
sie ihm für die Rückeroberung der sei- 
ner Zeit geraubten und dann verlorenen 
Ostgebiete und die Unterwerfung ihrer 
heutigen Bewohner unerläßlich schien. 
Mit Genugtuung sprach sich Ginschel 
in diesem Artikel über die Erklärung 
aus, die der Nachfolger Stresemanns, 
Außenminister Curtius, im Auswärtigen 
Ausschuß des Deutschen Reichstages 
abgegeben hatte und mit ihr alle Zwei- 


»fel an seiner polenfeindlichen Haltung 


„daß er trotz der Uhnterzeichnung 
des deutsch-polnischen Finanzabkom- 
mens mit Polen und trotz des erstreb- 
ten deutsch-polnischen Handelsabkom- 
mens an ein Ost-Locarno nicht denke, 
sondern sich in der Östgrenzfrage nach 
wie vor die Hände frei halte, um mit 
allen erlaubten friedlichen Mitteln die 
Abänderung der Östgrenze zu errei- 
chen".!22) 

Ginschel wußte, daß die deutschen Im- 
perialisten wie alle Imperialisten unter 
„friedlichen Mitteln“, wenn es ihre In- 
teressen erforderten und die Situation 
es gestattete, auch Kriegsdrohungen, 
ultimative Forderungen, militärische In- 
terventionen zur Beilegung innerstaat- 
licher Konflikte und Unruhen, Okkupa- 
tionen und dergleichen mehr verstan- 
den. Y 


Der von Ginschel angekündigte „Zehn- 





jahr-Gedenktag, des Verlustes unserer 
Ostmark“ wurde nach dem Bericht im 
„Ostland”" wie ein großer Trauertag 
von weitesten Schichten des deutschen 
Volkes begangen.'!®) Der aus diesem 
Anlaß vom Präsidium des Deutschen 
Ostbundes herausgegebene Aufruf 
wurde dem Wolffschen Telegrafenbüro 
und der Telegrafen-Union und von die- 
sen allen bedienten Zeitungen zugelei- 
tet, so daß er am 10. Januar 1930 im Be- 
sitz der ganzen deutschen Presse war. 
Auch die Frankfurter Oder-Zeitung ver- 
öffentlichte ihn unter der Überschrift 
„Rettet den deutschen Osten!“, Außer- 
dem wurde dieser Aufruf in Flugblättern 
unter der Frankfurter Bevölkerung ver- 
teilt. Er schloß mit folgender Aufforde- 
rung: Ro 
„Deutsche Volksgenossen im Reich! 
Macht euch klar, daß Gedeih und Ver- 
derb des Vaterlandes vom Schicksal des 
deutschen Ostens abhängen. Denkt der 
Brüder in den abgetretenen Gebieten! 
Haltet ihnen die Treue und unterstützt 
sie, soviel ihr könnt, Schließt euch den 
im Reich bestehenden Organisationen 
an, die sich dem drohendem Verderben 
im Osten mit allen Kräften entgegen- 
stemmen, sich die wirtschaftliche und 
kulturelle Förderung des Deutschtums 
unserer Östprovinzen und die Uhnter- 
stützung der Landsleute jenseits der 
Grenze angelegen sein lassen, die In- 
und Ausland aufklären über unser Recht 
auf die uns entrissenen Gebiete und 
über die unbedingte Notwendigkeit 
einer Neuordnung der Verhältnisse im 
Osten. Verbindet euch mit den deut- 
schen Ostmärkern zu einer Not- und 
Schicksalsgemeinschaft zur Rettung des 
ganzen Vaterlandes, daß ohne seinen 
Osten zugrunde gehen müßte!“ '2*) 

Der erwähnte Bericht im „Ostland“ kri- 
tisierte, daß die Staatsregierung, wie 
der Reichtstag und der Preußische 
Landtag zu diesem wichtigen Gedenk- 
tag geschwiegen hätten, verschwieg 
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aber selbst, daß die große Masse der 
klassenbewußten Arbeiter und weite 
Schichten -des fortschrittlich gesinnten 
Bürgertums keine Notiz von diesem Er- 
eignis genommen hatten. 


Zur Feier ihres 10jährigen Bestehens 
gestaltete die Ortsgruppe Frankfurt 
(Oder) des Deutschen Ostbundes eine 
große Massenkundgebung für die deut- 
sche Ostmark. Am Sonntag, dem 
2. März 1930, strömten rund 1000 Men- 
schen zu den festlichen Räumen im Kon- 
zerthaus Bellevue, wohin die feiernde 
Ortsgruppe (der Verein heimattreuer 
Posener) geladen hatte. Zahlreiche 
„heimattreue Verbände“ (Vereine ehe- 
maliger Ost- und Westpreußen, Pom- 
mern, Oberschlesier, u.a.m.), Regi- 
mentsvereiffe, VDA,. Ortsgruppen des 
Deutschen Ostbundes aus Cottbus, Für- 
stenberg, Guben, Lebus, Neudamm, 
Reppen, Sternberg usw. waren mit ihren 
Mitgliedern erschienen und vielfach 
auch mit Fahnenabordnungen. Nach 
einem Vorspruch des Jungostmärkers 
Kriebel und Darbietungen von heimat- 
lichen Liedern durch die Chorvereini- 
gungen der Ortsgruppe ergriff der Vor- 
sitzende, Stadtrat Bartel, das Wort zu 
seiner Begrüßungsansprache, in der er 
einen Rückblick auf die Geschichte des 
Vereins gab. Dann folgte die Festrede 
des stellvertretenden Bundespräsidenten 
Dr. Franz Lüdtke. Er erinnerte daran, 
daß gerade in Frankfurt (Oder) in der 
Notzeit der deutschen Ostmark „der 
Heimatgedanke zur festen Form gewor- 


den ist“. Dann schilderte er die Notzei- ' 


ten der deutschen Ostmark in früheren 
Jahrhunderten und betonte, daß trotz 
aller schweren Schicksalsschläge die 
Ostmark doch wieder deutsch wurde 
und so einst wieder deutsch werde.'?°) 


Wie tief die Großdeutschlandidee die 
Anhängerschaft des Deutschen Ostbun- 
des erfaßt hatte, bewiesen die spon- 


'tanen Äußerungen vieler Teilnehmer 
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und der starke Beifall, mit dem sie auf- 


genommen wurden. Übereinstimmend 
kam darin zum Ausdruck, daß „das 
künftige Großdeutschland nicht nur 
Traum bleiben" solle, sondern durch 
zielbewußten Kampf verwirklicht werden 
müsse.!2°) Mit dieser Kundgebung be- 
stätigte Frankfurt (Oder) erneut, daß es 
sich als „Hauptstadt der mittleren Ost- 
mark" zu erweisen wußte. 


Allerdings hatte es Anfang der 20er 
Jahre diese Rolle übernommen, ohne 
die revanchistischen und expansionisti- 
schen Absichten voll zu enthüllen, die 
es bereits damals verfolgte, als es sich 
erstmals als „Hauptstadt der mittleren 
Ostmark“ bezeichnete. Mit diesem Bei- 
namen sollte den friedlich und demo- 
kratisch gesinnten Bewohnern der Stadt, 
die zu jener Zeit noch die Mehrheit der 
Bevölkerung darstellten, vorgetäuscht 
werden, daß Frankfurt (Oder) als 
Hauptstadt des Regierungsbezirkes. sich 
zum wirtschaftlichen, geistigen und 
kulturellen Zentrum des von ihm aus 
verwalteten, großenteils zum Grenzland 
gewordenen Gebietes zu entwickeln.'??) 


Von den nationalistisch und militari- 
stisch eingestellten Bürgern war ohne- 
hin mit Sicherheit anzunehmen, daß sie 
den Begriff „Ostmark“ im kriegerischen 
Sinne deuten würden, nämlich als ein 
Gebiet, das sowohl als Schutzwall"ge- 
gen das Eindringen feindlicher Kräfte 
und Einflüsse von Osten her, wie auch 
als Ausfallstor für das Vordringen deut- 
schen Einflusses und deutscher Macht 
nach Osten hin dienen sollte. 


Nachdem in den ‘folgenden Jahren 
Frankfurt (Oder) die ihm von maßgeb- 
lichen Kräften des deutschen Imperia- 
lismus und dessen Ostexpansionsorga- 
nisationen dargebotene materielle und 
ideelle Unterstützung in Anspruch ge- 
nommen hatte, war es ihnen gelungen, 
tatsächlich viele bedeutsame Fort- 
schritte auf manchen ‚Gebieten des 


wirtschaftlichen und kulturellen Lebens 
zu erzielen und wachsenden Enfluß auf 
die gesellschaftliche Entwicklung im 
Gebiet des Regierungsbezirkes Frank- 
furt (Oder) und der Grenzmark Posen- 
Westpreußen zu gewinnen. Dabei geriet 
die Frankfurter Bürgerschaft jedoch 
immer stärker unter den unheilvollen 
Einfluß reaktionärer, nationalistischer 
und revanchistischer Ideologien, mit 
denen dem Faschismus der Weg ge- 
bahnt wurde. Sich als „Hauptstadt der 
mittleren Ostmark“ zu erweisen, be- 
deutete für Frankfurt (Oder) jetzt, 
Ausstrahlungszentrum  volksfeindlicher 
Ideen zur Unterstützung der imperiali- 
stischen und faschistischen Kriegsvor- 
bereitung zu sein und den Leitungen 
der zahlreichen reaktionären und fa- 
schistischen paramilitaristischen Orga- 
nisationen im Bezirk als Hauptquartier 
zu dienen, um die von ihnen begonne- 
nen, vielfach noch unabhängig vonein- 
ander und gegeneinander betriebenen 
praktischen Vorbereitungen auf den ge- 
planten Krieg zu vereinheitlichen und 
wirkungsvoller zu gestalten. ° A 


— 


4. Die Polarisation der Klassenkräfte, 
die Verschärfung des Klassenkamp- 
fes und die Faschisierung der Ost- 
expansionspolitik in der Weltwirt- 
schaftskrise (1929 bis 1932/33) 


Die neue Rolle und Bedeutung, die 
die Frankfurter Bürger sich von den 
deutschen Imperialisten hatten auf- 
drängen lassen, konnte nicht verhin- 
dern, daß sich auch in Frankfurt (Oder) 
die Folgen der Krise verschärften. Der 
Rückgang der Produktion, der Zusam- 
menbruch vieler Klein- und Mittel- 
betriebe, die steigende Arbeitsiosigkeit 
bewirkten, daß Not und Sorge nicht 
mehr nur in die Wohnungen der Arbei- 
ter und Arbeitslosen, sondern mehr und 
mehr auch in die vieler Kleinbürger und 
ruinierter Unternehmer einzogen. Die 
Zahl der Arbeitslosen erhöhte sich un- 
aufhaltsam. Im März 1930 erreichte sie 


- bereits 5055.12) (Abb. 1) Nach den Fest- 


stellungen von Horst Joachim waren 1932 
„von den 76 360 Einwohnern 11 300 von 
der Arbeitslosigkeit betroffen. Von die- 
sen erhielten 4405 keinerlei Unterstüt- 
zung. Das Einkommen von weiteren 
6411 Bürgern war so gering, daß sie 
Unterstützungszuschüsse erhielten. Die 
Wohlfahrtsleistungen der Stadt hatten 
sich je Unterstützungsteilnehmer von 
monatlich 42 Mark im Jahre 1931 auf 
34,50 Mark im Jahre 1930 verrin- 
gert.“12?) Die Finanzlage der Stadt ver- 
schlechterte sich immer bedenklicher. 


Das Defizit im Stadthaushalt betrug 


im Oktober 1930 500 000 °RM 
in den ersten n 
Monaten 1931 1000000 RM 


im April 1932 2250000 RM '?a) 


Die Folge war, daß geplante wichtige 
Bauvorhaben der Stadt zurückgestellt, 
bereits begonnene eingestellt werden 
mußten, Die Schaffung von Sozial- und 
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Bildungseinrichtungen, die als drin- 
gend notwendig erachtet worden waren, 
unterblieb. Bereits bestehende wichtige 
Einrichtungen dieser Art konnten wegen 
finanzieller Schwierigkeiten nicht mehr 
unterhalten werden und wurden ge- 
schlossen oder anderen Bestimmungen 
zugeführt. So wurde im Mai in dem um- 
gewandelten Säuglingsheim ein Predi- 
gerheim eröffnet, am 1. Mai 1932 die 
Pädagogische Hochschule geschlossen 


und nach Elbing verlegt und etwa zur_ 


gleichen Zeit das Stadtgut Tzschetzsch- 
now als Bauernhochschule eingerichtet 
und vermietet. 


Da das Ende der Krise noch nicht ab- 
zusehen war, ihre Auswirkungen immer 
größere Kreise der Bevölkerung erfaß- 
ten und deren Lage immer weiter ver- 
schlimmerten, gerieten auch die Volks- 
massen in Frankfurt (Oder) in immer 
drückendere Not und trostloses Elend, 
so daß sich ihrer eine bedrohlich an- 
wachsende Unzufriedenheit bemäch- 
tigte. (Abb. 2) 


Unter diesen Verhältnissen verschärften 
sich auch in Frankfurt (Oder) die Klas- 
sengegensätze und Klassenkämpfe in 
ungewöhnlichem Maße. Die klassenbe- 
-wußten Arbeiter, die der KPD oder ihr 
nahestehenden Organisationen ange- 
hörten, ebenso viele Angehörige der 
Mittelschichten, die mit der KPD sym- 
pathisierten und sich mit der Theorie 
des Marxismus-Leninismus vertraut ge- 
macht hatten, waren die einzigen Poli- 
tiker, die den gesetzmäßigen Zusam- 
menhang zwischen der Verschärfung 
der klassenbedingten Widersprüche des 
Imperialismus und den Ursachen der 
Weltwirtschaftskrise erkannten und des- 
halb für einen „revolutionären Ausweg 
aus der Krise" eintraten, 


Die bürgerlichen Parteien und die So- 
zialdemokratie dagegen erhofften von 
den Beratungen und Beschlüssen des 
Reichstages und der Länderparlamente 
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sowie von den Maßnahmen der Reichs- 
regierung und den Länderregierungen 
bzw. den Ergebnissen internationaler 
Konferenzen eine Überwindung der 
Krise. Gleichzeitig bekämpften sie un- 
nachsichtig die Bemühungen der KPD, 
die Massen für die Entlarvung und Ent- 
machtung der imperialistischen Urhe- 
ber und Nutznießer der Krise zu gewin- 
nen. Damit erleichterten sie es den 
Handlangern des deutschen Imperia- 
lismus in Frankfurt (Oder), den Führern 
des Deutschen Ostbundes und der von 
ihm beeinflußten zahlreichen revan- 
chistischen Vereine, den Massen ein- 
zureden, die Krise und die damit ver- 
bundene steigende Arbeitslosigkeit 
seien letzthin auf den Verlust der an 
Polen abgetretenen Ostgebiete zurück- 
zuführen und die Rückeroberung dieser 
Gebiete würde zur Überwindung der 
Krise und zur Beseitigung des Erwerbs- 
losenelends führen. Noch nie hatten 
der Deutsche Ostbund ‘und die ande- 
ren revanchistischen Vereinigungen in 
Frankfurt (Oder) mit solchen und ande- 
ren plumpen Propagandalügen, Ge- 
schichtsfälschungen und mit ihrer 
Hetze und ihren Kriegsdrohungen ge- 
gen Polen eine so breite Resonanz wie 
jetzt gefunden. 


Zu denen, die ihnen Glauben schenk- 
ten, gehörten viele Frankfurter Bürger 
und Kleinbürger, die an die Belebung 
der Wirtschaft und an die Hebung ihrer 


sozialen Lage während der Zeit der re- _ 


lativen Stabilisierung des ‚Kapitalismus 
übertriebene Erwartungen 
hatten, sich aber nun enttäuscht sahen 
und ihre wirschaftliche Existenz zuneh- 
mend bedroht oder bereits vernichtet 
sahen. Der Deutsche Ostbund und die 
anderen revanchistischen Verbände 
weckten in ihnen neue Hoffnungen und 

wannen sie für Ziele und Forderun- 
gen, die den herkömmlichen Vorstel- 
lungen und politischen Ansichten die- 
ser Klassen und Klassenschichten ent- 
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Im Zeichen des Republikschutzgeseizes: 


der Beriamminngsterror beginnt 


Alle Redner unfer Kontrolle — 42 Heuaufnahmen füc die Bartei 


Yat Mär fand in Araıflart m Der ine ölfentlihe Ber 
ist TI: Versammlung was u bes füllt und wurde deswegen 
oltzeıl' dh geihlofen. 


Hunderte von Arbeitern, bie Teinda Linlak fanden, 
wurden von ber Polizei brutal auseinandergelmüppelt, 
Dasieide wurde nah Shlak der Berjammlung mil den 
nad Yanie gehenden Beriommiungsheiuhern gemaht. 


Selstt er ‚Roltstreund" (END -Orpan) und die „Übers Zeitung” 


hen Proichtlundgebung geaen Die Rolizeibrutalttäten anae 
fünsigt. 
2:ide Beranftaltungen werden mit einem itarfen Aufgebot 
untlornterter Boltzei (etwa 25 bis 30 Diann) beicht, Die Dove 
Itzer befand | ım Saal, ein Teil in einem zum Saal gehörenden 
uns daran anliegenden Zimmer Die Beamten hatten 
tmlorismen herunter and ebenlalls terlmetle Die Hand 
unmilnuppel. 
Der dienithabende Baltzetbireltor Sturm erflütte, Das Fir 
: Anwmelung bes Reprerungspräiidenten Bartels {SPT. 
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A r yeie Diaknahmen astroifen ba x jeinerieits uf! 
fbürzeri:he Zeitung) mukten von ben Uebergrilfen ber Balızei | „. Braumen. gelsöflen 'balsen, de: Ne 


Berichten, denn es heianden Ti unter den Berprügelten 15jährtge 
Rinder, dir zus em Kino famen, und ein Umtsgerihiszat. 


Die für Dienstag, den 13, März, vorbereitete Sffentiide 
zennentundgebung wurde Daher gleihgeitig mis einer Hlfents 


DBormarich in Süddeutichland 


Die Bartei in @übbanern hatim Tannar 1930 
on Weuauinahmen 304, neue ÜUrtögruppen 4; im 
Bebruar 1030 au Reuaufnahmen 328, neue Lrtd- 


aruppen 4. Insgelomt 632 Nenaufuahmen und 8 neue 
Srtsgruppen. 


Tieies gute Bellpiel der Tüddentihen Genaffen, die defannt« 


I unter beionbers Iehmierigen Umfländen zu arbeiten haben, | 


war um Rakhchmung finden! | 
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'ondere Anmeilung des Preufiihen Inenmintiteriumes ftußt 
nd auf den Vornaraphen 3 des Heihsvereinsacienes!! 

An beiden Rerlaommlungen rerlanaten die Aommillars de: 

untformierten Boltzet 

1. die Berionalten der Nelerenten, 

2. bie RBerlonalien der Disinjjiosnsrebuer, mobi 
hinzugelligt marde, bak Re fi auszumeilen hätten, (Menu 
ein Diskufionsredner leinen Husmeis hätte, wäre dems 
nad; mit Iwangsitellung zu reinen!!!) 

4. wurden von einem unilormierten Beamten auf einem 
Bargedbrudten Kortmular von dem Aelcrat, den 
Bistufiionsreden und der Nuflührung der „Noten Biufen“ 
im Sanı Niederihriiten angefertigt }} 

Die Auswirkung Sieler dem Nopublifihuhgelek und dent 

neuen NReihjsnereinegaich verauseifenden unerhötten Rofizeie 
meßnahmen auf die Proleien war: 


32 Meuaulnahmen für die Wartei? 


Abb. 1: 


Die „Rote Fahne“ tritt im März 1930 
gegen den Polizeiterror in Frankfurt 
(Oder) auf. Bezirksmuseum VIADRINA. 


Archiv, Reg. Nr. 251/17 


Mittellungsblatt der KPD für Frankfurt und U 


Rote Oder-Zeitung 
moegene 





Seite Biränden für die Bonrpeoifie — Yunget- 


dittatur gegen die Arbeiter und Bauern der Provinz 


Boa H Juni, Misgiied bes Provinpiallandiaged 


Text Hungemwittater von Berlin Brandendurg, Oderpräki nt 
| Sroeinzialiauding mit rincı 


ww 
Behältern non 20000 bie HE Mari im Lahn, je Ind 
gleiiacttig tm Intereiie dee Sunnerturfer der Weargoeile Dir 
Miüionenfürzung füntfiger Gayniausgaben Fit Rrunfen, 
Girten, Iudertuflien, für die \ 


18 Kart 


Yar Sir Rommantiten fagten Miefen unerbörten Miuumune 
nehmen den iäriiten Mampi am wer tetaniue Due 18 
Zagenspfioge una Kinteripeilungen, für 9er Dotimallergeiähdin: 
few. für Wiehuunge und Steohenden, für Mrbeit und Pirat, Sir 


 gertanpten Streits der haben Aeaditeı une Peulisnen, he tut 


Ber. am Giehle mer Frgerfienr: Meferermng Der Wtliinnete 
Dr Imereiben ber unteren Pesuiten ab Ungeßeilten Dr: Srsmtm 
wu m Rowieaneng wur men ten Romunifien mrttdint 
Schn:*. huben Mr Baguftemetisten und Aütgeriiiien cinnaitem 
ia ı.. Kae ai Meamien un? Unpetelirn tm Inresele er 
zeit zndten Verwaltung tm Hims acheiien s 


werne Pille der Kernuuern, Iondere ta Me ropatarirt » 


Jane 0m er umlaritungsaftion rinen Auen + 
tar din Rumtiaiien, alders dt Dr iertränuen Tr 





un Haftismus möflen de gefamten Yıbeiter, Bauern, Unger 
rien, Beamten um Kiringemerdetreibenben marfdirıen rt 
Zreibelt Wrbeit und Rrat! 


Babanngseind I Stand 


{UR.) bunger, Wleur und VWchuungenst Dead die 
„Iretelte” Repuhtit gang beianders üder die Yranfturter Un 
peter, Beamten and Memerbetrctibenden. Man mut amt 
jefittefien, dafı in guri (fällen je lede Berionen, in einem el 


una ad Gerfeura wur eisen Mann 


mit netdärftiger Kocgriegenheit bewohnen. 


Zu 16 Zöllen demohnen je 7 Wrrienen, In & Sülten je 8 Ben 
fonen, in 2 fällen je 9 Verionen, in einem Aal fogur i6 Ver 
e” une eine Ginbe mit Rüde 
Üchniide Berkäfinife murden In Zwei Zimmer 
feiiaehetlt G> Iemohnen in einem Hal 0 Terianen, in zwei 
weiteren Füllen fages It bis 12 Berisuen wur zwei Gruben 
uud Rüde. Wei dielem Motnungsriend fana warn fd x 
Helfen, wie Rinder und @itern Ihiafen Im ziner Firteen 
Stude in dir Metlenweheiftahe mäflen ad Partonın khlahn 
Retien föanen amt mei achells werden Be muh Der Vater 
mit zwei Kindere in sinem Beil, dir Matte mit einem Rind 
im anderen Wett fihleien, eın Kinn KMläft in Welptart 

Hr deiden Hitelten Rinder itenen un Dem Yubkelare 

und müllen AM. mit witen Nisitungeitäden zutaten. 

Bo miiilen nie Mermiten Her Armen mit ideen Rinde 
fampieren. Dir Beide: di fmusginadiener, Me Miı den Wale 
nungsbau worgefeben waren, swwmrben mon Der Fuldifiiten 
Srünisgregterung mir Hilfe der SED. wetlirgt und für Welke: 
wchr uns Pangeitreuge?: verwandt, 

Kan, Dir Brbeiter müen ertenmen, Dei Ir men Vielen 
fapituftieiimen Wunbeuteriiuat eine Graperung al anf Yamı 
Gudiet dar Weohnungsfärlsrge nimi zu ermerkn daden I 
möllen Ins PBeiiptel, dar timen Die ruliien Ural: um 


Abb. 2: 


Stellungnahme der KPD zum 
Wohnungselend in Frankfurt 
(Oder). „Rote Oder-Zeitung“, 
Jg. 2, 1931, Nr. 3. 
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sprachen. Einige Ziele -und’ Forderun- 
gen, vor allem die auf die Ostexpansion 
des deutschen Imperialismus sich be- 
ziehenden, stimmten mit denen über- 
ein, die auch von Hitler vertreten wur- 
den, für den sich auch der Bundesprä- 
sident des Deutschen Ostbundes, 
Dr. Franz’ Lüdtke, bereits 1924 einge- 
setzt hatte und weiterhin einsetzte. 
Daraus erklärt es sich, daß seit Beginn 
der Krise der Deutsche Ostbund aus 
den Reihen seiner neugewonnenen 
Mitglieder und Mitstreiter gerade in 
Frankfurt (Oder) und der „mittleren 
Ostmark“" der Hitlerpartei besonders 
viele neue Mitglieder zugeführt hatte. 
Auch in dieser Partei, die sich offiziell 
Nationalsozialistische Deutsche Arbei- 
terpartei (NSDAP) nannte, in der Bevöl- 
kerung aber meist als „Nazipartei” be- 
zeichnet wurde, erwiesen sich diese 
neuen Mitglieder, die infolge der Pro- 
paganda des Deutschen Ostbundes sich 


_ ihr angeschlossen hatten, als begeisterte 


Anhänger und Mitstreiter fürdas Ziel 
des Deutschen Ostbundes. Doch aus den 
Mitstreitern wurden gefährliche Rivalen. 
Besonders nach dem triumphalen 
Wahlsieg, den die NSDAP am 14. Sep- 
tember 1930 errang, 
Partei viele neue Mitglieder zu. In 
Frankfurt (Oder) war die Zahl der für 
die Nazis angegebenen Stimmen auf 
11096 gestiegen. 


Seit diesem Wahltag erlebte Frankfurt 
(Oder) in dichter Folge gewaltige fa- 
schistische Massenkundgebungen, öÖf- 


fentliche Versammlungen unter freiem 
Himmel, 


Massenaufmärsche, Paraden 
und Festveranstaltungen, die einen aus- 
gesprochenen militaristischen und re- 
vanchistischen Charakter trugen. Von 
den Versammlungen und Kundgebun- 
gen der Organisationen der bisherigen 
Hauptkräfte im Kampf für die Ziele und 
Interessen des deutschen Imperialismus 
unterschieden sie sich im wesentlichen 
dadurch, daß sie den durch die Krise 
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strömten dieser. 


veränderten Klassenverhältnissen und 
vertieften Klassengegensätzen Rech- 
nung zu tragen versuchten. Deshalb 
rückten sie die bisher am wenigsten an- 
gesprochenen und von der Krise am 
schwersten getroffenen - Bevölkerungs- 
schichten, die proletarischen und von 


der Proletarisierung bedrohten oder 
schon erfaßten, in den—Mittelpunkt 
ihrer Werbetätigkeit. Sie bedienten 


sich massenwirksamer Werbemittel und 
-methoden und präzisierten, ergänzten 


und erweiterten ihre Kampfziele und 
ihr Feindbild. 


Während frühere Veranstaltungen vor 
allem durch möglichst ‚viele hochge- 
stellte Persönlichkeiten, vor allem Ge- 
nerale und höhere Offiziere in prunk- 
vollen, reich mit blitzenden Orden ge- 
schmückten Uniformen die Besucher 
beeindruckten, so erreichten jetzt die 
Nazis eine weit stärkere Wirkung da- 
durch, daß sie unmittelbar neben solch 
glanzvoll dekorierten. Gruppen eine De- 
legation führender Nazis stellten, in der 
der einfache Arbeiter in seiner Arbeits- 
kluft neben dem Offizier in Parade- 
uniform, der einfache SA-Mann ebenso 
wie der ehemalige kaiserliche Prinz im 
„schlichten Braunhemd"“ stand. 


Welche großen Wirkungen mit derarti- 
gen Äußerlichkeiten erreicht werden 


konnten, hatte sich bereits auf der er- ° 


wähnten Freiheitskundgebung in Frank- 
furt (Oder) im Februar 1928 erwiesen, 
als der ehemalige kaiserliche Prinz 
August Wilhelm, wie die Frankfurter 
Oder-Zeitung hervorhob, schon durch 
sein Erscheinen „im schlichten Braun- 


hemd“ die Versammlung zu wahren Bei- 


fallstürmen hinriß. Mit der. breiten und 
systematischen Anwendung solcher und 
ähnlicher Methoden hofften die Nazis, 
bei den Besuchern ihrer Veranstaltun- 
gen die Illusion zu erzeugen, die Nazi- 
partei erstrebe tatsächlich, wie sie 
immer wieder behauptete, eine „wahre 
Volksgemeinschaft“ und dürfe sich dar- 
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um mit Recht als eine Arbeiterpartei 
bezeichnen. Die Versammlungsteilneh- 
mer sollten den Eindruck gewinnen, die 
Arbeiter genössen bei den Nazis die 
gleiche Achtung wie die Vertreter der 
Monopolbourgeoisie und des adligen 
Junkertums. Vor allem aber sollten sie 
glauben, die Durchführung der Expan- 
sionspolitik des deutschen Imperialis- 
mus diene in gleicher Weise den 
Grundinteressen der Arbeiterklasse wie 
den Interessen der. herrschenden Klas- 
sen. 


Hitler und die mit der Leitung der Agi- 
tation und Propaganda seiner Partei 
betrauten Naziführer, wie auch die ein- 
flußreichsten Vertreter der Monopol- 
bourgeoisie, des Junkertums und der 
Reichswehrführung, waren sich dessen 
bewußt, daß man auch mit den aufs 
raffinierteste ausgeklügelten Argumen- 
ten niemand von der Wahrheit einer 
solchen Behauptung überzeugen kann. 
Deshalb wurden die bei diesen Veran- 
staltungen eingesetzten Propagandisten 
und Agitatoren angewiesen, sich weni- 
ger an den Verstand, als an das Ge- 
fühl der Besucher zu wenden. Diese 
sollten schon durch den glanzvollen 
äußeren Rahmen der Kundgebung, 
durch begeisternde Aufmärsche und 
andere Schauvorführungen militaristi- 
schen Charakters, Huldigen berühmter 
Repräsentanten des preußischen Mili- 
tarismus und des deutschen Kaiserrei- 
ches, aber auch durch Verunglimpfung, 
Verleumdung und Verhöhnung der poli- 
tischen Gegner, besonders der hervor- 
ragendsten Führer der Arbeiterbewe- 
gung, aufgerüttelt, begeistert, be- 
rauscht, und für die Ziele des deutschen 
Imperialismus gewonnen werden. 


Von entscheidender Bedeutung für die 
deutschen Imperialisten 
auch für die Hitlerpartei, die sich im- 
mer deutlicher als wirksamster best- 
geeigneter Verfechter ihrer innen- und 


und damit 


A See 


außenpolitischen Vorhaben und Ziele 


erwies, war es jetzt, daß den 
Führern und Massen der revanchisti- 
schen Propagandaorganisationen be- 


sonders in Frankfurt (Oder) und der 
mittleren Ostmark zum Bewußtsein 
gebracht würde, die infolge der Welt- 
wirtschaftskrise eingetretene Verände- 
rung in der internationalen politischen 
Situation erlaube es nicht mehr, die 
Ostexpansionspolitik für sich, außer- 
halb des Gesamtzusammenhangs der 
politischen Eroberungsabsichten und 
Expansionsbestrebungen, gleichsam nur 
vom Standpunkt des Ostmärkers, der 
sich durch die in Versailles festgelegte 


Ostgrenze des Reiches geschädigt 
glaubt, zu betrachten und zu überbeto- 
nen. . 

Die sich verschärfenden Gegensätze 


zwischen den imperialistischen Groß- 
mächten, das unaufhaltsame Erstarken 
der krisenfreien Sowjetunion und der 
kommunistischen Weltbewegung, be- 
sonders das der KPD,*und die wach- 
sende Unzufriedenheit und revolutio- 
näre Gärung in den 
gefährden die Interessen des deutschen 
Imperialismus zunehmend und drängen 
ihn, einem drohenden revolutionären 
Ausweg aus der Krise durch die Volks- 
massen mit einem imperialistischen 
Ausweg zuvorzukommen. Darum dürfe 
sich die Expansion nicht darauf be- 
schränken, die im Sinne der Locarno- 
Politik bereits seit Jahren angestrebte 
Veränderung der Ostgrenzen des Rei- 
ches jetzt durchzusetzen, den An- 
schluß des Sudetengebietes, der 
Tschechoslowakei und den Deutsch- 
Österreichs zu vollziehen, um damit 
die auf Frankfurter Großkundgebungen 


von Führern der Ostexpansionsver- 
bände wiederholt erhobene Forde- 
rung nach „Errichtung eines Groß- 


deutschlands der Zukunft“ zu erfüllen. 
Jetzt genügte den deutschen Imperia- 
liten dieses Kampfziel nicht mehr. 





Mittelschichten 


Deutschland sollte zu einer vorherr- 
schenden Weltmacht werden, wie es im 
Deutschen Kaiserreich schon vor der 
Jahrhundertwende der Alldeutsche Ver- 
band, der Deutsche Ostmarkenverein, 
der Deutsche Kolonialverein und der 
Deutsche Flottenverein gefordert hat- 
ten. Es entsprach voll und ganz den 
Zielen :der deutschen Imperialisten, 
wenn Hitler wieder an diese Ziele an- 
knüpfte und dazu aufrief, die Expan- 
sion nach dem Osten über Polen hin- 
aus zu führen, um nach der Vernich- 
tung der Sowjetunion deren riesige 
Gebiete der Herrschaft der deutschen 
Herrenrasse zu unterwerfen. Deshalb 
begrüßten die deutschen Imperialisten 
auch die‘ Anstrengungen der Nazipar- 
tei, die Begeisterung für die preußi- 
schen Könige und Heerführer und ihre 
Eroberungszüge nach dem Osten zu 
wecken und zu pflegen, die mit ihrem 
Drang nach dem Osten und ihrer 
schrankenlosen Expansion die Voraus- 
setzungen für die Gründung des deut- 
schen Kaiserreiches schufen. 


Der bevorstehende Jahrestag der 
Reichsgründung erschien ihnen als die 
günstigste und großartigste Gelegen- 
heit, diese Traditionen des reaktionären 
Preußentums kraftvoll in der Bevölke- 
rung zu beleben. Sie erwirkten deshalb, 
daß überall großangelegte Erinne- 
rungsfeiern durchgeführt wurden. Sie 
waren davon überzeugt, daß dadurch 
das Vertrauen weiterer Kreise der Be- 
völkerung zu den führenden Vertretern 
des deutschen Imperialismus und der 
von ihnen betriebenen, jetzt noch wei- 
ter ausgreifenden Expansionspolitik ge- 
stärkt würde. | 


Auch in Frankfurt (Oder) wurde von den 
Verbänden durchgesetzt, daß der 
60. Jahrestag der Reichsgründung 
durch besonders glanzvolle Feiern im 
Geiste dieser preußischen Traditionen 
würdig begangen wurde. 


— 


Zur Verdeutlichung des Ablaufs sol- 
cher Veranstaltungen’ sei ein Auszug 
aus dem Bericht über einen „Deutschen 
Ahend" angeführt, der aus Anlaß des 
60. Jahrestages der Reichsgründung im 
Januar 1931 veranstaltet wurde und zu 
dem Angehörige der alten Armee sich 
zusammenfanden. 


Es heißt darin: „Das Reichsheer bewies 
seine Verbundenheit mit der alten Ar- 
mee und der Geschichte des preußisch- 
deutschen Staates durch die Teilnahme 
zahlreicher Offiziere des Standortes 
Frankfurt (Oder). Unter unbeschreibli- 
chem Jubel wurden die Bilder teurer 
Gestalten der vaterländischen Ge- 
schichte begrüßt: Bilder von Friedrich 
d. Großen, der "Königin Luise und 
Yorks. Als das Bild der Kaiserprokla- 
mation gezeigt wurde, sang die Menge 


spontan das Deutschlandlied. Gedichts- 


vorträge, die Not der Gegenwart, den 
Stolz auf die Vergangenheit und die 
Hoffnung auf eine wieder bessere Zu- 
kunft beleuchtend, wechselten mit mu- 
sikalischen und anderen Darbietun- 
gen.“ 130) 


In diesen Darbietungen wie im gesam- 
ten Verlauf dieses „Deutschen Abends" 
wurde deutlich, daß es den Veranstal- 
tern keineswegs darum zu tun war, den 
Teilnehmern zum Bewußtsein zu brin- 
gen, daß sich mit der Reichsgründung 
in keiner Weise das Sehnen und Rin- 
gen der freiheitlich und fortschrittlich 
gesinnten Kräfte des deutschen Volkes 
um die Überwindung der nationalen 
Zersplitterung und um die nationale 
Einigung erfüllt hat. Auch vermied man 
jeden Hinweis darauf, daß die Errich- 


“ tung des deutschen Kaiserreiches nur 


den herrschenden Klassen eine be- 
trächtliche Erhöhung ihres Wohlstan- 
des und ihres politischen Einflusses be- 
scherte, die werktätigen Massen des 
deutschen Volkes aber noch stärker der 
Herrschaft des Junkeradels und der 
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Großbourgeoisie unterwarf. Die Haupt- 
aufgaben des „Deutschen Abends" sa- 
hen seine Veranstalter darin, die Besu- 
cher davon zu überzeugen, daß die 
Reichsgründung den herrschenden Klas- 
sen in Deutschland, vor allem den deut- 
schen Fürsten, aber auch den dem Jun- 
keradel entstammenden Generalen und 
Diplomaten und den vom Geist des 
preußischen Militarismus erfüllten Ar- 
meen zu verdanken sei. Ferner sollten 
sie in dem Glauben gestärkt werden, 
daß Deutschland ein glänzender Auf- 
stieg gesichert sei, wenn die Deutschen 
auch in Zukunft der Führung dieser 
herrschenden Klassen blind vertrauen 
und die Unbesiegbarkeit der deutschen 
Armee nie bezweifeln würden. 

Frankfurt (Oder) erlebte in jenen Ta- 
gen noch mehrere andere Veranstal- 


tungen, in denen auf ähnliche Weise, 


der vor 60 Jahren erfolgten Reichsgrün- 
dung gedacht und dabei versucht 
wurde, die Teilnehmer zu militaristi- 
scher, monarchistischer und revanchi- 
stischer Gesinnung aufzureizen. Auch 
die Schulen wurden angewiesen, im 
Unterricht in geeigneter Weise auf die 
Bedeutung dieses historischen Ereignis- 
ses hinzuweisen. Dabei kam es zu einer 
für die städtische Schulbehörde pein- 
lichen Enthüllung der nationalistischen, 
revanchistischen und militaristischen 
Verhetzung, der die Schülerschaft in 
fast allen Schulen der Stadt ausgesetzt 
war. Abgesehen von der einzigen welt- 
lichen Schule, der Friedrich-Ebert- 
Schule, die ausschließlich von Kindern 
klassenbewußter Eltern aus der Arbei- 
terklasse besucht wurde und deren 
Lehrkörper bemüht war, die Schüler- 
schaft im Sinne der Grundideen des 
wissenschaftlichen Sozialismus zu unter- 
richten und zu erziehen, überwog in 
sämtlichen anderen Schulen der Stadt 
der Einfluß solcher Lehrkräfte, die sich 
in ihrer pädagogischen Tätigkeit von 
reaktionären oder gar faschistischen 
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Anschauungen leiten ließen. Das zeigte 
sich vor allem im Geschichtsunterricht, 
in dem die Kinder zu nationalistischer, 
revanchistischer und faschistischer 
Denk- und Handlungsweise mehr oder 
weniger offen verleitet und aufgesta- 
chelt wurden. 


Deutlich verstärkte sich diese Tendenz, 
als die Revanchistenverbände und die 
sie unterstützenden reaktionären Par- 
teien, in erster Linie aber die auch in 
Frankfurt (Oder) rasch erstarkende Hit- 
lerpartei, den bevorstehenden Gedenk- 
tag der Reichsgründung für ihre Haß- 
und Hetzpropaganda auszunutzen be- 
gannen. Wie außerhalb der Schule in 
Versammlungen, Vorträgen und Presse- 
artikeln, so wurder jetzt auch in den 
Schulen neben Bismarck vor allem die 
deutschen Fürsten als Gründer des 
Deutschen Kaiserreiches und als Ga- 
ranten für den Wiederaufstieg Deutsch- 
lands zu seiner alten Größe, zum Groß- 
deutschland der Zukunft, wie es auch 
die Befürworter der deutschen Ost- 
expansionspolitik erstrebten, gefeiert. 
Geflissentlich ging man darüber hin- 
weg, daß gerade die deutschen Fürsten 
als Verteidiger und Nutznießer des 
deutschen Partikularismus jahrhunderte- 
lang ihre Untertanen und Söldner im 
Interesse der Vergrößerung ihrer Haus- 
macht oder gar auf Geheiß ausländi- 
scher Mächte gegeneinander in den 
Krieg getrieben hatten, daß die höchst- 
gepriesenen Vertreter dieser Ausbeuter- 
klasse noch im Krieg von 1866 sich als 
Feinde gegenüberstanden und daß 
einige von ihnen, so der König von 
Preußen und der von Bayern, noch bis 
zur letzten Stunde sich hartnäckig ge- 
gen die Reichsgründung aussprachen 
und zur Zustimmung gezwungen werden 
mußten. 

Dem entsprach es, daß man die 
Rolle der Volksmassen und die großen 
Verdienste der fortschrittlichen, de- 
mokratischen und humanistischen Ver- 


treter des Bürgertums sowie der Be- 
gründer des wissenschaftlichen Sozia- 
lismus und der revolutionären Arbeiter- 
bewegung im Kampfv gegen die deut- 
schen Fürsten und Junker, d. h. gegen 
die ärgsten Feinde eines einigen de- 
mokratischen Deutschland, und um die 
Schaffung der ökonomischen, sozialen 
und politischen Grundlagen desselben, 
verschwieg, bestritt oder sogar verleum- 
dete und verspottete. Bismarck dage- 
gen wurde es als großes geschichtliches 
Verdienst angerechnet, daß er die Er- 
richtung des deutschen Kaiserreiches 
gegen die Volksmassen, im Gegensatz 
zu den von der Mehrheit des Volkes 
geäußerten Meinungen und Forderun- 
gen, gestützt auf die Kräfte des preu- 
Bischen Milittrismus, auf dem Wege 
einer „Revolution von oben, und „mit 
Blut und Eisen“ erzwungen hatte. 


Es konnte nicht ausbleiben, daß die 
Weckung der Begeisterung für diesen 
Charakter der Reichsgründung bei den 
Kindern und Jugendlichen zu einer Ge- 
ringschätzung der demokratischen 
Kräfte nicht bloß der Vergangenheit, 
sondern auch der Gegenwart führen 
würde. 

Die Befürworter und Vorkämpfer der 
Ostexpansionspolitik des deutschen 
Imperialismus begrüßten diese Einstel- 
lung der Schuljugend, vor allem aber 
ihre verstärkte Begeisterung für die an- 
geblichen geschichtlichen Großtaten 
und die politischen Ziele der herrschen- 
den Klassen. Sie bemühten sich eben- 
falls, durch die Erinnerung an die 
Reichsgründung und durch die Verfäl- 
schung der Geschichte ihrer Vorberei- 
tung. und Durchführung die Jugend in 
gleicher Weise zu. begeistern. Dabei 
waren sie sich dessen voll bewußt, daß 
sie damit gegen die Bestimmungen der 
Gesetze und der Verfassung der Wei- 
marer Republik, vor allem aber gegen 
die wahren Interessen des deutschen 
Volkes handelten. Als Verfechter des 


Ostexpansions- und Weltmachtstre- 
bens des deutschen Imperialismus lag 
ihnen jedoch mehr daran, daß in der 
Jugend Kriegs- und Eroberungslust, 
Völkerhaß und nationalistische Über- 
heblichkeit geweckt, als daß sie im Gei- 
ste der fortschrittlichen und humanisti- 
schen Traditionen des deutschen Vol- 
kes erzogen wurden. 


Stadtschulrat "Kretschmann hatte wie- 
derholt beteuert, er würde als über- 
zeugter Demokrat streng darauf achten, 
daß in den ihm unterstellten Frankfur- 
ter Schulen stets im Geiste der Weima- 
rer Verfassung unterrichtet würde. Ihm 
konnte unmöglich entgangen sein, in 
welch hohem Grade die Lehrerschaft 
der Stadt im Januar 1931 bereits unter 
dem Einfluß der republikfeindlichen re- 
aktionären Parteien und Organisatio- 
nen und der faschistischen Hitlerpar- 
tei, standen. Obwohl der Artikel 148 
der Reichsverfassung bestimmte: „In 
allen Schulen ist sittliche Bildung, 
staatsbürgerliche Gesinnung, persön- 
liche und berufliche Tüchtigkeit im 
Geiste des deutschen Volkstums und 
der Völkerversöhnung zu erstreben“, 
131) scheuten sich viele Lehrkräfte den- 
noch nicht, die Schulkinder zum Haß 
gegen andere Völker und nicht selten 
gegen demokratisch und antimilitari- 
stisch gesinnte Angehörige des eige- 
nen Volkes aufzuhetzen. 


Dessen ungeachtet deutete Stadtschul- 
rat Kretschmann die Anweisung der 
Regierung, im Unterricht der Schulen 
in geeigneter Weise auf die 60. Wie- 
derkehr des Tages der Reichsgründung 
einzugehen, so, daß die Schulen wie 
an staatlich festgelegten Gedenktagen 
in besonderen Feiern eine Würdigung 
dieses Ereignisses vornehmen sollten. 
Als vom Regierungsdirektor Elsholz, dem 
Leiter der Abteilung für das Schulwe- 
sen im Regierungsbezirk Frankfurt 
(Oder), darauf hingewiesen wurde, daß 


damit gegen den Sinn der Anweisung 
verstoßen würde, aber auch angesichts 
der politischen Situation den antirepu- 
blikanischen und faschistischen Kräften 
Vorschub geleistet würde, ließ der 
Stadtschulrat die bereits begonnenen 
Feiern abbrechen.) 


Es war offensichtlich, daß :mit dieser 
Maßnahme das Gegenteil von dem er- 
reicht wurde, was der Regierungsdirek- 
tor Elsholz mit seinem Einspruch be- 
zweckt hatte. Statt durch rechtzeitige 
Verhinderung der Feiern den revanchi- 
stischen Kräften "die Gelegenheit zu 
übertriebener und wissenschaftlich wie 
politisch irreführender 
der Urheber der unheilvollen „Verpreu- 
Bung Deutschlands“ zu nehmen, hatte 
Stadtschulrat Kretschmann diesen Ver- 
führern und Feinden des Volkes — wie 
vorauszusehen war — einen Vorwand zu 
einer zügellosen Hetze gegeben, die 
sie nicht nur gegen die Vertreter der 
verfassungstreuen Parteien in Preußen 
(Sozialdemokratische Partei Deutsch- 


lands und-Zentrum), sondern noch hef- 


tiger und wütender gegen die revolu- 
tionären Arbeiter richteten, die der 
KPD, dem RFB und anderen Organisa- 
tionen angehörten. Die Folge war, daß 
in der Frankfurter Bevölkerung und 
besonders zwischen der „Oder-Zeitung- 
und dem „Volksfreund“ ein heftiger, 
über Wochen sich hinziehender Streit 
um die Fragen entbrannte, ob dem 
sozialdemokratischen Regierungsdirek- 
tor oder dem bürgerlich-demokratischen 
Stadtschulrat die Schuld an dem Vor- 
fall zuzuschreiben sei und ob dieser 
oder jener durch seine Anordnungen 
zu der Verherrlichung der Gründung 
des deutschen Kaiserreiches und der 
Bewegung für die Beseitigung der Wei- 
marer Republik und der bürgerlich de- 
mokratischen Einrichtungen mehr ent- 
gegengewirkt oder sie begünstigt und 
gefördert und damit dem weiteren Vor- 


Glorifizierung -- 


dringen des Hitlerfaschismus in Frank- 
furt (Oder) den Weg geebnet habe. 


Den größten Erfolg brachte diesen 
Wegbereitern des Faschismus in 
Frankfurt (Oder) die Reichswehrparade, 
die gemäß dem Beschluß der Reichsre- 
gierung auch von den Truppen der 
Frankfurteg Garnison zur Feier des 
‘60. Jahrestages der Reichsgründung 
durchgeführt wurde. Die revanchisti- 
schen Verbände und erst recht die Hit- 
lerpartei hatten mit ungewöhnlich ho- 
hem Eifer und Aufwand dafür geworben 
und erreicht, daß nicht nur aus Frank- 
furt (Oder), sondern auch aus den um- 
liegenden Ortschaften viele Tausende 
herbeiströmten, um die militärischen 
Schauvorführungen mitzuerleben. Die 
Reichsregierung, die Generale und Offi- 
ziere des Truppenstandortes und die 
revanchistischen Verbände und Parteien 
waren davon überzeugt, daß die Besu- 
cher, die sich ‚für die Parade begei- 
stern würden, auch dafür gewonnen 
werden könnten, die mit diesem mili- 
tärischen Schauspiel verfolgten poli- 
tischen Ziele und Bestrebungen zu be- 
jahen und zu unterstützen. Es handelte 
sich im wesentlichen um die Errich- 
tung eines Staates, der der Vergröße- 
rung, Ausrüstung und Kriegsbegeiste- 
rung seiner Streitkräfte erstrangige Be- 
deutung und Sorge widmet und der mit 
ihrer Hilfe Garantien für die Rückerobe- 
rung der in Versailles verlorenen Ge- 
biete, für den Erfolg der Ostexpan- 
sionspolitik des deutschen Imperialis- 
mus und für dessen Aufstieg zur führen- 
den Weltmacht schafft. 


Wenn die Parade tatsächlich diese 
Erwartungen weitgehend erfüllte, so war 
es nicht zuletzt darauf zurückzuführen, 
daß nicht nur die bürgerlichen republi- 
kanischen Parteien, sondern auch die 


Sozialdemokratie den revanchistischen, 


militaristischen und faschistischen: Ver- 
bänden so breite Betätigungsmöglich- 
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keiten eingeräumt und ihre volksfeindli- 
chen Verstöße gegen die Verfassung 
und ihre Angriffe gegen die Organisa- 
tion der Arbeiterbewegung geduldet 
hatte. 


Daher hatte sich in Frankfurt (Oder) 
der Geist des preußischen Militaris- 
mus mehr und mehr ausbreitgn und ge- 
tarnt als Wehrbereitschaft und Wehr- 
ertüchtigung selbst Kreise der Arbeiter- 
klasse erfassen können. Infolgedessen 
glaubte selbst der „Volksfreund“, seinen 
Lesern, die überwiegend der Arbeiter- 
klasse angehörten und in der SPD orga- 
nisiett waren, in völlig unkritischer 
Weise über die Parade berichten zu 
müssen. So erfuhren die Leser, daß 
„schon lange vor Beginn der Parade 
sich eine wahre Völkerwanderung zur 
Kaserne in der Hindenburgstraße be- 
wegte und auf deren Hof dann nach 
der Ansprache des obersten Generals 
der Garnison, dem dreifachen Hurra 
der Soldaten und dem Salutschießen 
der Artillerie der Vorbeimarsch der In- 
fanterie erfolgte“. Jedoch unterließ 
es der „Volksfreund“, die Leser darüber 
aufzuklären, daß alle diese militäri- 
schen Vorführungen darauf berechnet 
waren, die Besuchermassen für den al- 
ten preußischen Militarismus zu be- 
geistern und sie in dem Wahn zu be- 
stärken, daß von der Wiederbelebung 
dieses Geistes eine Besserung der 
Lage in Deutschland zu erhoffen sei. 
Der Kommentar der Zeitung. be- 
schränkte sich vielmehr auf die Bemer- 
kung: „Die Parade machte einen vor- 
züglichen Eindruck. “ 33) 


Auffallend war, daß in den zuletzt er- 
wähnten und auch den folgenden öf- 
fentlichen Kundgebungen in Frankfurt 
(Oder), in denen die Bevölkerung da- 
für begeistert werden sollte, den Ex- 
pansionsdrang des deutschen Imperia- 
lismus und die Verstärkung seiner mili- 
taristischen Macht zu bejahen und zu 
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unterstützen, die Initiative und die 
führende Rolle bei der Vorbereitung 
und der Durchführung nicht mehr wie 
bisher von den Führern des Deutschen 
Ostbundes und der von ihnen beein- 
flußten anderen revanchistischen und 
militaristischen Vereinigungen, sondern 
von der Hitlerpartei übernommen wur- 
den. Auch bildete die für. die Haupt- 
stadt der mittleren Ostmark bisher cha- 
rakteristische Sonderbetonung und Her- 
vorhebung der Propaganda für die Ost- 
expansionspolitik des deutschen Impe- 
rialismus nicht mehr den Schwerpunkt 
und das Hauptanliegen in den politi- 
schen Aufgaben dieser Veranstaltun- 
gen. 

Bei den Ostbundführern in Frankfurt 
(Oder), die ja zu den Präsidenten die- 
ses Bundes enge Beziehungen unter- 
hielten und über das Einverständnis 
und die Zusammenarbeit zwischen der 
Führung des Bundes und der der Hit- 
lerpartei bestens Bescheid wußten, rief 
es große Enttäuschung hervor, daß die 
umfangreiche und sehr erfolgreiche 
Vorarbeit, die sie mit ihrer Propaganda 
für diese Politik des deutschen Impe- 
rialismus und zugleich für den steilen 
und schnellen Aufstieg des Hitlerfa- 
schismus in Frankfurt (Oder) geleistet 
hatten, jetzt nicht die erhoffte Anerken- 
nung fand. Ihr Befremden war um 
so größer, als sie doch als langjährige 
Anhänger und Bewunderer Hitlers oder 
sogar als Mitglieder seiner Partei wuß- 


ten, daß schon bei den ersten Punkten. 


im Programm dieser Partei von 1920 
der „Zusammenschluß aller Deutschen 
in einem Großdeutschland und Beseiti- 
gung der Friedensverträge von Ver- 
sailles und. St. Germain“ gefordert 
wurde,'?*) also auch die vom Deut- 
schen Ostbund seit je verlangte Rück- 


. gabe der dem polnischen Staat einver- 


leibten Gebiete. Hitler selbst hatte 


„sich immer wieder gegen das Diktat von 


Versailles ausgesprochen und in sei- 


nem berüchtigten Buch „Mein Kampf“ 
ausdrücklich auf die Notwendigkeit 


und Bedeutung einer deutschen Ost- 


expansionspolitik hingewiesen. '??) 

Sie hatten jedoch infolge ihrer bornier- 
ten polenfeindlichen Einstellung über- 
sehen, daß für Hitler und für die ex- 
tremsten Vertreter der deutschen Mo- 
nopolbourgeoisie die Rückeroberung 
der an Polen abgetretenen Gebiete wie 
die Beseitigung des Versailler Vertra- 
ges insgesamt zwar von sehr großer 
Bedeutung war, von ihnen aber den- 
noch nur als ein Mittel zu einem 
höheren Zweck betrachtet wurde. Wie 
viele andere wichtige Aufgaben ord- 
nete Hitler auch diese den Zielstellun- 
gen unter, die seiner Politik zur Durch- 
setzung des Weltmachtstrebens des 
deutschen Imperialismus zugrunde la- 
gen. 


Ende Mai 1931 erschien Hitler in 
Frankfurt (Oder), um auf einer Dele- 
giertenversammlung seiner Partei diese 
Ziele darzulegen. In seiner zweistündi- 
gen Rede versuchte er zu beweisen, daß 
das deutsche Volk, wenn es sich eine 
neue Basis schaffen will, folgende 
zwei Dinge beachten müsse: den Le- 
bensraum, der ihm zur Verfügung 
steht, und den Menschen, der darauf 
lebt. Daraus leitete er die Pflicht und 
das Recht des deutschen Volkes zur 
Expansionspolitik und zu der faschisti- 
schen Rassenpolitk ab.!%) Bei der 
Begründung dieser Politik ging Hitler 
nicht nur davon aus, daß die Rückge- 
winnung der 1919 abgetretenen Gebiete 
für Deutschland lebensnotwendig sei, 
sondern von der verlogenen, men- 
schenfeindlichen Behauptung: jedes 
Volk wachse eines Tages über seinen 
Grund und Boden hinaus. Ewiger Kampf 
zwischen Volkszahl und Raum sei darum 
die unvermeidliche Folge.'?”) Er be- 
stätigte damit, daß sein Eintreten für 
die damalige Ostexpansionspolitik des 


deutschen Imperialismus und die Besei- 
tigung des Versailler Vertrages im Rah- 
men seiner außenpolitischen Forderun- 
gen nur eine zweitrangige Rolle spiel- 
ten, Hatte er doch in „Mein Kampf“ 
erklärt, die Forderung nach Wieder- 
herstellung der Grenzen des Jahres 
1914 sei „ein politischer Unsinn“, sie 
seien „ÄAugenblicksgrenzen eines in 
keinerlei Weise abgeschlossenen 
politischen Ringens.“!®) Mit der Ost- 
expansionspolitik wollte er Osteuropa, 
vor allem Rußland, erobern, um auf 
seinem Boden das Weltreich des „Her- 
renvolkes" zu errichten.'®®s) Zugleich 
nahm er damit vorweg, was er im Som- 
mer 1932 in einer Versammlung der hö- 
heren Führer seiner Partei ausführte: 


„Im Osten ist unser großes Experi- 
mentierfeld. Hier wird die neue euro- 
päische Sozialordnung entstehen. Und 
dies ist die große Bedeutung unserer 
Ostpolitik... Wir werden überhaupt 
sehr bald über die Grenzen des heu- 
tigen engen Nationalismus hinausge- 
langen. Weltimperien entstehen zwar 
auf einer nationalen Basis, aber sie 
lassen diese sehr bald hinter sich.“ °?) 


Um zu gewährleisten, daß dieses Ziel 
erreicht würde, erhob Hitler. in seiner 
Frankfurter Rede die Forderung nach 
dem „neuen Menschen“. Mit ihr wollte 
er das deutsche Volk anspornen, die 
Herausbildung solcher Gesinnungen, 
Denk- und Verhaltensweisen zu fördern, 
die der Weckung und Stärkung seines 
Nationalstolzes ünd des Gefühls der 
rassischen und der nationalen Überle- 


genheit, des Bewußtseins der Kraft, der 


Unüberwindbarkeit und der historischen 
Sendung des deutschen Volkes dienten. 
Noch größeren Wert legte Hitler dar- 
auf, daß „der neue deutsche Mensch" 
sich für die Traditionen deutschen Sol- 
datentums, für kriegerische Heldenta- 
ten und den Krieg überhaupt begeistern 
sollte, daß er sich durch Wehrwil- 


N 


. fand, verstieg sich der 


len, Abenteuerlust und freudige Beja- 
hung der Eroberung fremder Länder 
und ‘der Unterjochung anderer Völker 
auszeichne. Unerläßlich und höchst 
wichtig sei jedoch die Erziehung zu 
blindem Gehorsam gegenüber überge- 
ordneten Führern, der auch vor der 
Mißachtung der Gebote- der Mensch- 
lichkeit nicht zurückschreckt und die 
Bereitschaft einschließt, jedweden be- 
fohlenen Terror, sei er noch so brutal 
und barbarisch, anzuwenden, selbst ge- 
gen Angehörige des eigenen Volkes 
und der eigenen Familie. he 


Daß es Hitler und seiner Partei ernst 
war mit diesen Auffassungen vom 
„neuen Menschen“, wurde der Frankfur- 
ter Bevölkerung wenige Monate später 
von hochgestellten Führern der Hitler- 
partei und engsten -Vertrauten Hitlers 
bestätigt. Auf einer öffentlichen Ver- 
sammlung der NSDAP, die am 18. Ok- 
tober 1931 in Frankfurt (Oder) statt- 
Redner, der 
Reichstagsabgeordnete Röver aus Ol- 
denburg, zu einem regelrechten Ruf- 
mord, indem er seinen politischen Geg- 
nern zurief: „Die Deutschland zerstört 
haben, gehören an den Galgen.. . ." 0) 


Wenige Tage später, am 29. Oktober 
1931, erschien der damalige thürin- 
gische Staatsminister und der spä- 
tere Reichsinnenminister Dr. Frick in 


Frankfurt (Oder) zu einer ebenfalls von. 


der Hitlerpartei veranstalteten öffent- 
lichen Versammlung und erfrechte sich 
zu Morddrohungen gegen Zehntau- 
sende von Funktionären der Arbeiter- 
parteien, indem er ausrief: „Die natio- 
nalsozialistische Bartholomäusnacht 
naht.“ 14") 


Die Hitlerfaschisten beließen es nicht 
bei bloßen Morddrohungen. Bereits am 
24. Juni 1931 hatten Mitgliedergruppen 
ihrer sogenannten Sturmscharen (SA) in 
einer SPD-Versammlung im Konzerthaus 





an 


Beilevue, die von 450 Personen, darunter 
100 Mitgliedern des „Reichsbanners"“, 
besucht war, den Vortrag des italieni- 
schen Professors Dr. Mario Corso, in 
dem er das schändliche Blutregime des 
Faschismus in Italien entlarvte, in gro- 
ber Weise gestört und damit eine 
„Saalschlacht“ ausgelöst, Nach Auf- 
lösung der Versammlung setzten sie 
ihre gewalttätigen Angriffe gegen die 
Reichsbannerleute und andere Ver- 
sammlungsteilnehmer, die in geschlos- 
senen Marschgruppen abziehen woll- 
ten, fort und lösten neue Schlägereien 
aus. !*2) 


Am Abend des 27. Juni 1931 überfie- 
len faschistische Schlägertrupps an der 
Ecke der Großen und Kleinen Scharrn- 
straße Angehörige der KPD und auch 
anderer Parteien, die vom Besuch poli- 
tischer Veranstaltungen heimkehrten. 
Dabei wurden einige Personen so 
schwer verletzt, daß sie ins Krankenhaus 
gebracht werden mußten.'”°) 


Derartige Überfälle häuften und ver- 
schärften sich von Monat zu Monat. 
Trupps der faschistischen SA, die mit 


Stahlruten, Dolchen und Pistolen aus- 


gerüstet waren, durchstreiften nachts 
die Frankfurter Straßen, um heimkeh- 
rende politische Gegner, vornehmlich 
Kommunisten, zu überfallen und nieder- 
zuschlagen oder gar niederzuschie- 
Ben.'%%) Die kommunistische Zeitung 
„Volks-Echo“ berichtete: „Am 7, und 
8. Juni 1932 tobte die braune Mord- 
kanaille in den Straßen von Frankfurt 
(Oder) und krönte ihr Banditenwerk 
mit dem Sturm auf das Gewerkschafts- 
haus.“ 145) 


Die Mordbanden der SA scheuten 
nicht einmal davor zurück, selbst Müt- 
ter und Kinder bei ihren Überfällen in 
höchste Lebensgefahr zu bringen. In 
der Nacht zum 4. Juli 1932 feuerten sie 
über 100 Schuß in die Fenster von 
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Arbeiterwohnungen in der Gewoba- 
Siedlung in der Wißmannstroße, um 
eine Panik unter den Familien der 
dort wohnenden Kommunisten und So- 
zialdemokraten hervorzurufen.!%#%) Nach 
einem Aufmarsch der Hitlerpartei am 
7. Juli 1932 provozierten sie Zusam- 
menstöße mit Straßenpassanten und 
umringten einen Polizeibeamten, der 
dagegen einschreiten wollte, griffen ihn 
tätlich an und schlugen ihn nieder.') 


Damit wollten sie sich dafür rächen, 
daß am Vortag, dem 6. Juli 1932, die 
Polizei, die durch ihre bisherige Zu- 
rückhaltung gegenüber den verbreche- 
rischen Ausschreitungen der Nazis Zorn 
und Empörung in der Frankfurter Be- 
völkerung ausgelöst hatte, sich gezwun- 
gen sah, 10 Angehörige der NSDAP zu 
verhaften. Den Anstoß dazu hatten die 
Nazis dadurch gegeben, daß sie 
Reichsbannerleute und junge Arbeiter, 
die von einer Demonstration der Eiser- 
nen Front, die sich zu einer gemeinsa- 
men Kundgebung von KPD und SPD ge- 
gen die drohende faschistische Gefahr 
ausgeweitet hatte, nach Hause gehen 
wollten, hinterrücks überfallen, nieder- 
geknallt und in grausamer Weise zuge- 
richtet hatten. Außerdem hatte die 
Polizei bei ihnen mehrere Schuß-, 
Hieb- und Stichwaffen gefunden.'*) 


Die leitenden Beamten der Stadt, so 
Oberbürgermeister Dr. Kinne, Bürger- 
meister Dr. Haltenhoff und Polizei- 
direktor Sturm, hatten sich, wie durch 
die „Oder-Zeitung“, bisher bemüht, die 
Ausschreitungen der Nazis zu bagatel- 
liiieren und zu beschönigen.'*) 


Deshalb hielt ihnen jetzt der „Volks- 
freund“ entgegen: „Oh, wir beneiden 
die Frankfurter Bürger und Beamten 
nicht um diese saubere Gesellschaft, 
in der sie sich befinden...“ Die Beam- 
tenstadt darf stolz sein auf das Ge- 
sindel, das gestern harmlose Bürger 
auf öffentlicher Straße niederschlug, die 
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Fenster zweier Arbeiterunternehmer ein- 
schlug und die Fensterscheiben eines 
Filmtheaters...“ Der „Volksfreund“ 
zählt dann eine Reihe weiterer Ver- 
brechen der Nazis auf und gibt ge- 
naue Zeiten und Daten derselben 
an. 150) 

Trotz solcher Hinweise und Warnun- 
gen aus den Reihen der organisierten 
Arbeiter und selbst aus Kreisen des 
Bürgertums bewies dessen Mehrheit 
den Hitlerfaschisten und ihren Schlä- 
gerbanden weiterhin in zunehmendem 
Maße Nachsicht; Gunst und För- 
derung. Bei der Reichstagswahl am 31. 
Juli 1932 stimmten 22526 von den 
zur Wahlurne gegangenen 45628 
Einwohnern Frankfurts für die Hitler- 
partei, während für die Deutsch- 
nationale Volkspartei (DNVP), in der 
die reaktionären, nationalistischen und 
revanchistischen Kräfte früher die Ver- 
treterin ihrer Interessen gesehen hatten, 
jetzt nur 3667 Stimmen abgegeben wur- 
den. Die Arbeiterparteien mußten sogar 
gegenüber der Wahl im September 
1930 einige — wenn auch geringe — 
Stimmverluste hinnehmen. Die SPD er- 
reichte gegenüber 12 842 Stimmen 1930 
jetzt nur 11305, die KPD gegenüber 5235 
jetzt 5014 Stimmen.'!°!) Offensichtlich 
war der hohe Stimmenzuwachs der 
NSDAP nicht zuletzt die Folge der Un- 
zufriedenheit und Enttäuschung des 
Frankfurter Bürgertums über das Ver- 


"sagen der bürgerlichen und sozial- 


demokratischen Vertreter in der Reichs- 
und preußischen Staatsregierung und 
im Frankfurter Magistrat und Stadt- 
parlament bei der Bekämpfung der 
Krisenauswirkung und der „Störungen 
der öffentlichen Ordnung", wie die ver- 
brecherischen Ausschreitungen der fa- 
schistischen Schlägerbanden von den 
Behörden und in der Berichterstattung 
der „Oder-Zeitung“ bezeichnet wurden, 
um die Schuld der Hitlerpartei an die- 
sem Verbrechen zu vertuschen und sie 


um so leichter gewissenlos den Kom- 
munisten zuschieben zu können. Die 
„Oder-Zeitung“ hatte auch insofern 
zum Wahlsieg der NSDAP beigetragen, 
als sie es strikt unterlassen hatte, die 
Bevölkerung über den volksfeindlichen 
Charakter dieser Partei, ihrer Ziele und 
Methoden aufzuklären, hingegen die 
Arbeiterparteien, insbesondere die 
KPD, unablässig verleumdete, ver- 
höhnte, diffamierte und wütend be- 
kämpfte. Unter dem Eindruck des ho- 
hen Wahlerfolges der NSDAP bei den 
Reichstagswahlen am 31. Juli 1932 tra- 
ten auch in Frankfurt (Oder) viele füh- 
rende und andere angesehene Vertre- 
ter des Deutschen Ostbundes und der 
mit ihm verbundenen oder unter sei- 
nem Einfluß stehenden nationalistischen 
und revanchistischen Verbände dafür 
ein, ihre spezielle Ostexpansionspropa- 
ganda künftig noch stärker und deut- 
licher der Propaganda der Hitler- 
partei für eine allseitige, uneinge- 
schränkte Ausbreitung der Herrschaft 
des deutschen Imperialismus weitestge- 
hend anzugleichen. 
Diese Haltung entsprach im wesent- 
lichen auch der des Präsidiums des 
Deutschen Ostbundes, das damit dem 
veränderten Kräfteverhältnis zwischen 
den politischen Parteien und Massen- 
organisationen im damaligen Deutsch- 
land Rechnung zu tragen suchte. Die 
Deutschnationale Volkspartei und der 
Stahlhelm, von denen die revanchisti- 
schen Verbände seit ihrer Gründung 
vornehmlich beeinflußt und gefördert 
worden waren, hatten in letzter Zeit 
mehr und mehr ihren früheren Einfluß 
auf breitere Bevölkerungsschichten und 
damit ihre politische Bedeutung einge- 
büßt. Infolgedessen hatten sie auch die 
bisher genossene finanzielle Förderung 
durch wichtige Kreise des deutschen 
Monopolkapitals verloren. Erst recht 
galt dies für die Deutsche Demokra- 
tische Partei, die sich seit Juli 1930 
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Deutsche Staatspartei nannte, und auch 
für die Deutsche Volkspartei. Letztere 
hatte in den zwanziger Jahren, gestützt 
auf so mächtige und einflußreiche Füh- 
rer des deutschen Monopolkapitals wie 
Hugo Stinnes, Carl Duisberg und Al- 
bert Vögler und geleitet von ihrem 
Gründer, dem späteren Reichskanzler 
und Reichsminister des Auswärtigen 
Amtes, Dr. Gustav Stresemann, der 
Östexpansionspolitik neue 
weiter Perspektiven eröffnet und den 
revanchistischen Verbänden in Frank- 
furt (Oder) hohe finanzielle und mora- 
liche Unterstützung von seiten bedeu- 
tender Kreise des deutschen Finanz- 
kapitals erwirkt. 152) 

Trotzdem wandten sich auch in Frank- 
furt (Oder) die meisten ihrer Anhänger 
im Laufe der Weltwirtschaftskrise von 
ihr ab. Bei der Reichstagswahl am 
14. September 1930 hatten noch 8505 
Frankfurter Wähler für die Deutsche 
Volkspartei gestimmt, bei der am 
31. Juli 1932 jedoch nur noch 728.'°3) 
Die wichtigste Veränderung aber sah 
das Präsidium des Deutschen Ostbun- 
des darin, daß die entscheidenden 
Gruppen des deutschen Monopolkapi- 
tals in den letzten Jahren nach und 
nach dazu übergegangen waren, die 
Hitlerpartei in steigendem Maße durch 
hohe Geldspenden zu unterstützen. 
Dadurch war es ihnen®sgelungen, den 
steilen Aufstieg dieser Partei zu be- 
schleunigen, entscheidenden » Einfluß 
auf sie zu gewinnen und sich in ihr 
die zuverlässigste Stütze ihrer überlege- 
nen Machtstellung gegenüber den an- 
deren Klassenkräften in Deutschland 
und eine starke, entschiedene Vorkämp- 
ferin für die Wiederherstellung und 
größtmögliche Ausdehnung des frühe- 
ren Einfluß- und Machtgebietes des 
deutschen Imperialismus zu schaffen. 
Viele Mitglieder und Anhänger des 
Deutschen Ostbundes und der ihm 
nahestehenden nationalistischen und 


revanchistischen Vereinigungen wa- 
ren daher bereits vor der Reichstags- 
wahl 1932 zu der Überzeugung gelangt, 
daß eine Betätigung im Sinne der frü- 
heren Ostexpansionspropaganda, die 
vornehmlich auf die Rückeroberung der 
von Deutschland nach Versailles ab- 
getretenen ÖOstgebiete gerichtet war, 
nur dann Aussicht auf Erfolg besaß, 
wenn sie mit Unterstützung der NSDAP 
und bei Unterordnung unter die Ziele 
der allgemeinen Expansionspolitik die- 
ser Partei erfolgte. Sie hatten sich des- 
halb bedenkenlos dieser Partei oder 


ihren Massenorganisationen als ak- 


tive Mitglieder angeschlossen und im 
hohen Maße zu ihrem Wahlerfolg bei- 
getragen. 

Nach diesem Erfolg hatte der Zustrom 
zur NSDAP aus diesen Kreisen zu- 
nächst weiter zugenommen. Zugleich 
aber verstärkte sich bei vielen langjäh- 
rigen Verfechtern der Ostexpansion des 
deutschen Imperialismus das Mißtrauen 
gegenüber dieser Partei. In Frankfurt 
(Oder) und anderen Orten der mittle- 
ren Ostmark waren es vor allem monar- 
chistisch und feudalaristokratisch ge- 
sinnte Vertreter des preußischen Jun- 
kertums, die im Offizierskorps der Gar- 
nison der Stadt sowie in der höheren 
Beamtenschaft, in den verschiedenen 
Vereinen zur Pflege der Traditionen der 
früheren kaiserlichen Armee, besonders 
aber in den zahlreichen Gutsdörfern 
der näheren und weiteren Umgebung 
Frankfurts noch viele Anhänger be- 
saßen, die meist noch dem Stahlhelm 
angehörten. 

Wie überall im damaligen Deutschland, 
gab es auch in Frankfurt (Oder) nach 
dem ungewöhnlich hohen Wahlerfolg 
der NSDAP viele Führer reaktionär bür- 
gerlicher Parteien und nationalistischer 
Revanchistenverbände, die sich jetzt 
eingestanden, daß sie in der Hitlerpar- 
tei und ihren terroristischen Organi- 
sationen, der SA und SS, meist nur 


Verbündete und Mitstreiter im Kampf 
um die Verwirklichung des Weltmacht- 
strebens des deutschen Imperialismus 
und gegen dessen gefährlichsten 
Feind, den Kommunismus, gesehn 
hatten, nicht aber einen ernsthaften 
Rivalen im Ringen um die Eroberung 
der führenden Rolle im Staate. Ihre 
klassenbedingte politische Beschränkt- 
heit und Starrsinnigkeit erschwerte es 
ihnen, die Ursachen für die große Wir- 
kung der Nazipropaganda auf 
breite Massen der Bevölkerung richtig 
zu \erkennen. Sie sträubten sich daher 
dagegen, diese Erfolge der Nazis und 
die eigenen Mißerfolge u. a. darauf 
zurückzuführen, daß Hitler und seine 
Anhänger in der Verherrlichung des re- 
aktionären Preußentums und dessen 
Weiterentwicklung im wilhelminischen 
deutschen Kaiserreich viel mehr Eifer, 
Skrupellosigkeit und Fanatismus bewie- 
sen hätten, als die von ihnen geleite- 
ten nationalistischen und militaristischen 
Verbände bisher gezeigt hatten. Ebenso 
verkannten sie die überlegene Wir- 
kung der Nazipropaganda, die die Be- 
völkerung zu blindem Haß und scho- 
nungslosem Kampf gegen die klassen- 
bewußten und revolutionären Arbeiter 
aufreizten. Sie begriffen nicht, welche 
große Wirkung es auf die rasch wach- 
sende Zahl der von der Krise Geschä- 
digten und Entwurzelten und die von 
den volksfeindlichen politischen Maß- 
nahmen der Weimarer Republik Ent- 
täuschten hervorrief, daß die Nazis an- 
gesichts der unablässig sich weiter ver- 
tiefenden sozialen Gegensätze auf- 
spielten, sich nicht bloß als eine na- 
tionale, sondern auch in verlogener 
Weise als eine sozialistische und sogar 
als eine Arbeiterpartei zu gebärden 
versuchten. 

Erfüllt von der dem preußischen Jun- 
kertum seit je eigenen Furcht vor poli- 
tischen Massenbewegungen, bezweifel- 
ten auch die damaligen Führer der zu- 
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sammengeschmolzenen Deutschnatio- 
nalen Volkspartei und des Stahlhelms, 
daß die Hitlerpartei ihre antikapitalisti- 
schen und revolutionären Losungen und 
Forderungen nur zu Zwecken des Mas- 
senbetruges und des Stimmenfangs be- 
nutzen wollte, Sie befürchteten, daß die 
mit den Mitteln antikapitalistischer und 
revolutionärer Demagogie gewonne- 
nen Anhänger der Führung der Nazi- 
partei entgleiten könnten und, ge- 
stützt auf die ihnen vermittelte organi- 
satorische und militärische Ausbildung 


und waffenmäßige Ausrüstung vor al- 


lem aber auf die ihnen anerzogene 
Brutalität, Gewissenlosigkeit und Miß- 
achtung von Verfassung, Recht und Ge- 
setz, die Erfüllung der ihnen demago- 
gisch gegebenen Versprechen gewalt- 
sam erzwingen könnten. 


Wachsende Empörung löste es bei die- 
sen Führern des Stahlhelms "und der 
DNVP aus, daß die Schlägerbanden der 
SA, deren brutales Vorgehen gegen 
Kommunisten und Sozialdemokraten sie 
selbst früher unterstützt und mit 
Freude und Genugtuung begrüßt hat- 
ten, in letzter Zeit immer häufiger auch 
gegen Angehörige ihrer Organisationen 
und Teilnehmer an deren Versammlun- 
gen gewalttätig vorgingen. Das ereig- 
nete sich auch wiederholt in Frankfurt 
(Oder) und führte schließlich dazu, daß 
eine von den Deutschnationalen im 
Zivilcasino anberaumte Versammlung 
- durch SA-Schlägertrupps gewaltsam 
gesprengt wurde, wobei einzelne Teil- 
nehmer, darunter auch weibliche, in ge- 
meiner Weise beschimpft, belästigt 
und mißhandelt wurden.°*) 


Soweit diese Führer des Stahlhelms 
öder der DNVP dem Deutschen Ost- 
bund oder ihm nahestehenden Revan- 
chistenverbänden angehörten, wehrten 
sie sich dagegen, daß sie, die bisher 
als höchstgeachtete Repräsentanten 
und Hüter der Traditionen des preußi- 
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schen Militarismus und des Revanchis- 
mus die Zustimmung und Gunst des 
deutschen Imperialismus und breiter 
Schichten der Bevölkerung genossen 
hatten, jetzt Ansehen und Einfluß ver- 
lieren und sich bei ihrer Tätigkeit den 
Auffassungen und Weisungen der Na- 
zis fügen sollten. 


Sie unternahmen deshalb größte An- 
strengungen, um unabhängig von der 
Hitlerpartei im alten Gebiet ihre Pro- 
paganda verstärkt weiterzuführen. Von 
diesem Bestreben zeugen die Stahl- 
helmtage, die ab Mitte August 1932 in 
der Frankfurt (Oder) benachbarten 
Industriestadt Guben veranstaltet wur- 
den. Ihren Höhepunkt bildete eine 
Massenkundgebung, zu der ‚Mitglieder 
des Stahlhelms aus ganz Deutschland, 
vornehmlich aber aus der mittleren 
Ostmark und’ vor allem aus Frankfurt 
(Oder) zusammentrafen. , 


An ihrer Vorbereitung und Durchfüh- 
rung hatten unverkennbar Stahlhelm- 
führer aus Frankfurt (Oder) mitgewirkt, 
die gleichzeitig im Deutschen Ostbund 
führend tätig waren, aber zu den Kräf- 
ten gehörten, die die Leitung der Ost- 
expansionspropaganda nicht an Hitler- 
anhänger abtreten wollten, sondern 
noch immer glaubten, daß sie im Wett- 
eifer mit ihnen um die Gewinnung der 
Gunst der mächtigsten deutschen Mo- 
nopole und der reaktionären Klassen 
den erlittenen Rückstand doch noch 
aufholen könnten, wenn sie noch ent- 
schiedener die Vordringlichkeit wirk- 
samer politischer Schritte gegenüber 
Polen, der Tschechoslowakei und der 
Sowjetunion betonten und ihre nazi- 
stischen Rivalen in der Schärfe und Ge= 
hässigkeit ihrer Kriegshetze gegen die 
Völker dieser Staaten übertreffen wür- 
den, 


Bereits auf dem Stahlhelmtreffen in 
Breslau am 30. Mai 1931 hatte der 
Stahlhelmbundesführer Franz Seldte 
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einen Versuch in dieser Richtung unter- 
nommen. Nachdem er herausfordernd 
von der kommenden „Erlösung’ der Ost- 
mark“ gesprochen hatte, forderte er die 
zur Parade angetretenen Stahlhelmer 
auf, „Front nach Osten zu machen und 
sich Polen einmal über Kimme und 
Korn anzusehen“, worauf der Ruf „Ziel 
erkannt!" über den Platz schallte.'°°) 


Auch die Rede, die der Polizeioberst 


a. D. Müller auf dem Stahlhelmtreffen 
in Guben hielt und die den Höhepunkt 


dieser Kundgebung darstellte, gipfelte 


in einer deutlichen Kriegsdrohung ge- 
gen Polen. Allerdings verknüpfte er diese 
Drohung mit Forderungen an Frank- 
reich, 


Wörtlich führte er aus: „Die Verständi- 
gung mit Frankreich, die Europa die 
Ruhe geben würde, ist sofort da, wenn 
es drei unabweisbare deutsche Forde- 
rungen erfüllt: 1. Volle deutsche Wehr- 
hoheit, 2. Widerruf der Kriegsschuld- 
lüge, 3. Freigabe des Weges nach dem 


deutschen Osten."'>°) 


Obgleich diese Forderungen mit de- 
nen von der NSDAP erhobenen weit- 
gehend übereinstimmten, widersprach 
die Zusicherung, Deutschland würde 
nach ihrer Erfüllung keine weiteren poli- 
tischen Forderungen und Gebiets- 
ansprüche, die Ruhe und Frieden in 
Europa gefährden könnten, mehr stel- 
len, völlig den weltpolitischen und 
kriegerischen Zielen und Plänen Hitlers 
und seiner Anhänger sowie ihrer im- 
perialistischen Gönner und Förderer. 
Im Grunde genommen waren die 
Kreise der Stahlhelmführer und innerhalb 
des Deutschen Ostbundes und ande- 
rer Revanchistenvereinigungen, in deren 


Namen und Auftrag oder Einverständ- 


nis der Festredner in Guben die Zu- 
‚sicherung gab, selbst nicht ernsthaft 


“ gewillt und auch gar nicht in der Lage, 


deren Einhaltung zu gewährleisten. Ihm 
kam es offenbar darauf an, von den 








Teilnehmern an dem Gubener Treffen, 
die in der Mehrzahl aus der „mittleren 
Ostmark“ und vor allem aus Frankfurt 
(Oder) und seiner näheren Umgebung 
gekommen waren und zumeist sich 
noch immer als „verdrängte und be- 
drängte Ostmärker“ fühlten ‘und daher 
polenfeindlich eingestellt waren, zu 
beweisen, daß auch sie vom gleichen 
Haß und von unversöhnlicher Feind- 
schaft gegenüber Polen erfüllt seien 
und nach wie vor die Rückeroberung 
der an Polen abgetretenen Gebiete als 
vordringlich und unaufschiebbar er- 
achteten. 

Bei der breiten Anhängerschaft der 
alten revanchistischen Verbände, be- 
sonders des „Stahlhelms“ und des 
Deutschen Ostbundes im Gebiet der 
„mittleren Ostmärk“ und ihrer „Haupt- 
stadt Frankfurt (Oder)“ sollte der Ein- 
druck erweckt werden, daß die reaktio- 
nären Kreise, in deren Auftrag der 
Redner auf dem Gubener Treffen 
sprach, die Interessen und Bestrebun- 
gen der „bewußten Ostmärker“ wirksa- 
mer und schneller durchsetzen würden 
als die Nationalsozialisten. Das hätte 
zur Folge, daß sie auch in Zukunft als 
die berufenen Führer dieser Verbände 
anerkannt würden und weiterhin den 
bestimmenden Einfluß auf die Propa- 
ganda der Ostexpansionspolitik des 
deutschen Imperialismus ausüben könn- 
ten. Die Hitleranhänger dagegen, so 
hoffte man, würden ihren in letzter Zeit 
gestiegenen EinfluB auf die Propa- 
ganda verlieren, *da sie die Rück- 
eroberung der verlorenen ÖOstgebiete 
nur im Zusammenhang mit den gesam- 
ten weltpolitischen Expansionsplänen 
Hitlers durchzuführen dachten, die da- 
zu erforderlichen umfangreichen und 
äußerst langwierigen diplomatischen 
und militärischen Vorbereitungen auf 
die Inangriffnahme der Operation ge- 
gen Polen auf unabsehbare Zeit hinaus- 
schieben würden. 


Eine Minderung des Einflusses der Hit- 
lerpartei auf den Deutschen Ostbund 
und die anderen revanchistischen Ver- 
bände erhofften sich die Veranstalter 
der Gubener Stahlhelmtage auch da- 
von, daß sie mit kluger Berechnung 


würdige und hochgeachtete Reprö- 
sentanten des ehemaligen deutschen 
Kaiserhauses und der ehemaligen kai- 
serlichen deutschen Armee zu Schirm- 
herren und Ehrengästen des großauf- 
gemachten Stahlhelmtreffens erhoben, 
an ihrer Spitze den Prinzen Oskar, 
einen Sohn des letzten deutschen Kai- 
sers, und den Generalfeldmarschall 
v. Mackensen, der als siegreicher Be- 
fehlshaber des ehemaligen kaiserlichen 
Heeres an der Ostfront und als Er- 
oberer Polens und weiter Gebiete Ruß- 
lands sowie Serbiens und Rumäniens 
bei den nationalistischen und revan- 
chistischen Verbänden hochgeehrt und 
gefeiert wurde. Damit sollte der Gegen- 
satz zu den Nazis betont werden, die 
zwar noch auf ihren Kundgebungen mit 
großem Wortschwall die Taten der 
deutschen Herrscher und Heerführer 
und ihrer Armeen verherrlichten, je- 
doch die Errichtung eines noch mächti- 
geren und glanzvolleren „Dritten Rei- 
ches“ von der erst durch Hitler hervor- 
gerufenen „Bewegung“ und den von 


“seinen Wahnideen über die deutsche 


Zukunft betörten SA und SS erwarteten. 
Sie stellten sich demnach bewußt in 
Widerspruch zu der bei den revan- 
chistischen Verbänden herkömmlichen 
Auffassung, wie sie in Guben demon-, 
striert wurde. Nach der Meinung die- 
ser Kreise war die Wiederaufrichtung 
der alten Größe, Macht und Herrlichkeit 
des Deutschen Reiches nur möglich, 
wenn das deutsche Volk wieder zur 
„Treue zum angestammten Herrscher- 
haus“ und zu dem Geist, der die 
ehemalige kaiserliche Armee auszeich- 
nete, zurückfindet. 

Selbst v. Mackensen, der seit 1930 wie- 





derholt sein Interesse für Hitler be- 
kundet hatte, fühlte sich doch dem 
Andenken an die Vergangenheit der al- 
ten deutschen Armee so tief verpflichtet, 
daß er als Ehrengast auf dem Gubener 
Stahlhelmtreffen in seiner Ansprache 
sich unter brausendem Beifall zu der 
übertriebenen Lobpreisung verstieg, „die 
Leistungen der Frontsoldaten hätten 
bewiesen, daß das kraftvollste Volk 
der Erde das deutsche sei.""”) Über 
die Bedeutung des Geistes dieser 
Armee für die Zukunft der von der 
Krise erschütterten deutschen Wirt- 
schaft bemerkte er, „nur dort" werde 
„sich auch eine blühende Wirtschaft 
entwickeln, wo sie unter dem Schutze 
des Schwertes" stehe." '°®) 


Auch in diesen Bemerkungen lag eine 
deutliche Abgrenzung gegen die von 
Hitler und seinen Anhängern erstrebte 
„nationalsozialistische Revolution”, die 
nicht von der Orientierung auf die — 
nach Auffassung des „Stahlhelm" — be- 
währte und ruhmreiche deutsche Ver- 
gangenheit" ausging, sondern dem 
Vorbild des italienischen Faschismus 
der Gegenwart nacheiferte. 


Trotz dieser unterschiedlichen und so- 
gar gegensätzlichen Auffassungen über 
Mittel und Wege zur Wiederherstel- 
lung eines mächtigen deutschen Rei- 
ches bestand doch zwischen den von 
der Deutschnationalen Volkspartei be- 
einflußten, vornehmlich konservativ, 
monarchistisch und aristokratisch ein- 
gestellten Kreisen in den Führungen 
der Revanchistenverbände und den Än- 
hängern und Förderern Hitlers in ande- 
ren wichtigen politischen Fragen volle 
Übereinstimmung. So verband sie eine 
unversöhnliche, haßerfüllte Feindschaft . 
gegenüber allen Vertretern kommuni- 
stischer, sozialdemokratischer und bür- 
gerlich-demokratischer Ideen und Or- 
ganisationen. Dementsprechend waren 
sie auch gemeinsam bestrebt, die in der 
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deutschen Bevölkerung weit verbreiteten 
und tief ausgeprägten Erscheinungen 
des Militarismus und Chauvinismus aufs 
wirksamste zu unterstützen und zur 
höchstmöglichen Entfaltung zu bringen. 
Das zeigte sich besonders augenfällig 
in dem gemeinsamen Bemühen, anläß- 
lich des im September 1932 in der Um- 
gebung von Frankfurt (Oder) durchge- 
führten Reichswehrmanövers die Bevöl- 
kerung für dieses große militärische 
„Schauspiel“ und die Exoktheit der 
Übungen zur Kriegsvorbereitung, vor 
allem aber für einen neuen Vormarsch 
gegen Polen und gegen die Sowjet- 
union zu begeistern und in ihr Lust 
und Freude an kriegerischer Gesin- 


“nung und Betätigung zu wecken oder 


zu stärken. '°?) 


Zu diesem Zweck wetteiferten sie mit- 
einander, die romantischen Seiten des 
Manöverlebens zu schildern, z. B. den 
Anmarsch von Verbänden verschieden- 
artiger Truppengattungen in Stärke von 
14000 Mann, die jubelnden Begrü- 
Bungen, frohen Erlebnisse und rührseli- 
gen Abschiede bei den Einquartierun- 
gen und den lustigen Biwakabenden 
mit Scherz und Tanz am Lagerfeuer. 
Damit verbanden sie Erinnerungen an 
‚lustige Erlebnisse im letzten Kriege und 
wollten Hinweise auf die großen Sie- 
geschancen bei einem neuen Kriegs- 


* abenteuer geben. Geflissentlich ver- 


mieden sie jedoch jeden Hinweis auf 
die Schrecken und Grauen der blutigen 
Schlachten, auf die begangenen Kriegs- 
verbrechen und erlittenen Niederlagen 
oder suchten die Erinnerung daran da- 
durch auszulöschen,- indem sie an ent- 
sprechend ausgewählten Beispielen 
Scheinbeweise für die Überlegenheit 
und Unbesiegbarkeit des deutschen 
Volkes und seiner Soldaten gegenüber 
den angeblich rassisch minderwertigen 
und darum rückständigen slawischen 
Völkern und deren Streitkräften zu er- 
bringen suchten. Deshalb entstellten sie 
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_Ostland in Not 


Abb. 3: „Ostland in Not“ — Faschistische Ostlandpropaganda. 


Atlas zur deutschen Geschichte der Jahre 1914 bis 1933, Hrsg. v. J. v. Leers und 


K. Frenzel, Berlin 1933. 


die geschichtlichen Tatsachen gewissen- 
los in so grober Weise, daß die eigenen 
Niederlagen als Siege, die begangenen 
‚Kriegsverbrechen als Heldentaten er- 
schienen. 
Hierbei wie auch bei der Mobilisierung 
der Bevölkerung zur Teilnahme an ge- 
'waltigen öffentlichen Massenkundge- 
bungen zeigten die Nazis unbestreitbar 
weitaus größeren Eifer und Fanatismus 
und erzielten dementsprechend auch 
bedeutend höhere Erfolge. Das trug 
dazu bei, daß die Hitleranhänger doch 
mehr und mehr Einfluß auf die Führung 
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des Deutschen Ostbundes und seine 
Anhänger in Frankfurt (Oder) und in 
der „mittleren Ostmark“ gewannen und 
schließlich Inhalt und Methoden der 
imperialistischen 
ganda im gesamten Reichsgebiet be- 
stimmten. Die Befürchtungen vieler bis- 
herigen Ostbundführer, die Nazis wür- 
den die Ostexpansionspropaganda im 
Bestreben, sie mit der weltpolitischen 
Gesamtkonzeption Hitlers und seiner 
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OstexpansionspropQü- - 


monopolkapitalistischen Förderer abzu- 
stimmen, nunmehr in den Hintergrund 
rücken und vernachlässigen, erwiesen 





sich als unbegründet. Da die Ost- 
expansion in dieser Gesamtkonzeption 
einen zentralen Platz einnahm, wurde 
der Propaganda für sie im Gegenteil 
weiterhin größte Bedeutung beigemes- 
sen und wurde sie mit noch größerer 
Intensität betrieben. (Abb. 3) 

Sie empfing fortan ihre Antriebe nicht 
mehr wie bisher fast ausschließlich aus 
Entstellungen der politischen Tatsachen 
der Geschichte und der aktuellen Pro- 
bleme und Konflikte in Osteuropa, son- 
dern darüber hinaus aus wichtigen Er- 
eignissen und Veränderungen der welt- 
politischen Lage, deren Einfluß auf die 
Beziehungen zwischen Deutschland und 
den osteuropäischen Staaten oft über- 
sehen oder unterschätzt worden war. 
Die wichtigste weltpolitische Verände- 
rung, aus der sich die Notwendigkeit 
einer Verstärkung, aber auch neue 
Möglichkeiten für die Verwirklichung 
der Ostexpansionspolitik des deut- 
schen Imperialismus ergaben, bestand 
darin, daß infolge der Weltwirtschafts- 
krise die kapitalistischen Staaten und 
besonders die imperialistischen West- 
mächte in immar größere wirtschaftliche 
und innerpolitische Schwierigkeiten und 
immer schärfere Gegensätze unter- 
einander und zur Sowjetunion geraten 
waren, während diese von der Krise völ- 
lig verschont blieb, ihre Macht und 
ihren Einfluß unaufhaltsam erweiterte 
und verstärkte und der kommunisti- 
schen Weltbewegung immer kräftiger 
Rückhalt und Auftrieb gab. Der deut- 
sche Imperialismus konnte seine Ost- 
expansion damit begründen und recht- 
fertigen, daß er es als ihr letztes und 
höchstes Ziel hinstellte, das Vordringen 
des Weltkommunismus aufzuhalten, 
einen festen Damm gegen ihn zu er- 
richten und sein Machtzentrum, die 
Sowjetunion, zu vernichten, um damit 
den „Untergang des Abendlandes" auf- 
zuhalten. 

Als äußerst bedrohlich erschien dem 


Weltimperialismus der außergewöhn- 
lich hohe Anstieg der kommunistischen 
Bewegung in Deutschland. Trotz här- 
tester Unterdrückung und rücksichts- 
loser Verfolgung durch die staatlichen 
Machtorgane und trotz schärfster Be- 
kämpfung von allen anderen Parteien, 
insbesondere von den Terrorbanden 
der NSDAP, konnten die KPD und die 
unter ihrem Einfluß stehenden Massen- 
organisationen — der Rote Frontkämp- 
ferbund (RFB), die Rote Hilfe (RHD), 
die Internationale Arbeiterhilfe (IAH), 
der Kommunistische Jugendverband 
(KJVD) u. a. m. — die Zahl ihrer Mit- 
glieder und Anhänger ständig erhöhen, 
ihre Kampfkraft verstärken und ihre Be- 
ziehungen zu den Bruderparteien wei- 
ter ausbauen und vertiefen. 

Das beunruhigte die miteinander ver- 
flochtenen - internationalen Finanz- und 
Industriemonopole um so mehr, als in 
derselben Zeit der stärkste und gefähr- 
lichste Feind der KPD und des Welt- 
kommunismus, der Hitlerfaschismus, in 
eine rasch sich zuspitzende ernste 
Krise geriet. 
Immer mehr Mitglieder der NSDAP 
und der ihr angeschlossenen Organisa- 
tionen wandten sich ab, weil sie die 
Verlogenheit der sozialen, antikapita- 
listiischen Demagogie und der zahl- 
losen sich widersprechenden Zusiche- 
rungen durchschauten, mit denen sie 
sich hatten betören lassen. Sie erkann- 
ten, daß Hitler nicht ihre Interessen, 
sondern im Grunde die der Monopol- 
bourgeoisie und der Großgrundbesitzer 
vertrat und auf einen neuen Weltkrieg 
hinsteuerte. Bei der am 6. November 
1932 stattfindenden Reichstagswahl er- 
litt die NSDAP gegenüber der am 
31. Juli 1932 erzielten Stimmenzahl 
einen Stimmenrückgang von mehr als 
2 Millionen, während die KPD einen 
Stimmenzuwachs von 700 000 erhielt.'°°) 
Im Wahlkreis Nr. 5 Frankfurt (Oder), zu 
dem die Regierungsbezirke Frankfurt 


(Oder) und Schneidemühl, also im we- 
sentlichen die Gebiete der „mittleren 
Ostmark“ gehörten, hatte die NSDAP 
im Juli 1932 451 080 Stimmen erzielt, 
im November erreichte sie dagegen nur 
389043 Stimmen.!!) Im Stadtkreis 
Frankfurt (Oder) ging die Zahl der für 
die .NSDAP abgegebenen Stimmen von 
22 526 auf 21 570 zurück, sank also um 
rund 1000. Dagegen konnte die KPD 
ihre Stimmenzahl um wenig mehr als 
1000 erhöhen, nämlich von 5014 auf 
6030. Bemerkenswert warem hier ferner: 


Der Anstieg der DNVP 
von 3667 Juli 1932 
auf 5292 November 1932 


Der Anstieg der DVP 
von 728 Juli 1932 
auf 1005 November 1932 


Der Rückgang der SPD 

von 11 305 Juli 1932 

auf 10 372 November 1932 

Der Rückgang der Dt. Staatspartei 
von 556 Juli 1932 

auf 465 November 1932 

Der Rückgang des Zentrums 

von 1531 Juli 1932 

auf 1524 November 1932.1$2) 

Zu dem beachtlichen Wiederanstieg der 
Wählerstimmen für die DNVP dürfte 
zweifelsohne beigetragen haben, daß 
diese Partei, unterstützt von dem ihr 
nahestehenden Stahlhelm und anderen 
nationalistischen Verbänden, in den 
letzten Monaten sich bemüht hatte, ihre 
Selbständigkeit gegenüber der Hitler- 
partei zu betonen und — wie das Bei- 
spiel des Ringens um die Beibehaltung 
ihres Einflusses auf die Ostexpansions- 
propaganda gezeigt hatte — sich in 
wichtigen Fragen von den Auffassungen 
der Hitlerpartei scharf abzugrenzen. '°°) 
Da die NSDAP in Frankfurt (Oder) trotz 
ihres hohen Stimmenverlustes noch 
immer über weitaus mehr Anhänger ver- 
fügte als jede andere Partei, schien ihr 
EinfluB auf die Zielstellung und den 
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Charakter der Ostexpansionspropa- 
ganda doch weiterhin gesichert. Auch 
vom Präsidium des Deutschen Ostbun- 
des war zu erwarten, daß es die natio- 
nalsozialistische Orientierung der Ost- 
 expansionspropaganda in Frankfurt 
(Oder) und in der von hier aus maß- 
geblich beeinflußten „mittleren Ost- 
mark” unterstützen würde, da besonders 
die Vizepräsidenten Lüdtke und Gin- 
schel enge Beziehungen zur national- 
sozialistischen Reichstagsfraktion un- 
terhielten. Diese umfaßte zwar nicht 
mehr wie vor der Novemberwahl 230 
Abgeordnete, stellte aber mit 196 Ab- 
geordneten noch immer die stärkste 
Fraktion im Deutschen Reichstag dar. 
Sie konnte deshalb großen Einfluß auf 
die außenpolitischen Debatten und 
Entscheidungen ausüben. Dennoch wa- 
ren führende Kreise des deutschen Im- 
perialismus über den erheblichen Rück- 
gang der Anhängerschaft der Hitler- 
partei bestürzt und beunruhigt. Immer- 
hin hatten sie diese Partei und die von 
ihr hervorgerufene faschistische Bewe- 
gung in Deutschland zunehmend poli- 
tisch und mit hohen finanziellen Mit- 
teln deshalb unterstützt, weil sie im 
Hitlerfaschismus die stärkste Waffe ge- 
gen ihren gefährlichsten innenpoliti- 
schen Feind, die KPD, sahen. Außerdem 
schätzten sie den Hitlerfaschismus als 


. fanatischen Vorkämpfer und Wegberei- 


ter für die Expansionspolitik, besonders 
für den geplanten Krieg zur Eroberung 
der von ihnen seit je begehrten osteuro- 
päischen Gebiete und zur Vernichtung 
der Sowjetunion, in der sie den Hort 
und den Kraftquell der revolutionären 
kommunistischen Bewegung erkannten, 
die die Welt zu überfluten drohte. 

An der Zurückdämmung der kommuni- 
stischen Weltbewegung und der Zer- 
schlagung ihrer zentralen Bastion, der 
Sowjetunion, waren auch England, 
Frankreich, die USA und einige andere 
kapitalistische Länder stark interessiert. 
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Führende imperialistische Kreise dieser 
Staaten waren angesichts des schnel- 
len Aufstiegs der deutschen faschisti- 
schen Partei zu der Auffassung gelangt, 
daß Deutschland dem Weltimperialis- 
mus als bestgeeigneter Stoßtrupp ge- 
gen ‘die ebenso verhaßte wie gefürch- 
tete Sowjetunion dienen könnte, wenn 
es dem Hitlerfaschismus gelänge, die 
Masse des deutschen Volkes, vor allem 
der deutschen Jugend, weiter wie bis- 


her zu unversöhnlichem Haß gegen den 


Kommunismus und die Sowjetunion zu 
erziehen und sie in ihren paramilitäri- 
schen Organisationen, SA und SS, so 
zu drillen und abzurichten, daß sie je- 
dem noch so verbrecherischen Befehl 
blind gehorche. Um dazu beizutragen, 
daß die Nazipartei in diesem Sinne 
sich weiter entwickle und erstarke, hat- 
ten diese Kreise sie in den letzten Jah- 
ren laufend finanziell und auch mili- 
tärisch unterstützt.') Darum waren 
auch sie über die hohen Stimmenver- 
luste der Nazis bei den letzten Reichs- 
tagswahlen sehr enttäuscht und be- 
sorgt. Anlaß dazu gaben ihnen auch 


die Ergebnisse der Kommunalwahlen _ 


in Sachsen und Lübeck am 13. November 
1932 und in Thüringen am 3. Dezember 
1932, bei denen ebenfalls ein Rückgang 
der für die Nazipartei abgegebenen 
Stimmen festgestellt wurde. In Thürin- 
gen büßte diese Partei sogar nahezu 
40 Prozent der bei der Reichstagswahl 
am 31. Juli 1932 erhaltenen Stimmen 
ein. Das war für sie insofern beson- 
ders peinlich, da sie in der Landesregie- 
rung Thüringens vertreten gewesen war 
und deshalb reichlich Gelegenheit ge- 
habt hatte, die Bevölkerung von den 
angeblichen Vorzügen ihrer Regie- 
rungsgrundsätze in der Praxis zu über- 
zeugen. 

Die Gefahr eines Zerfalls der Hitler- 
partei erhöhte sich jedoch noch da- 
durch, daß sie nach diesen Wahlen in 
eine schwere finanzielle Krise geriet, da 


sie die vielen Wahlkämpfe des Jahres 
1932 mit höchst kostspieligem Aufwand, 


der ihre finanziellen Möglichkeiten bei 


weitem überstieg, durchgeführt hatte. 
Außerdem hatten heftige Meinungs- 
kämpfe in der obersten Parteiführung 
zu einer‘ schweren innerparteilichen 
Krise geführt, so daß sich immer dro- 
hender die Gefahr .der Spaltung der Par- 
tei erhob. Führende Vertreter der deut- 
schen Monopolbourgeoisie und auch 
des Finanzkapitals der USA und Eng- 
lands verstärkten deshalb jetzt ihre fi- 
nanziellen und politischen Unterstützun- 
gen für die Nazipartei, um sie so schnell 
wie möglich vor dem Zerfall zu ret- 
ten!65) Dadurch wurde es dieser Par- 
tei ermöglicht, ihre Agitation und Pro- 
paganda wieder aufs äußerste zu ver- 
stärken. 
Auch in Frankfurt (Oder) entfaltete die 
Nazipartei bald wieder eine fieberhafte 
Tätigkeit. Ebenso wie im Reich waren 
auch in Frankfurt (Oder) die Nazis ge- 
zwungen, das Schwergewicht ihrer Agi- 
tation und Propaganda auf die Ausein- 
andersetzung mit ihren innenpolitischen 
Gegnern zu legen, die jetzt von ihnen 
noch dringender eine klare Antwort auf 
die Frage verlangten, auf welche Art 
und Weise sie die brennenden Tages- 
nöte der Werktätigen, vor allem der 
Arbeitslosen, zu beseitigen gedachten. 
Obwohl seit der Mitte des Jahres 1932 
‘sich die Anzeichen für ein allmähliches 
Abebben der Wirtschaftskrise häuften, 
blieb die Lage der Werktätigen noch 
immer. trostlos. Mit dem Heranrücken 
und dem Einbruch des Winters ver- 
schlimmerte sie. sich sogar erheblich. 
Da die reaktionäre Papen-Regierung 
und auch der Magistrat wie auch die 
Mehrheit der Stadtverordnetenversamm- 
lung in Frankfurt (Oder) nur völlig unzu- 
reichende Mittel zur Linderung der Not 
bewilligten, schritten die am schwer- 
sten von der Krise Betroffenen, die Er- 
werbslosen, wiederholt zu spontanen 


ne! einen derartigen Vorstoß der Ar- 
Jeitslosen meldete z.B. ein Polizei- 


bericht: 


„Am 30, November 1932 in der 17 
Stunde gelegentlich der StadiVeroräk 
netenversammlung rotteten sich in der 
Nähe des Rathauses an verschiedenen 
Stellen Erwerbslose zusammen, welche 
Rufe ‚Hunger‘ ausbrachten. Durch 
a Rufe wurde eine Anzahl anderer 
ersonen angelockt, wodurch es zu grö- 
Beren Ansammlungen kam. Es gelang 
der Polizei in kurzer Zeit unter teilwei- 
jet Anwendung des Polizeiknüppels die 
nsammlung zu zerstreuen und die 
Ruhe bald wieder herzustellen. 4 Per- 


sonen wurden in S 
chutzhaft m- 
Men.“ 166) geno 


et folgenden Wochen ereigneten 

AN Inner häufiger solche spontanen 

ehnungen und Aktionen der Mas- 

E gegen die herrschenden Klassen, 
en Vertreter in der Stadtverordneten- 
N sammlung und im Magistrat kein 
ER nein für die drückende Not und 
es berechtigten Forderungen der Ar- 
eitslosen aufbrachten. Geradezu wie 

ein Hohn mußten diese es empfinden,: 
SSR ihren Augen in den Straßen 
Er urts Propagandaorganisationen 
2 eutschen Imperialismus öffentliche 
ammlungen für die Deutschen im 

Ausland durchführten. Die Deutsche 
Kolonialgesellschaft veranstaltete z. B. 
eine Öffentliche Straßensammlung „zum 
Besten der deutschen Schulen und 
Krankenhäuser in unseren ehemaligen 
nen Kolonien“. Die Frankfurter 
tung rief zur Unterstützung 
lieser Sammlung auf, deren imperia- 
listischen Charakter sie in folgendem 
Wunsch zum Ausdruck brachte: „Möge 
der Erfolg der Sammlung ein wirksamer 
Ausdruck werden des im deutschen 
Volke lebenden festen Willens, deutsch 
zu erhalten, was uns rechtens gehört 





deutsche Volk aus 
Enge und Not herauskommen soll !"167) 
Die von deutschen 
dieser Sammlung bekundete auffällige 
und Sozialwesen in 


Imperialisten mit 


Sorge um Schul- 
den ehemaligen 

war insofern befremdend, da vor nicht 
allzulanger Zeit der Oberbürgermeister 
Stadtschulrat 
Kretschmann in erschütternden Berichten 
die schreiende Kulturnot in der Stadt 
Frankfurt (Oder) und die kulturelle Ver- 
ödung weiter Gebiete der mittleren 
Ostmark angeprangert, die unverzüg- 
liche Abhilfe dieser unhaltbaren Miß- 
stände gefordert und sie als äußerst 
dringend bezeichnet hatten. Dr. Kinne 
hatte u. a. wörtlich. ausgeführt: „Diese 
Flächen sind schon seit Jahrzehnten in 
kultureller Beziehung arg vernachlässigt 
worden. Die mangelnde und unzurei- 
staatliche Fürsorge hat sich 
über das ganze Gebiet hinweg bis auf 
Posen und Bromberg ausgewirkt, und 
nur so ist es zu erklären, daß schrei- 
unserem Gebiet 
herrscht.“168) Zur Verdeutlichung dieser 
Kulturnot hatte Dr. Kinne u. a. weiter 
angeführt: „Das ländliche Berufsschul- 

wesen kommt aus Mangel an finan- 

ziellen Mitteln nicht zur Entwicklung. 

Volksschulen sind fast sämtlich über- 

Klassenfrequenzen 
60 Schülern sind keine Seltenheit. Die 
Schulgebäude sind zum größten Teil in 
einem Zustand starken Zerfalls, so daß 
die Räume hinter den elementarsten 
hygienischen und schultechnischen An- 
forderungen zurückbleiben . . 
an bodenbeständiger Lehrerschaft, an 
Lehr- und Lernmitteln. Die wenigen hö- 
heren Schulen stehen infolge der wirt- 
Nöte und der 
Verkehrsbedingungen 
dem Untergang, zumal vielfach seitens 
der Reichsbahn die „Schulzüge" als un- 
rentabel eingezogen sind.“ '6) 


von 50 bis 


genannten Stadtväter 
Oberbürgermeister Dr. Kinne und 
Stadtschulrat Kretschmann derartige 
Anklagen erhoben hatten, wurde von 
den reaktionären Parteien alles getan 
um eine Beseitigung dieser Mißstände 
im Bildungswesen der östlichen Gebiete 
zu verhindern. Unter den Auswirkungen 
der Wirtschaftskrise hatte sich diese 
„schreiende Kulturnot“ sogar noch be- 
trächtlich verschlimmert. Dessenunge- 
achtet verschlossen die nationalisti- 
schen und revanchistischen Verbände 
davor ihre Augen und fuhren fort, die 
Bevölkerung auf angebliche Mißstände 
und Nöte hinzuweisen, denen die Deut- 
schen im Ausland und besonders in 
Polen ausgesetzt seien. 


Die Sorge für die durch das Versailler 
Diktat in soziale und kulturelle Not und 
Bedrängnis geratenen Deutschen hatten 
ursprünglich die im Deutschen Ostbund 
und im Ortsausschuß des Deutschen 
Schutzbundes zusammengeschlossenen 
Revanchistenverbände als ihr ureigen- 
stes und wichtigstes Anliegen bezeich- 
net. In anerkennenswerter Weise hatten 
sich etliche dieser Führer und Mitglie- 
der gerade auch für die in Polen ver- 
bliebenen Deutschen eingesetzt und bei 
der polnischen Regierung erwirkt, daß 
in manchen Gebieten, in denen die 
deutsche Bevölkerung stärker vertreten 
war, dieser ‘weitgehende kulturelle 
Autonomie gewährt wurde. Allerdings 
ließen auch damals bereits viele dieser 
Führer des Deutschen Schutzbundes er- 
kennen, daß ihnen das Wohl der deut- 
schen Bevölkerung in Polen ebensowe- 
nig am Herzen lag, wie das der inner- 
halb der Reichsgrenzen lebenden. 


Ihnen kam es hauptsächlich darauf an 
deren Notlage und Unzufriedenheit für 
ihre politischen -Ziele auszunützen. 
Manche von ihnen wünschten geradezu 
und arbeiteten darauf hin, daß die in 
Polen lebenden Deutschen sozial, poli- 
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tisch und in ihrer kulturellen Betätigung 
möglichst hart unterdrückt und dadurch 
zum Widerstandswillen gereizt würden. 
So hatte z. B. auf einer zentralen Kon- 
ferenz des Deutschen Schutzbundes, an 
der auch der Präsident des Deutschen 
Ostbundes v. Tilly und einige Frankfur- 
ter Ostbundführer teilnahmen, der 
Hauptreferent Max Worgitzki den gut- 
gläubigen Ostpolitikern zu bedenken 
gegeben, „daß die generelle Einfüh- 
rung einer Kulturautonomie auch zum 
Schaden ihrer Verfechter ausarten 
könne”, da eine kulturell tiefstehende 
Bevölkerung leichter politisch zu be- 
einflussen und zu lenken sei.'’°) 


Der Ostpolitiker Max Hildebert Böhm 
vertrat sogar die Ansicht, vom nationa- 
len Gesichtspunkt aus müsse uns der 
„Unterdrückungstrieb des Gegners als 
ein Glück erscheinen, denn die grau- 
same Quälerei erschwere das Einschla- 
fen des Gequälten".'7!) 


In diesem Sinne hatte sich auch der 
Vorsitzende des Ostdeutschen Heimat- 
dienstes, Studienrat Jankuhn, geäußert. 
Um zu beweisen, daß bei Volksgenos- 
sen, denen das Recht zur freien kulturel- 
len Betätigung im Geiste ihres Volks- 
tums gewährt wird, ihre völkischen Be- 
strebungen und der Wille zum Wider- 
stand gegen ihre Bedrücker unvermeid- 
lich geschwächt werden, berief«er sich 
auf das Alte Testament, das am Bei- 
spiel des jüdischen Volkes. die alte 
Wahrheit erhärtet habe, „je mehr man 
ein Volk drücke, desto mehr wehre es 
sich“. Das müsse auch bei der Frage, 
ob man für die Deutschen in Polen die 
kulturelle Autonomie fordern sollte oder 
nicht, bedacht werden. Ein Angehöri- 
ger einer Gruppe, die in den Genuß 
der kulturellen Autonomie gelangt war, 
hätte geraten: „Die führenden Männer 
müßten darum beten, Herr, schicke uns 
mehr Bedrückung, damit unser Volk 
mehr aufgerüttelt werde!"72) 
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Als der Vizepräsident und Bundesdirek- 
tor des Deutschen Ostbundes, E. Gin- 
schel, feststellen mußte, daß infolge der 
starken Abwanderung von Deutschen 
aus Polen die dortigen deutschen Schu- 
len und Kirchengemeinden immer lei- 


stungsunfähiger geworden waren, 
wandte er sich empört gegen die zur 
Abwanderung entschlossenen Lands- 
leute, obwohl er wiederholt öffentlich 
erklärt hatte, daß deren Lage unter pol- 
nischer Herrschaft unerträglich sei. In 
Wirklichkeit interessierte es ihn wenig, 
ob die Bedingungen, unter denen die 
Deutschen in Polen lebten, gut oder 
schlecht, erträglich oder unerträglich 
waren. Ihm ging es ausschließlich dar- 
um, daß in Polen eine deutsche Minder- 
heit lebte und möglichst einen politi- 
schen Unruheherd für die polnische Re- 
‘gierung darstellte. Nur so läßt es sich 
erklären, daß er den Landes- und Orts- 
gruppen des Deutschen Ostbundes die 
Weisung gab: „Die weitere Abwande- 
rung der Deutschen aus Polen muß da- 
her mit allen Mitteln gesteuert werden. 
Ein Verräter an seinem Volk ist, wer 
sich in Polen behaupten kann und 
trotzdem abwandert“.2) Ginschel be- 
wies mit diesen Worten, daß auch ihm 
das persönliche Wohl und Interesse der 
deutschen Menschen in Polen höchst 
gleichgültig waren, dafür aber die 
ihnen zugedachte Rolle in der Expan- 
sionspolitik des deutschen Imperialis- 
mus ihm um so wichtiger erschien. Da- 
bei schien es, als fehle ihm jedes Ver- 
ständnis für eine der dringendsten Le- 
bensfragen der ostmärkischen Bevölke- 
rung, als deren Anwalt und Vorkämpfer 
er doch sich so oft in Frankfurt auf- 
schwang. Ihm konnte keinesfalls unbe- 
kannt sein, wie dünn die mittlere Ost- 
mark besiedelt und wie groß die Nach- 
frage nach bäuerlichen Siedlern, Hand- 
werkern und landwirtschaftlichen Ar- 
beitskräften besonders in ihren Land- 
kreisen war. Mit der Aufnahme von 


Abwanderern aus Polen wäre demnach 
nicht nur diesen, sondern auch der ost- 
märkischen Heimat ein großer Dienst 
erwiesen worden. So blieben z. B. im 
Jahre 1932 in der Provinz Grenzmark 
150000 Hektar Boden aus Mangel an 
Arbeitskräften brachliegen. 


Wie Prof. Volz, Breslau, feststellte, wa- 
ren die großen Landwirtschaftsbetriebe, 
vornehmlich die Güter der ostelbischen 
Junker, gezwungen, alljährlich bis zu 
800 000 aus Polen angeworbene Land- 
arbeiter für die Arbeiten der Sommer- 
saison einzustellen. 


Unter Hinweis auf die äußerst geringe 
Bevölkerungsdichte der meisten Land- 
kreise des Regierungsbezirkes Frank- 
furt (Oder) und der Provinz Grenzmark 
Posen-Westpreußen hatten die Frank- 
furter Oberbürgermeister Dr. Traut- 
mann und Dr. Kinne schon in den 20er 
Jahren wiederholt auf die damit ver- 
bundenen Gefahren für die wirtschaft- 
liche Entwicklung dieser Gebiete auf- 
merksam gemacht und beachtliche Vor- 
schläge für die zweckmäßige Besied- 
lung entworfen und veröffentlicht. 7°) 


Nach der amtlichen Statistik kamen im 
Durchschnitt auf 1 qkm im Regierungs- 
bezirk Frankfurt (Oder) 67,3 Bewohner, 
in der Provinz Grenzmark 43,2 Bewoh- 
ner, in dem am dünnsten bevölkerten 
Kreis dieser Provinz 31,2 Bewohner, im 
Deutschen Reich dagegen (ohne Saar- 
gebiet) 133,2 Bewohner’’°) 


Auch die Frankfurter Bürgerin Margot 
Müntz hatte in aufrüttelnden Worten 
die Bevölkerung davor gewarnt, dem 
Absinken der Bevölkerungszahl in der 
mittleren Ostmark weiterhin tatenlos zu- 
zusehen. Eindringlich hatte sie auf das 
rasche Anwachsen der Volkszahl in Po- 
len hingewiesen * und durchgreifende 
Maßnahmen zur Besiedlung der deut- 
schen Ostgebiete gefordert. Dem von 
den Nazis gebrauchten Schlagwort, 


- bedeutenden 
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Deutschland sei ein „Volk ohne Raum" 
hatte sie entgegengehalten, daß der 


deutsche Osten ein „Raum ohne Volk“ 


Auch der deutsche Ostpolitiker Erich 
Rosikat war auf Grund seiner Uhnter- 
‘suchung zu dem Ergebnis gelangt: „Der 
deutsche Osten ist ein. Raum ohne 
Volk“. Er sah die Ursache dafür im 
„allzu starken Überwiegen des Groß- 
grundbesitzes". Daraus leitete er dann 
die Forderungen nach Aufteilung der 
großen Betriebe gegen Entschädigung 
und ihre Umwandlung in Kleinbetriebe 
mit Hilfe staatlicher Subventionen 


ab. 77) 


Die weite Verbreitung des Großgrund- 
besitzes in den ostelbischen Provinzen 
des damaligen preußischen Staates und 
die bis dahin seit Jahrhunderten uner- 
schütterte Klassenherrschaft der ost- 
elbischen Junker stellten aber bisher ein 
unüberwindbares Hindernis für jeden 
gesellschaftlichen Fort- 
schritt, insbesondere für eine demokra- 
tische Bodenreform oder auch nur für 
eine größere bäuerliche Besiedlung die- 
ser Gebiete dar. 


Auch Frankfurt (Oder) hatte diese Er- 
fahrung machen müssen. Die nach dem 
ersten Weltkrieg in der Stadt gegründe- 
ten und rasch aufblühenden Wohnungs- 
bau-Genossenschaften hatten auf den 
Gemarkungen der Se, Güter 
Paulinenhof und Nuhnen ausgedehnte 
stattliche und moderne Siedlungen für 
die werktätige Bevölkerung errichtet. 
Bald zeigte sich jedoch ein merkliches 
Nachlassen und schließlich völliger 
Stillstand ihrer anfangs regen Bautätig- 
keit, da in der engeren und weiteren 
Umgebung der Stadt kein Gutsbesitzer 
bereit war, von seinen Ländereien einen 
größeren Teil für Siedlungszwecke abzu- 
treten. Auch die in Frankfurt (Oder) ge- 
gründete Siedlungsgesellschaft „Eigene 
Scholle GmbH“, die sich das Ziel ge- 


setzt hatte, ‚hauptsächlich in der mitt- 
leren Ostmark bäuerliche Siedlungen 
im großen Maßstab durchzuführen, 
scheiterte nicht zuletzt an dem Wider- 
stand der Großgrundbesitzer und an 
den Folgen der hereinbrechenden Krise. 
In ihrer Aufsichtsratssitzung am 20. De- 
zember 1930 wurde festgestellt, daß „die 
abfallende Konjunktur des Gütermark- 
tes sowie die ganze schwere Lage der 
Landwirtschaft für das Vermögen "der 
Landgesellschaft „Eigene Scholle" eine 
ernste Gefahr bedeutet, zumal der Ab- 
stoß älterer Bestände ... nicht mit 
der erhofften Schnelligkeit vor sich ge- 
gangen ist. Es müsse zugegeben wer- 
den, daß Verluste drohen, die auch bei 
stärkster Siedlungstätigkeit aus dem 
zu erwartenden Gewinn nicht ausge- 
glichen werden. können“. '!’®) 


Obwohl in der Provinz Brandenburg 
außer der. Landgemeinschaft „Eigene 
Scholle“ noch sechs andere Siedlungs- 
gesellschaften tätig waren, darunter 
auch eine vom Deutschen Ostbund ge- 
gründete und geleitete, waren in der 
praktischen Siedlungsarbeit nur recht 
dürftige Erfolge erzielt worden.'’?) 


In Frankfurt (Oder) und in der mittle- 
ren Ostmark wurde dieser Mißerfolg 
der Siedlungsgesellschaften von der 
bürgerlichen und kleinbürgerlichen Be- 
völkerung mit auffallender Gleichgül- 
tigkeit und Gelassenheit hingenommen. 
Das war deshalb so verwunderlich, weil 
im ersten Jahrzehnt nach Beendigung 
des ersten Weltkrieges der Siedlungs- 
gedanke in diesen Bevölkerungskreisen 
im allgemeinen großen Anklang gefun- 
den hatte. 


Die Frankfurter Oberbürgermeister 
Dr. Trautmann und Dr. Kinne hatten 
wiederholt in Wort und Schrift mit stärk- 
stem Nachdruck betont, daß die bäu- 
erliche Siedlung von entscheidender 
Bedeutung für die Beseitigung de: Nöte 
und Mißstände in der mittleren Ostmark 


wie überhaupt für die Hebung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse 
in den deutschen Östgebieten sei.) 
Dabei hatten sie allerdings angedeutet, 
daß sie die Siedlung nicht nur aus 
volkswirtschaftlichen und bevölkerungs- 
politischen Gründen, sondern .noch 
mehr wegen ihrer „wehrpolitischen“ Be- 
deutung, also aus militaristischen und 
revanchistischen Gründen, für unerläß- 


lich hielten. Doch selbst damit hatten‘ 


sia‘’den Widerstand nicht besiegen kön- 
nen, den die Junker einer durchgreifen- 
den, dem tatsächlichen Bedarf entspre- 
chenden Siedlung entgegensetzten. 


Weit wirkungsvoller war dagegen das 
Auftreten des Breslauer Professors 
Aubin. Mit dem gleichen Eifer, mit dem 
dieser sich nach 1945 dem westdeut- 
schen Imperialismus als Verfechter einer 
skrupellosen Ostexpansionspropaganda 
zur Verfügung stellte, hatte er sich 
schon in der Weimarer Republik be- 
müht, die Ergebnisse seiner „Ostfor- 
schungen“ für die revanchistischen 
Ziele und Pläne der Ostpolitik des da- 
maligen deutschen Imperialismus aus- 
zuwerten. Bereits 1926 hatte er in Graz 
auf einer zentralen Tagung der dem 
Deutschen Schutzbund angeschlossenen 
revanchistischen Ostverbände erklärt: 


„Es gibt für die Grenzmark kein ande- 
res Mittel als eine starke bäuerliche 
Siedlung“. Um sich damit nicht den 
Zorn der ostelbischen Junker zuzuziehen, 
hatte er jedoch gleich hinzugefügt: 
„Das soll niemals bedeuten: Vernich- 
tung des Großgrundbesitzes. Der ost- 
deutsche Großgrundbesitz hat sich in 
das Buch der deutschen Geschichte mit 
Blut und Eisen eingeschrieben. Wir wer- 
den immer eine Führungsschicht brau- 
chen. Aber der nationale Kampf kann 
nicht durch die Führer allein ausgetra- 
gen werden, sondern wir brauchen da- 
zu die deutschen Bauernbataillone".1%') 
Mit dieser Verbeugung vor der Junker- 
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klasse, deren Rolle im Rahmen des 
„junkerlich-bourgeoisen deutschen Im- 
perialismus“ Aubin gut bekannt war, 
hatte dieser zwar auch die Junkerklasse 
indirekt als den Hauptfeind der Bewe- 
gung für eine friedliche Siedlung hinge- 
stellt und damit die wichtigste Ursache 
für die unbefriedigenden Siedlungs- 
erfolge aufgedeckt. Indem Aubin je- 
doch in den jetzigen Siedlern schon 
die künftigen Soldaten sah, die in den 
von junkerlichen oder noch junkerlich 
gesinnten Offizieren kommandierten 
Bataillonen auf dem Marsch nach 
Osten waren, um dem deutschen Volk 
neue weite Siedlungsgebiete zu er- 
obern, fand er damit sowohl bei den 
Siedlungswilligen wie bei den Junkern 
lebhafte Zustimmung. 

Aubins Haltung in der Siedlungsfrage 
entsprach weitgehend der der Nazipar- 
tei. In ähnlicher Weise hatte diese ihre 
Stellung zur Siedlungsfrage vom militä- 
rischen und außenpolitischen Gesichts- 
punkt aus bestimmt. Dabei hatte sie der 
Auswirkung auf die von Hitler verfolgte 
Ostexpansionspolitik entscheidende Be- 
deutung beigemessen. Bereits in seinem 
Buch „Mein Kampf“ war Hitler von der 
Forderung nach „entschädigungsloser 
Enteignung des Bodens für gemein- 
nützige Zwecke“ abgerückt, die aus 
demagogischen Gründen in Punkt 17 
des ersten Programms der Nazipartei 
erhoben worden war.'%) Zwar sp’ach 
er auch hier noch von der „Schaffung 
eines festen Stockes kleiner und mitt- 
lerer Bauern zum Schutz gegen soziale 
Erkrankungen",'®3) stellte aber unmiß- 
verständlich klar, daß die Aufgabe, der 
Nation ausreichenden Grund und Bo- 
den zu sichern, nicht durch innere Kolo- 
nisation, also durch Siedlung im In- 
lande, gelöst werden kann. Die beste 
Kolonisierungsmethode sei vielmehr die 
Erweiterung des territorialen Besitzes 
Deutschlands durch die Eroberung 
fremder Länder. In diesem Sinne be- 
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kannte er in „Mein Kampf“: „Grund und 
Boden ist das Ziel unserer Außenpoli- 
tik.“ 64) Die antisowjetische Tendenz 
derselben kennzeichnete er mit den 
Worten: „Wenn wir heute in Europa von 
neuem Grund und Boden reden, kön- 
nen wir in erster Linie nur an Rußland 
und die ihm untertanen Randstaaten 
denken.“ '>) 


Damit hatte er eindeutig festgestellt, 
daß er und seine Partei den Weg des 
deutschen Volkes in eine bessere Zu- 
kunft nicht in der Lösung der Siedlungs- 
frage sahen, sondern in der Eroberung 
neuen Lebensraumes im Osten. 


Wie in seiner Rede in Frankfurt (Oder) 
im Mai 1931 versuchte Hitler auch jetzt 
noch gegen Ende des Jahres 1932 die 
Beweise für die Rechtmäßigkeit und die 
unbedingte Siegesgewißheit seiner be- 
absichtigten Eroberungskriege zur Errin- 
gung der Weltherrschaft aus seiner 
Überzeugung von der Unübertrefflich- 
keit des deutschen Menschen herzulei- 
ten. Diese Wahnidee suchte er indes 
bald auf angeblich bereits vorhandene, 
rassisch bedingte Charaktereigenschaf- 
ten, bald auf die Verklärung bestimm- 
ter, willkürlich ausgewählter ge- 
schichtlicher Leistungen des deut- 
schen Volkes, bald auf die von einer 
„nationalpolitischen Erziehung“ erwar- 
teten Erfolge zu stützen. 


Seit seinem Auftreten in Frankfurt 
(Oder) im Mai 1931 hatten sich die Ver- 
hältnisse in der Stadt gewaltig geän- 
dert. Die Zahl der Nazis und ihrer Ter- 
rororganisationen war erheblich ange- 
stiegen. Ihre Haltung und Gesinnung 
verrieten jedoch wenig von dem „neuen 
Menschen“, dessen Heranbildung Hitler 
damals in Frankfurt (Oder) als uner- 
läßlich für die Eroberung des fehlenden 
Lebensraumes und darum als vordring- 
lichste Aufgabe hingestellt hatte. Die 
jetzt häufiger durch die Straßen Frank- 
furts ziehenden Marschkolonnen der 


SA und SS erweckten mit ihren haß- 
erfüllten Liedern und Sprechchören, mit 
ihren grimmigen Schmährufen und 
Morddrohungen gegen Kommunisten, 
Marxisten und Juden keineswegs den 
Eindruck von Bahnbrechern einer 
neuen, besseren deutschen Zukunft. 
Die steigende Anzahl der von ihnen 
verübten hinterhältigen feigen Über- 
fälle auf politische Gegner, die stän- 
dig zunehmenden Verstöße gegen Ge- 
setz und Verfassung sowie die von 
ihren Führern offen ausgesprochene 
Verachtung und Verhöhnung der besten 
humanistischen Traditonen der deut- 
schen Kultur und der in der gesamten 
zivilisierten Welt als selbstverständlich 
und verbindlich anerkannten Gebote 
der Menschlichkeit ließen vielmehr be- 


fürchten, daß diese Terrororganisatio- 


nen der Hitlerpartei das deutsche Volk 
zurück in den Abgrund finsterster Bar- 
barei und in eine politische Katastrophe 
größten Ausmaßes stürzen würden, 
wenn man Hitler die höchste Regie- 
rungsgewalt in Deutschland übertrüge. 
Diese Gefahr für das deutsche Volk er- 
höhte sich gegen Ende des Jahres 1932 
in dem Maße, wie das deutsche und 
ausländische Finanzkapital ihre finan- 
ziellen Zuwendungen an die Nazipartei 
steigerten und dieser einen neuen stei- 
len Aufstieg ermöglichten. Die -Nazis 
erfüllten gern und übereifrig die von 
den Monopolisten erwartete Gegenlei- 
stung. Trotz der anfangs noch weiter 
bestehenden finanziellen Nöte und 
Schwierigkeiten entfesselten sie eine 
höchst kostspielige, in Ausmaß und 
Schärfe bisher unerreichte Hetzkam- 
pagne gegen den Kommunismus und 
die Sowjetunion, die deutlich auf deren 
endgültige und vollständige Vernich- 
tung hinzielte. 

Die Naozipartei in Frankfurt (Oder) 
konnte sich bei der Erfüllung dieser 
Aufgabe auf die jahrelange Vorarbeit 
stützen, die vom Deutschen Ostmarken- 





verein und vor allem vom Deutschen 
Ostbund und von den von ihm angelei- 
teten zahlreichen Revanchistenvereini- 
gungen der alten Garnison- und Beam- 
tenstadt geleitet worden war. Obwohl in 
Frankfurt (Oder) die Propaganda für die 
Ostexpansion des deutschen Imperialis- 
mus unter dem Einfluß des Deutschen 
Ostbundes, besonders solcher Führer wie 
Ginschel, Lüdtke, Kriebel u. a., ständig 
an Schärfe zugenommen hatte und die 
Skrupellosigkeit der von ihnen ver- 
breiteten Geschichtslügen, die Feind- 
seligkeiten und drohenden Herausfor- 


derungen gegenüber Polen und der’ 


Sowjetunion immer offener zum Aus- 
druck gebracht worden waren, mußten 
sich doch die Mitglieder und Anhänger 
wie auch die Führer der revanchisti- 
schen Vereinigungen in letzter Zeit 
mehr und mehr davon überzeugen, daß 
die Schürung des Hasses und 'der 
Feindschaft gegen Bolschewisten, Polen 
und Juden doch am entschiedensten 
und brutalsten von den Nazis betrie- 
ben wurde. 


Von ihnen übernahmen sie deshalb 
fortan die Informationen und Instruk- 
tionen für ihre Beteiligung an diesem 
Kampf. In ähnlicher Weise vollzog sich 
in der gesamten mittleren Ostmark der 
Übergang der ‘Leitung der Ostexpan- 
siIonspropaganda vom Deutschen Ost- 
bund auf die Nazipartei. 


Bei vielen Ostmärkern entstand da- 
durch der Eindruck, als sei damit der 
Deutsche Ostbund überflüssig gewor- 
den. Justizrat Voß, Frankfurt (Oder), 
Vorsitzender des Landesverbandes 
„Ostmark“ des Deutschen Ostbundes, 
hielt es darum für angebracht, den An- 
schein zu erwecken, daß der ‘Deutsche 
Ostbund sich wieder auf die Mission 
besänne, die er ursprünglich als sein 
Hauptanliegen bezeichnet hatte, näm- 
lich die humanitäre Sorge und mate- 
rielle Hilfeleistung für die sogenannten 


Grenzgeschädigten. In der Frankfurter 
Oder-Zeitung veröffentlichte er deshalb 
am 9, November 1932 einen Artikel 
unter der Überschrift „Die Not der ver- 
drängten ÖOstmärker“. Seine humani- 
täre Hilfeleistung für die geschädigten 
Ostmärker erschöpfte sich in diesem 
Artikel jedoch darin, daß er sie darüber 
aufklärte, welche Urkunden sie vorzu- 
legen und welche Formalitäten sie zu 
erfüllen hätten, wenn sie in den Genuß 
der Entschädigung gelangen wollten, 
zu deren Leistung die Siegermächte im 
Versailler Vertrag 1919. das Deutsche 
Reich verpflichtet hatten und die zu er- 
statten, die betreffenden Reichsbehör- 
den jetzt 1932 unter bestimmten Vor- 
aussetzungen bereit waren. Wörtlich 
schrieb er: „In Artikel 297 des schmach- 
vollen Vertrages von Versailles haben 
die alliierten Mächte Deutschland die 
Verpflichtung auferlegt, die liquidier- 
ten und verdrängten deutschen Reichs- 
angehörigen zu entschädigen, und die 
damalige Reichsregierung hat diese 
Verpflichtung übernommen, ohne sich 
über den Umfang klar zu werden.“ 
Um keine übertriebenen Erwartungen 
hervorzurufen, fügte er hinzu, daß von 
den Antragstellern entsprechende Ur- 
kunden abgegeben werden müßten, 
wenn sie irgendeine Zuwendung erhal- 
ten wollten. Unbestimmt sei es jedoch, 
ob sie jemals ihre Urkunden zurücker- 
halten würden.'%) Voß vermied es, 
ausreichend zu begründen, weshalb er 
erst jetzt den Ostbundmitgliedern den 
& 297 des Versailler Vertrages erläu- 
terte und weshalb die Reichsbehörden 
solange gezögert hätten, ehe sie sich 
zur Erfüllung seiner Bestimmungen be- 
reitfanden. Dadurch konnte er leicht 
den Eindruck.erwecken, wie er von füh- 
renden revanchistischen Ostpolitikern 
wie Ginschel, Worgitzki, Böhm und 
Jankuhn erzeugt worden war, als sie 
sich — wie oben erwähnt — gegen eine 
bedenkenlos geforderte und gewährte 


kulturelle Autonomie für die in Polen 
lebenden Deutschen oder gegen deren 
Wunsch, aus Polen abwandern zu dür- 
fen, ausgesprochen hatten. Auffal- 
lend war zudem, daß Voß als Vorsit- 
zender des Landesverbandes Ostmark 
des Deutschen Ostbundes es unterließ, 
zur Frage der Durchführung der Ost- 
hilfe irgendwie Stellung zu nehmen, die 
in Kreisen der Werktätigen Frankfurts 
und der mittleren Ostmark seit langem 
schon, aber im November 1932 beson- 
ders ausführlich und he diskutiert 
wurde. Unter den grenzgeschädigten 
Ostmärkern waren ‘viele werktätige 
Klein- und Mittelbauern, die nicht be- 
griffen, weshalb sie bei der großen 
„Osthilfe-Aktion"” äußerst kümmerlich 
oder gar nicht berücksichtigt wurden, 
während viele ostelbische Junker, auch 
wenn sie sich im Besitz mehrerer Gü- 
ter befanden, die mehrere 1000 ha um- 
faßten, hohe Millionenbeträge erhiel- 
ten, um sich von ihrer oft durch 'Spiel- 
und Verschwendungssucht entstande- 
nen Schuldenlast zu befreien.'”) 
Offensichtlich kam es dem Deutschen 
Ostbund wie auch allen anderen re- 
vanchistischen Verbänden weniger auf 
die soziale Fürsorge für die durch die 
Grenzziehung Geschädigten an, als 
vor allem darauf, daß diese in Unzu- 
friedenheit über ihre Lage gehalten 
wurden und ihren Haß und Groll ge- 
gen die feindlichen Nachbamölker 
und deren Regierungen richteten, die 
angeblich die Alleinschuld an dem 
Krieg .trügen und somit ihre Notlage 
verschuldet hätten. Infolge der Irre- 
leitung durch die deutschen Faschisten 
und Revanchisten kamen sie nicht auf 
den Gedanken, die Kriegsbrandstifter 
auch in den Kreisen der damaligen 
deutschen Imperialisten und der von 
ihnen betörten und ihnen blindlings 
gefolgten Hurrapatrioten des deutschen 
Bürger- und Kleinbürgertums zu su- 
chen. Die Wiedergutmachung des 
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Millionen 


geschlossen siedelnder 
Deutscher" sei diese Politik undurch- 
führbar. „Zu diesem Kern sollten außer 
Deutschland auch: Österreich, die 
Tschechoslowakei und ein Teil Polens 
gehören. Es sollte das Fundament 
Großdeutschlands sein. Um ihn herum 
war ein System kleiner und mittlerer 
Vasallenstaaten gedacht: die Ostsee- 
länder, Polen, Finnland, Ungarn, Ser- 
bien, Kroatien, Rumänien, die Ukraine 
sowie eine Reihe südrussischer und 
kaukasischer Staaten. Das sollte das 
Föderative Deutsche Reich sein. Deut- 
sche Bauern sollten diese Gebiete be- 
siedeln. Die Slawen waren teilweise 
auszurotten, teilweise auszusiedeln, die 
übrigen von Haus und Hof zu verja- 
gen und in landwirtschaftliche oder un- 
gelernte Arbeiter für die deutsche 
‚Herrenrasse' zu verwandeln."'2) Hit- 
ler hatte keinen Zweifel daran gelas- 
sen, daß die Eroberung auf ganz Europa 
und schließlich auf die ganze Welt aus- 
gedehnt werden müsse. 

Zum Verdruß vieler langjähriger, fanati- 
scher Mitkämpfer in der OÖstexpan- 
sionspropaganda war Hitler jetzt, nach- 
dem ihm die oberste Reichsgewalt 
übertragen worden war, weder willens 
noch in der Lage, seine weitgespann- 
ten Eroberungspläne vor der Welt- 
Öffentlichkeit weiter zu vertreten noch 
erste Maßnahmen zu ihrer Verwirkli- 
chung zu ergreifen. Die politischen 
Mächte, die ihn und seine Partei aus 
einer ausweglos erscheinenden Lage 
gerettet und seine Berufung zum 
Reichskanzler angeraten und durchge- 


setzt hatten, waren vor allem daran 


interessiert, daß die von ihnen als vor- 
dringlich - erachteten innerpolitischen 
Aufgaben schnellstmöglich gelöst wur- 
den. Dazu gehörte, daß die zwar viel- 
fach durchlöcherte und kaum noch be- 
achtete Weimarer Verfassung und die 
letzten Reste der immer noch für Mo- 
nopole und Junker unbequemen Demo- 


kratie beseitigt und eine offene Dik- 
tatur zur Verfechtung der Interessen 
dieser Klassen errichtet würden. 


Entscheidend dafür, daß Hitlers Er- 
oberungspläne vorerst zurückgestellt 
wurden, war indes die Absicht der Hit- 
lerregierung, sich vor der Welt den 
Anschein aufrichtiger Friedensbereit- 
schaft und Friedensliebe zu geben und 
die sich auf Grund früherer Äußerun- 
gen Hitlers bedroht fühlenden Staaten 
zu beruhigen und in Sicherheit zu wie- 
gen. Auf diese Weise wollte die Hitler- 
regierung Zeit gewinnen, um das deut- 
sche Volk ideologisch und militärisch 
aufs gründlichste auf die geplanten 
Eroberungskriege vorzubereiten. 


Als äußerst lästig und Weg und Ziel 
gefährdend empfand man es in den 
oberen und höchsten Führungskreisen 
der Nazipartei, daß altbewährte, hoch- 
angesehene Führer und Mitglieder des 
Deutschen Ostmarkenvereins, des Deut- 
schen Ostbundes und anderer revan- 
chistischer Vereinigüngen, die sich vor 


‚1933 für Hitlers Ostpolitik leidenschaft- 


lich eingesetzt hatten und von denen 
manche der Nazipartei angehörten, die 
Partei jetzt immer und immer wieder 
an damals aufgestellte Ziele und For- 
derungen erinnerten und sie in Einga- 
ben, Bittschriften und Beschwerden er- 
mahnten, sich für die Verwirklichung 


der damaligen Pläne und die Einlösung 


der den Ostmärkern gegebenen Ver- 
sprechungen einzusetzen. 


Um diesem peinlichen, die politische 
Arbeit störenden Drängen ein Ende zu 
bereiten, wurde der Reichsleiter des 
Außenpolitischen Amtes der NSDAP, 
Alfred Rosenberg, beauftragt, sämt- 
liche Vereine und Organisationen, die 
sich mit revanchistischer Ostpolitik be- 
faßten, aufzulösen und in dem von ihm 
1933 gegründeten „Bund deutscher 
Osten“ zusammenzufassen. Damit 
sollte die Tätigkeit der bisherigen Ver- 


eine im Sinne der veränderten Einstel- 
lung der Nazipartei gegenüber Polen 
angeleitet und überwacht werden. Als 
der älteste der Vereine, der als „Haka- 
tisten-Verein“ berüchtigte Deutsche 
Ostmarkenverein, es ablehnte, sich der 
neugegründeten Dachorganisation zu 
unterstellen, wurde er am 16. Juni 1934 
durch eine Verfügung des SS-Oberfüh- 
rers und Leiters der Gestapo, Heydrich, 
verboten und aufgelöst. Das Verbot 
sollte zugleich die insgeheim weiter- 
hin verfolgten aggressiven Absichten 
der Nazis gegen Polen tarnen und eine 


. polenfreundliche Haltung wie auch eine 


Abkehr von ihrer früheren reaktionären 
Haltung vortäuschen. Mit verlogenem 
Zynismus wurden als Gründe für das 
Verbot u. a. angeführt: Politisch ist der 
Verein der Repräsentant einer expo- 
niert scharfen antipolnischen Richtung 
und gefährdet als solcher die deutsch- 
pcinische Verständigung. Darüberhin- 
aus verbergen sich hinter den führen- 
den Persönlichkeiten durchaus reak- 
tionäre Gedankengänge und eine 
durchaus monarchistische Einstellung, 
deren Auswirkung sich gegen die Si- 
cherheit und Geschlossenheit des na- 
tionalen Staates richtet.“ '??) 


Die weitere Aufklärung über die Ost- 
expansionspclitik der Hitlerregierung 
übernahm jetzt der „Bund deutscher 
Osten‘. Er wurde der Leitung des Vize- 
präsidenten des Deutschen Ostbundes, 
Franz. Lüdtke, unterstellt. Dadurch 
wurde es dem Deutschen Ostbund und 
seinen Mitgliedern erleichtert, sich dem 
„Bund deutscher Osten“ einzugliedern, 
dessen Tarnungs- und Täuschungsma- 
növer zu durchschauen und in ihm im 
alten Geist weiter zu wirken. Auch die 
alten Vorkämpfer einer aggressiven 
polenfeindlichen Politik in Frankfurt 
(Oder) ließen sich durch die jetzt plötz- 


lich von den Naziführern geheuchelten 


Freundschaftsbeteuerungen gegenüber 
Polen nicht beirren. Der ihnen nur zu 
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gut bekannte Lüdtke war ihnen Garant 
dafür, daß die von der Naziführung 
eingeschlagene und dem „Bund deut- 
scher Osten“ vorgeschriebene Politik 
nur dazu dienen sollte, Zeit zu gewin- 
nen, um den ersehnten, ungeduldig er- 
warteten Eroberungskrieg im Osten nur 
um so sorgfältiger vorbereiten und 
durchführen zu können. Die meisten 
von ihnen waren überzeugt, daß der 
Erfolg schon jetzt bestens vorbereitet 
und gesichert sei. 

Die Rolle, die der deutsche Imperialis- 
mus Frankfurt (Oder) als Hauptstadt 


der mittleren Ostmark zugedacht und 


für die er ungewöhnlich hohe finanzielle 
Mittel aufgewendet und viele seiner 
hervorragendsten Propagandisten einge- 
setzt hatte, war trotz allem nur unge- 
nügend erfüllt worden. In den größeren 
Städten wie Cottbus, Guben, Forst, 
Landsberg (W) und in den Industriege- 
bieten um Senftenberg und Sprem- 
berg, war es der organisierten Arbei- 
terbewegung gelungen, größere Erfolge 
der Ostexpansionspropaganda zu ver- 
Nindern. Auch in vielen Landgemein- 
den und Ackerbürgerstädten war nur 
wenig von der Ausstrahlungskraft der 
Bezirkshauptstadt und der in ihr unter 
der Leitung von Franz Lüdtke errichte- 
ten „Geschäftsstelle für die Kulturge- 
Mmeinschaft des deutschen Ostbundes“ 
zu spüren. In Frankfurt (Oder) selbst 
waren in der Hauptsache nur Ange- 
hörige der bürgerlichen und kleinbür- 
gerlichen Schichten der Bevölkerung 
erfaßt worden. Unter ihnen gab es, zu- 
mindest in den 20er Jahren, nicht we- 
nige, die ehrlich davon überzeugt wa- 
ren, daß die Führer des Deutschen Ost- 
bundes oder der mit ihm verbundenen 
revanchistischen Vereinigungen es tat- 
sächlich als ihr Hauptanliegen be- 
trachteten, den deutschen Rückwande- 
rern aus den 1919 an Polen abgetre- 


‚tenen Gebieten Hilfe und Unterstüt- 


zung zu erweisen. Sie hielten die wie- 


derholten Friedensbeteuerungen der 
Führer des deutschen Ostbundes und 
der sich mit ihm verbunden fühlen- 
den revanchistischen Vereinigungen für 
aufrichtig und erkannten erst zu spät 
oder überhaupt nie, daß sie von ge- 
wiegten Propagändisten des deutschen 
Imperialismus irregeführt und für des- 
sen verbrecherische Kriegspolitik ge- 
wonnen werden sollten. Die anfangs ge- 
ringe Zahl derjenigen, die sich bewußt 
und aktiv, brutal und fanatisch für die 
Östexpansionsziele einsetzten, erhöhte 
sich jedoch von Jahr zu Jahr in im- 
mer erschreckenderem Ausmaß. Ihr An- 
teil an der schweren Schuld, die der 
deutsche Imperialismus durch seine 
Verbrechen am deutschen Volk und an 
der Menschheit durch die Vorberei- 
tung und Durchführung des zweiten 
Weltkrieges auf sich lud, war. unüber- 
sehbar und äußerst schwerwiegend. Um 
so größer und rühmlicher ist das ge- 
schichtliche Verdienst, das sich die- 
jenigen tapferen Frankfurter erwarben, 
die dem schändlichen Treiben der Re- 
vanchisten ihrer Stadt entgegenwirk- 
ten und den gefahrollen Kampf dage- 
gen furchtlos führten. Es gereicht der 
Stadt Frankfurt (Oder) zur Ehre, daß 
die schändliche, verhängnisdrohende 
Rollz, die der deutsche Imperialismus 
ihr aufdrängen wollte, in allen Schich- 
ten ihrer werktätigen Bevölkerung und 
auch bei manchen ihrer Bürger auf Ab- 
lehnung und Widerstand stieß. Oft 
äußerte sich das lediglich in Mißbilli- 
gungen, in Protesten und mehr oder 
weniger offener Bezeugung von Ab- 
scheu und Empörung, oft aber auch in 
scharfen Kritiken und Anklagen, die in 
Presseartikeln, Flugschriften und Flug- 
blättern verbreitet wurden. Sehr ein- 
drucksvoll zeigte sich dieser Wider- 
stand auf öffentlichen Diskussionsver- 
anstaltungen, die von der Deutschen 
Friedensgesellschaft und anderen fort- 
schrittiich gesinnten Vereinigungen 


häufig durchgeführt wurden. In ihnen 
wurden Probleme des Kampfes gegen 
die sich verstärkende Ostexpansions- 
propaganda des Deutschen Ostbundes 
und anderer Revanchistenverbände be- 
handelt. Sie erfreuten sich nicht nur 
regen Zuspruchs und aktiver Beteili- 
gung von Kommunisten und Sozialde- 
mokraten, sondern auch von inter- 
essierten Angehörigen des Bürgertums. 
Das galt auch für die öffenttichen 
Veranstaltungen des von dem Rektor 
der Huttenschule Max Matte geleiteten 
Bezirksverbandes des „Bundes ent- 
schiedener Schulreformer“, auf denen 
gelegentlich die gleichen Probleme be- 
handelt wurden. Ebenso geschah dies 
auf öffentlichen Elternversammlungen, 
Kulturveranstaltungen und Ausstellun- 
gen, die von dem Lehrkörper, der EI- 
tern- und Schülerschaft der Friedrich- 
Ebert-Schule, der einzigen weltlichen 
Schule in Frankfurt (Oder), durchge- 
führt und von weiten Kreisen der Be- 
völkerung besucht wurden.'%3a) Zu 
einer äußerst scharfen Anklage gegen 
Imperialismus und Revanchismus wurde 
die Ausstellung „Krieg dem Kriege“, die 
vom Elternbeirat und Lehrkörper dieser 
Schule unter reger Beteiligung von El- 
tern und älteren Schülern sowie von 
ehemaligen Schülern der Schule, die 
jetzt dem KJV, der SAJ oder den Roten 
Falken. angehörten, gestaltet worden 
war. Sie enthielt u. a. viele bisher in 
der Öffentlichkeit noch nie gezeigte 
Originalfotos von Verletzungen, die Sol- 
daten im ersten Weltkrieg erlitten hat- 
ten und die so entsetzlich waren, daß 
jeder normal empfindende Beschauer 
bei ihrem Anblick aufs tiefste er- 
griffen und von Abscheu, Haß und 
Empörung gegen die imperialistischen 
Kriegsbrandstifter erfüllt wurde. Außer- 
dem zeigte sie viele Schöpfungen 
von Käthe Kollwitz, die kurz zuvor bei 
der erwähnten Ausstellung im Frankfur- 
ter Stadttheater den Garnisonsältesten 
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veranlaßt hatten, den Soldaten und Of- 
fizieren den Besuch der Ausstellung zu 
verbieten. Die Bedeutung dieser Veran- 
staltungen lag nicht nur darin, daß 
durch sie die proletarische Elternschaft 


"gegen die revanchistischen Kriegstreiber 


mobilisiert wurde, sondern auch in der 
Tatsache, daß sie gemeinsame Diskus- 
sionen von Kommunisten und klassen- 
bewußten, kampfentschlossenen Sozial- 
demokraten sowie fortschrittlichen bür- 
gerlichen Antifaschisten anregten und 
damit wertvolle Vorarbeit für die Her- 
stellung der proletarischen Einheits- 
front und der antifaschistischen Aktio- 
nen leisteten. In diesem Sinne wirkten 
auch der „Bund entschiedener Schulre- 
former“ und die „Arbeitsgemeinschaft 
sozialdemokratischer Lehrer“ gelegent- 
lich auf Tagungen in größeren Städten 
des Bezirkes und der Jugendherberge 
in Lagow, die dem Magistrat der Stadt 
Frankfurt (Oder) gehörte. 


Auch viele Mitglieder und Anhän- 
ger der Zentrumspartei in Frankfurt 
(Oder) hatten auf Grund ihrer christ- 
lichen Überzeugung die immer stärker 
von der Nazipartei bestimmten revan- 
chistischen Bestrebungen des Deutschen 
Ostbundes und der ihm nahestehenden 
Organisationen verurteilt. Auch hatten 
sie sich bemüht, einer weiteren Erhö- 
hung des Einflusses und der Macht der 
Nazis sowie den terroristischen Aus- 
schreitungen der SA und 55 entgegen- 
zuwirken. 


Obwohl viele ältere Mitglieder der SPD 
und der Gewerkschaften und manche 
Inhaber von staatlichen und städtischen 
oder gesellschaftlichen Funktionen, wie 
Regierungspräsident Bartel oder der 
Parteiführer Emil Faber, sich darin gefie- 
len, den Organisationen des Deutschen 
Ostbundes und ähnlichen Vereinigungen 
gegenüber ihre „überparteiliche Hal- 
tung“ und „demokratische Duldsamkeit 
öffentlich zu beweisen, sich aber trotz-- 
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dem als Interessenvertreter der Arbeiter- 
klasse fühlten, stand die Masse der so- 
zialdemokratischen Arbeiter den revan- 
chistischen und militaristischen Verbän- 
den doch feindlich gegenüber. Dennoch 
wurde ihr Widerstand gegen deren 
volksfeindliche Politik: auf Grund der 
in ihren Organisationen seit Jahrzehn- 
ten weitverbreiteten und tiefeingewur- 
zelten opportunistischen und pazifisti- 
schen Traditionen stark gehemmt. Daß 
es hauptsächlich der Parteivorstand der 


‚SPD war, der infolge seines zähen Fest- 


haltens an diesen verhängnisvollen Tra- 
ditionen den vollen Einsatz der kampf- 
gewillten Mitglieder der Sozialdemokra- 
tie und der Gewerkschaften bei der 
Bekämpfung der revanchistischen Ver- 
bände verhinderte, ließ 
einem Vortrag entnehmen, den Rudolf 
Breitscheid am 25. Januar 1923 in der 
Aula des Realgymnasiums von Frank- 
furt (Oder) vor einer Versammlung hielt, 
die vom Frankfurter Magistrat und der 
Reichszentrale für Heimatdienst einbe- 
rufen worden war. Da Breitscheid in 
diesem Vortrag nachzuweisen suchte, 
daß die von der SPD eingeschlagene 
und unbeirrt weiter verfolgte außenpoli- 
tische Orientierung auf die imperia- 
listischen Westmächte dazu geführt ha- 
ben, den Weltfrieden zu sichern und 


- Deutschland ein Wiederaufblühen sei- 


ner Wirtschaft und Kultur sowie einen 
neuen Machtanstieg zu ermöglichen, 
mußte bei seinen Hörern der Eindruck 
entstehen, daß damit die Bestrebungen 
und die Tätigkeit der revanchistischen 
Verbände sinnlos und überflüssig‘ ge- 
worden seien. Früher oder später wür- 
den sie sich selbst auflösen, ohne daß 
es dazu verstärkten Kampfes, wie es die 
Kommunisten forderten, bedürfe. Die 
Revanchisten seien lediglich harmlose 
Schwärmer und Toren, die dem sich 
durchsetzenden „neuen Europa" eben- 
so verständnislos gegenüberstünden wie 
ihre kommunistischen Gegner, deren 


sich bereits _ 


Östorientierung Breitscheid in seinem 
Vortrag ja ebenfalls als aussichtslos 
hingestellt hatte, als er erklärte: „Viele 
in Deutschland haben eine Orientierung 
nach dem Osten empfohlen. Aber Ruß- 
land“ . könne Deutschland weder 
politische noch wirtschaftliche, ge- 
schweige denn militärische Hilfe leisten. 
Trotzdem pflegen wir seit dem Rapallo- 
Vertrag ein gutes Verhältnis mit Ruß- 
land“.'%%) Da Breitscheid das Wesen 
des Imperialismus und besonders die 
ihm eigene hemmungslose Aggressivi- 
tät ebenso wie auch die ostexpansio- 
nistische, letzthin sowjetfeindliche Ten- 
denz der Locarno-Politik völlig ver- 
kannte oder bewußt übersah, behaup- 
tete er, durch den Abschluß des Lo- 
carno-Vertrages, der von Hindenburg 
unterzeichnet sei, habe Deutschland 
auf jede gewaltsame Änderung der Ost- 
grenzen verzichtet und im Westen die 
jetzigen Grenzen als feststehend an- 
erkannt.1??) Damit konnten die von ihm 
erzeugten Illusionen über die Friedfer- 
tigkeit der Imperialisten sowie Harm- 
losigkeit und Ungefährlichkeit der re- 
vanchistischen Verbände nur gestärkt 
werden, um so mehr, da Breitscheid als 
Mitglied des Vorstandes der SPD und 
als der außenpolitische Sprecher der 
sozialdemokratischen Reichstagsfraktion 
bei den Mitgliedern seiner Partei, aber 
auch in weiten Kreisen außerhalb der- 
selben hohes Ansehen genoß. | 

Wie sehr auch die Jugend dem Ein- 
fluß opportunistischer Traditionen aus- 
gesetzt war, zeigt ein Bericht des 
„Volksfreund“ anläßlich der Banner- 
weihe bei einer Werbeveranstaltung der 
Sozialistischen Arbeiterjugend (SAJ) am 
5. April 1930, zu der auch Ortsgruppen 
aus Küstrin, Neudamm, Züllichau, Zie- 
lenzig und anderen Orten erschienen. 
Bezeichnend war, daß der Bericht her- 
vorhob, daß nicht nur „Worte des 
Kampfes“, sondern „Worte der Sehn- 
sucht nach einer besseren Zukunft“ 


f 
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durch den Saal des Schützenhauses 
hallten. Außerdem mußte es die an sich 
kampffreudige Arbeiterjugend als wenig 
aufrüttelnd und entflammend, eher als 
tröstend und beruhigend empfinden, 
wenn ihr von dem Genossen Schmidt- 
chen in der Weiherede zugerufen wurde: 
„Wie hart auch die Kämpfe ausfallen 
mögen, wie dornenvoll und steinig auch 
der Weg sein mag, den die geschicht- 
liche Entwicklung zu nehmen hat, der 
sittliche Gehalt der sozialistischen Idee 
muß am Ende überzeugend und ver- 
söhnend wirken.“ '%) Die Auffassung, 
daß es auf friedlichem Wege möglich 
sein werde, die imperialistischen Kriegs- 
treiber vor der Mehrheit des deutschen 
Volkes zu entlarven und ihrem poli- 
tischen Revanchismus und Expansions- 
streben wirksam entgegenzutreten, er- 
wies sich jedoch als falsch und ver- 
hängnisvoll. 


Die KPD erwies sich dagegen als die 
einzige politische Kraft, die den volks- 
feindlichen Charakter und die Gefähr- 
lichkeit der Ostexpansionspolitik des 
deutschen Imperialismus und seiner 
Propogandaorganisationen im vollen 
Umfange erkannte und mit größter Ent- 
schiedenheit bekämpfte. Gegenüber der 
SPD verfügte sie jedoch auch in Frank- 
furt wie überall in Deutschland über 
eine weitaus geringere Mitgliederzahl. 
Trotzdem wurde sie wegen ihrer Kampf- 
entschlossenheit, Unnachgiebigkeit und 
Opferbereitschaft als die stärkste und 
am meisten gefürchtete Gegnerin der 
revanchistischen Kriegstreiber sowohl von 
den Volksmassen in Frankfurt (Oder) 
als auch von den Kräften der Impe- 
rialisten angesehen. Das hatte sich be- 
reits 1925 bestätigt. Auf Grund der Er- 
fahrungen während “der revolutionären 
Nachkriegskrise hatte sich die KPD 
auch in Frankfurt (Oder) im Februar 
1924 eine Ortsgruppe der überpartei- 
lichen Solidaritätsorganisation der Ar- 
beiterklasse, der Roten Hilfe, geschaf- 


fen, und desgleichen im Mai 1925 eine 
Formation der antiimperialistischen 
Wehr- und Schutzorganisation der KPD, 
des Roten Frontkämpferbundes, gegrün- 


. det. Bereits im Mai 1925 wurde von der 


zentralen Leitung des Bundes ein Rot- 
frontkämpfertag für den 26. Juni 1925 
nach Frankfurt (Oder) einberufen. Die 
Behörden der Stadt und die reaktio- 
nären Parteien und Verbände gerieten 
in höchste Aufregung. Zu den zwei 
Hundertschaften der Frankfurter Polizei 
wurden zwei weitere, eine aus Berlin 
und eine andere aus Cottbus, herbei- 
gerufen und in Alarmzustand versetzt, 
ebenso eine 35 Mann starke Abteilung 
berittener Polizei aus Landsberg 
(Warthe). Der Jungdeutsche Orden be- 
rief eine öffentliche Kundgebung für 
den gleichen Tag nach Frankfurt (Oder) 
ein, zu der eine Unzahl von reaktio- 
nären Verbänden der Stadt sowie aus 
der näheren und ferneren Umgebung 
eingeladen wurden und auch erschie- 


nen. Der sozialdemokratische Regie- 
rungspräsident Bartels verbot alle 
Kundgebungen unter freiem Himmel 


und befahl, daß der Zug geschlossener 
Verbände nur „auf vorgeschriebenen 
Marschrouten, mit eingerollten Fahnen, 
ohne Musik und laute Schreie erfol- 
gen“ dürfe. Trotz dieser Maßnahme 
wurde der Frontkämpfertag in Frankfurt 
(Oder), zu dem viele Teilnehmergruppen 
des RFB aus der mittleren Ostmark 
erschienen waren, ein voller Erfolg für 
die KPD und zugleich ein Schlag gegen 
die Ostbündler, den Jungdeutschen Or- 
den und andere Revanchistenvereini- 
gungen.!?’) , 

Dieser Erfolg ermutigte die Frankfurter 
Kommunisten, sich fortan noch ent- 
schiedener und mutiger gegenüber der 
herrschenden Klasse und den in deren 
Interessen handelnden Behörden und 
reaktionären Kampfbünden durchzuset- 
zen. Er stärkte und festigte ihr Klassen- 
bewußtsein, ihre Einsatzbereitschaft und 


ihre Siegesgewißheit. Unter der Leitung 
des Unterbezirksvorsitzenden Grobis 
1927 bis 1928, Adolf Deter 1929, Hans 
Jendretzky 1930, Julius Töpfer 1931 bis 
1932 und danach Herbert Jentsch kämpf- 
ten sie unentwegt und heldenhaft gegen 
den Östexpansionismus. Wenn auch die 
KPD in Frankfurt (Oder) begreiflicher- 
weise sich mit großem Eifer und höch- 
ster Energie der Lösung der unmittelbar 
auf sie eindrängenden Fragen des Ta- 
ges widmete, dem Kampf gegen Hunger 
und Not der Massen, dem Schutz der 
klassenbewußten Arbeiter gegen den 
Terror der Nazis, der Vorbereitung und 
Durchführung von Demonstrationen und 
Gegenaktionen u. a. m., so ist doch her- 
vorzuheben, daß sie dabei keinen 
Augenblick die Größe der Gefahr unter- 
schätzte, die dem deutschen Volk und 
der Menschheit von der Ostexpansions- 
politik des deutschen Imperialismus 
drohte, sondern einen unablässigen, 
ständig sich steigernden Kampf dage- 
gen führte, 

Im Rahmen dieses Themas konnte nicht 
der Versuch unternommen werden, den 
Kampf, den die KPD in Frankfurt (Oder) 
gegen die Verfechter der Ostexpan- 
sionspolitik des deutschen Imperialis- 
mus führte, so ausführlich und gründlich 
darzustellen, daß das Heldentum, die 
Opferbereitschaft und Todesverachtung 
und das geschichtliche Verdienst der 
KPD in Frankfurt (Oder) voll erfaßt und 


‘“ gewürdigt werden. 


Die Darstellung beschränkt sich des- 
halb auf wenige kurze Bemerkungen 
über den Kampf der KPD gegen die 
Kriegsvorbereitungen in der mittleren 
Ostmark, insbesondere für den Schutz 
der Sowjetunion und für die Solidarität 
mit den polnischen Klassenbrüdern und 
dem polnischen Volk, für den proleta- 
rischen Internationalismus sowie für die 
Aktionsgemeinschaft und proletarische 
Einheitsfront von KPD und SPD gegen 
den deutschen Faschismus. 
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Die KPD in Frankfurt (Oder) betrachtete 
es als eine ihrer dringendsten und wich- 
tigsten Aufgaben, die großen Gefahren 
zu bekämpfen, die dem Kommunismus 
und der Sowjetunion daraus erwuchsen, 
daß der deutsche Imperialismus in Vor- 
bereitung der geplanten Kriege gegen 
die östlichen Nachbarn und zur Ver- 
nichtung der Sowjetunion sich mit stei- 
gendem Erfolg ein Netz fester Stütz- 
punkte auf dem flachen Lande im Gebiet 
der gesamten mittleren Ostmark ge- 
schaffen hatte. Durch eine sowjet- 
feindliche, kriegsbegeisterte Bevölkerung 
sollte der geplante Aufmarsch und Vor- 
marsch der Eroberungsarmeen des 
deuschen Imperialismus -gesichert und 
unterstützt werden. Der KPD erwuchs 
daraus die Aufgabe, die Bevölkerung 
dem Einfluß der Propaganda-Organi- 
satoren des deutschen Imperialismus zu 
entreißen. Bei der Lösung dieser Auf- 
gaben erhielten die kommunistischen 
Genossen eine sehr wertvolle Anleitung 
durch die Beschlüsse des 17. Bezirks- 
parteitages der KPD des Bezirkes Ber- 
lin-Brandenburg-Lausitz-Grenzmark der 
am 16. und 17. März 1929 in Berlin 
stattfand. Er stellte fest: „Der Bezirk 
Berlin-Brandenburg-Lausitz ist von be- 
sonderer Bedeutung für den Kampf ge- 
gen den imperialistischen Krieg, da 
er in einer Länge von 348 Kilometern 
mit der polnischen Grenze zusammen- 
läuft. Die Partei muß in dem gesamten 
Grenzgebiet über ein festgefügtes Netz 
von ÖOrtsgruppen verfügen, die genü- 
gend stark und politisch gefestigt sind, 
um im Falle eines Krieges den stärksten 
Druck des Terrors und der Illegalität 
ausZuhalten und die schwierige Arbeit 
gegen den Krieg in einer solchen Pe- 
riode mit Erfolg zu leisten.'”®) 

Dementsprechend stellte er die Auf- 
gabe: die KPD müsse „der Arbeit unter 
der werktätigen Bevölkerung auf dem 
Lande ein ganz besonderes politisches 


Interesse entgegenbringen“ denn „die . 
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Reserven der Kapitalisten sowie solche 
des revolutionären Proletariats wohnen 
auf dem flachen Lande, dessen öko- 
nomische, politische und kulturelle 
Rückständigkeit von _den Kräften der 
Bourgeoisie zur Organisierung der im- 
perialistischen konterrevolutionären 
Front ausgenutzt wird.“ 7?) 


Die auf dem 17. Bezirksparteitag der 


. KPD beschlossenen besonderen Auf- 


gaben im Bezirk sahen u. a. vor, eine 
„stärkere Bearbeitung der Eisenbahn- 
werkstätten...“ besonders der auch in 
„Schneidemühl ... . Frankfurt (Oder), 
Cottbus, usw., der Eisenbahner sowie 
des Fahrpersonals durch bessere Frak- 
tionsarbeit, besonders in den wichtig- 
sten Eisenbahnknotenpunkten und im 
Ost- und Grenzmarkgebiet... ."200) 


Der Sekretär des Unterbezirkes Frank- 
furt (Oder), Grobis, konnte dem Be- 
zirksparteitag der KPD eine erhebliche 
Zahl von Ortsgruppen der KPD nennen, 
die in den letzten Jahren von den Ge- 
nossen aus Frankfurt (Oder) und ande- 
ren Orten des Unterbezirkes trotz hefti- 
gen Widerstandes und Anwendung 
gemeinster Schikanen durch die Junker, 
Großbauern und irregeleiteten und ver- 
hetzten Landarbeiter gegründet worden 
waren, darunter etliche Landarbeiter- 
gruppen. Großen Anteil hatten die 
Frankfurter Genossen 
Papke, die schon seit mehreren Jah- 
ren erfolgreiche Arbeit auf dem Lande 
in den Grenzkreisen Züllichau-Schwie- 
bus, Bomst und Schwerin geleistet hat- 
ten. Viel Zustimmung fand Grobis, als 
er den Delegierten des Bezirkspartei- 
tages zurief: „Wir müssen verstehen, 
dem letzten Parteimitglied die akute 
Kriegsgefahr begreiflich zu machen, da- 
mit wir durch die Parteimitgliedschaft 
imstande sind, auch die großen sym- 
phathisierenden Massen davon zu über- 
zeugen."?0') 


Die KPD wies immer wieder darauf hin, 


Grobis und: 


daß die Unterlassung jeden Versuches, 
zu einer Verständigung mit Polen zu 
gelangen und friedliche kulturelle und 
Handelsbeziehungen mit diesem Staat 
aufzunehmen, die Kriegsgefahr ver- 
schärfe und alle erreichten Aufbau- 
erfolge in Frage stelle. Sie unterhielt 
brüderliche Beziehungen zur Kommu- 
nistischen Partei Polen (KPP) und er- 
wies den in Deutschland lebenden pol- 
nischen Arbeitern wie auch den Opfern 
der Pilsudski-Diktatur in Polen wirksame 
Solidarität. 


Von großer Bedeutung für die Stärkung 
des Klassenbewußtseins, der Kampf- 
bereitschaft und für die Erziehung zum 
proletarischen Internationalismus, zur 
Liebe zu den Völkern der Sowjetunion 
und für die aktive Solidarität gegenüber 
den Klassenbrüdern in der ganzen Welt, 
besonders den in Deutschland lebenden 
polnischen Saisonarbeitern, war das 
Auftreten Ernst Thälmanns in Frankfurt 
(Oder) im Sommer 1928, als er auf dem 
Marktplatz zu den dort versammelten 
Jungen Pionieren sprach. Stärksten Ein- 
druck hinterließen seine Ausführungen, 
in denen Ernst Thälmann 1930 in der 
Gaststätte „Schöne Aussicht“ in Frank- 
furt (Oder) das von der KPD verkündete 
Programm zur nationalen und sozialen 
Befreiung erläuterte und sich dabei un- 
ter stürmischem Beifall nachdrücklich 
für die Zusammenarbeit und den ge- 
meinsamen Kampf der KPD und der 
polnischen Bruderpartei (KPP) zur Ver- 
hinderung des drohenden imperialisti- 
schen Krieges und-zum Schutz der So- 
wjetunion einsetzte. Die Ausführungen 
Ernst Thälmanns wurden von der pol- 
nischen Bruderpartei mit großer Zustim- 
mung aufgenommen und lebhaft be- 
grüßt.202) e 


Am 9. September 1930 veröffentlichte 
die „Rote Fahne“ eine Erklärung des ZK 
der KPP, in der sie völliges Einverständ- 
nis mit dem Programm der KPD zur na- 





tionalen und sozialen Befreiung des 
deutschen Volkes vom August 1930 zum 
Ausdruck brachte, Darin hieß es: „Der 
Kampf des deutschen Proletariats unter 
der Führung der KPD gegen den neu- 
deutschen und fremden Imperialismus, 
gegen den räuberischen Versailler Ver- 
trag und gegen den Young-Plan ist ein 
Bestandteil der revolutionären Aufga- 
ben des internationalen Proletariats 
und insbesondere der werktätigen Mas- 
sen Polens, der Westukraine und West- 
weißrußlands. Der Versailler Vertrag 
hat das imperialistische Polen zum Vor- 
posten der imperialistischen Welträu- 
ber gegen die UdSSR bestimmt... Das 
siegreiche Proletariat Polens wird den 
Versailler Räubervertrag, der die werk- 
tätigen Massen Deutschlands in Skla- 
venketten schlug, der das imperialisti- 
sche Polen zum Gendarmen Versailles‘ 
und des Young-Planes bestimmte, der 
aus Polen ein Gefängnis für die Werktä- 
tigen und für die unterjochten Völker 
schuf, zerreißen und für null und nich- 
tig erklären. Nur Sowjetpolen und So- 
wjetdeutschland können in proletari- 
scher Gemeinschaft die oberschlesische 
und die Korridorfrage lösen und einen 
wirtschaftlichen und kulturellen Auf- 
schwung der werktätigen Massen beider 
Länder sichern.“ 203) 


Das Beispiel der KPD bewirkte, daß 
auch die SPD in Frankfurt (Oder) sich 
mehr und mehr von den Hemmungen 
befreite, die ihr durch die Weisungen 
des opportunistischen Parteivorstandes 
in Berlin und durch die Rücksichten auf 
ihre  Koalitionspartner (Zentrum und 
Deutsche Staatspartei) aufgezwungen 
waren. Die oppositionellen Kräfte in der 
SPD, die eine Verstärkung des Kampfes 
gegen die sich immer frecher gebärden- 
den revanchistischen Verbände in 
Frankfurt (Oder) forderten, fanden im- 
mer mehr Anhang in ihrer Partei, vor al- 
lem in mit ihr verbundenen Jugend-, 
Sport- und . Kulturorganisationen. In- 


folge dieser Entwicklung innerhalb der 
Frankfurter SPD wuchs bei vielen so- 
zialdemokratischen Arbeitern immer 
mehr die Bereitschaft, dem unentweg- 
ten Drängen der KPD zu folgen, über 
alle Gegensätze hinweg die Aktionsein- 
heit der Arbeiterklasse zu schmieden, 
so wie es im Juli 1932 gelungen war. 
Erst als die mächtigsten, reaktionärsten 
und räuberischsten Kräfte des deut- 
schen Finanzkapitals dem deutschen 
Faschismus durch die Einsetzung der 
Hitlerregierung den Weg zur terroristi- 
schen Diktatur freigegeben hätten und 
die faschistischen und reaktionären 
Parteien und Verbände mit langem Fak- 
kelzug dieses Ereignis als Triumph be- 
jubelt hatten, entschlossen sich die so- 
zialdemokratischen Führer in Frankfurt 
(Oder), mit den kommunistischen Klas- 


senbrüdern sich zur proletarischen Ein- _ 


heitsfront zusammenzuschließen. Am 
Tage nach der Machtübergabe an Hit- 
ler, am 31. Januar 1933, formierte sich 
am Oderbollwerk ein machtvoller De- 
monstrationszug der vereinten Arbeiter- 
bewegung und marschierte, unange- 
fochten durch faschistische Gegner 
durch die Straßen der Stadt bis zum 
Schützenhaus. 


Selbst der tendenziöse, nazifreundliche 
Bericht der Oder-Zeitung mußte zu- 
geben: „Die Umzüge mußten infolge 
der politisch erregten Stimmung durch 
starke Einsatzkommandos der Polizei 
gesichert ‘werden... Nach Beendigung 
des kommunistischen Umzuges waren 
die Straßen von zahlreichen kommuni- 
stischen Trupps belebt, die von der 
Polizei reibungslos zerstört werden 
konnten.“ 


Erst nachdem die SA, SS und auch der 
Stahlhelm bewaffnet und als Sicher- 
heitspolizei der Polizei in der Stadt an- 
gegliedert worden waren und den ent- 
fesselten Terror gegen die Antifaschi- 
sten unterstützten, gelang es, den offe- 





nen Widerstand gegen die faschisti- 
sche Diktatur zu brechen. Die Mehrheit 
der Kommunisten und Sozialdemokra- 
ten und auch manche bürgerliche Anti- 
faschisten setzten ihren Widerstands- 
kampf gegen die faschistische Diktatur 
in der Illegalität, in Gefängnissen, 
Zuchthäusern und Konzentrationsla- 
gern unbeugsam und todesmutig fort. 
Konnten sie auch nicht verhindern, daß 
sich das Wort eines ihrer kühnsten 
Genossen, Theodor Neubauer, bewahr- 
heitete, „das nationalistische Schreien 
nach ‚Raum im Osten‘ ist ein Verbre- 
chen am deutschen Volk“, so standen 
doch viele von ihnen, die das Grauen 
der Nacht des Faschismus überlebten, 
in der vordersten Front der Aktivisten 
der ersten Stunde, die, nachdem der 
Faschismus unter den vernichtenden 
Schlägen der Sowjetarmee zusammen- 
gebrochen war, an dem Wiederaufbau 
Deutschlands mitwirkten.2%%) 


Es ist mit ihr Verdienst, daß sich heute 
auf den Trümmern des alten, zerstör- 
ten Frankfurts ein neues, schöneres, so- 
zialistisches Frankfurt erhebt. Aus dem 
Ausfallstor der Eroberungsarmeen fa- 
schistischer Barbaren wurde ein 
Triumphbogen der deutsch-sowjetischen 
und der deutsch-polnischen Freund- 
schaft, des Friedens, der Völkerfreund- 
schaft, des proletarischen Internationa- 
lismus und des kommunistischen Hu- 


manismus. 
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befähigen es, diese Rolle zu 
spielen, die es in dem stolzen 
Pflichtgefühl geglaubt hat, sich 
auferlegen zu müssen.” 
Berger-Schaefer, Das Frankfurt 
(Oder) von 1922, 

in: Wohnungsbuch für Frankfurt 
(Oder) 1922, S. XI. 


49) Statistisches Jahrbuch der Stadt 
Frankfurt (Oder), Bd. 2, 1928 bis 
1934, Frankfurt (Oder) 1935. 
Hierzu und zu Punkt 3 bis 5 siehe 
auch die Wohnungsbücher der 





Stadt Frankfurt (Oder) für die be- 
treffenden Jahre. Bibliothek des 
Stadtarchivs Frankfurt (Oder). 


49a) Wohnungsbuch der Stadt Frank- 
furt (Oder) 1931, S. X f. 


50)7 Dr. Eriedrich} a: 0.2.0527 530u7 
Die Stadt Frankfurt (Oder) in den 
Jahren 1919 bis 1929, Ein Über- 
blick, Hrsg. v. Magistrat Frank- 
furt (Oder) 1930, S. 3. 


51) „Ostland“, 7. Jg. 1926, Nr. 1, S. 5. 
52) Ebenda. 


53) Zit. bei Anneliese Thimme, 
Gustav Stresemann, Legende 
und Wirklichkeit, Hannover und 
Frankfurt (Main) 1957, S. 93. siehe 
auch Dorothea Fensch, a. a. O,, 
S. 202. Ruge, a. a. O,, S. 282 


54) „Ostland“, 7. Jg., Nr. 44, S. 561 ff. 
55) Ebenda. 
56) Ebenda. 
57) Ebenda. 
58) Ebenda. 
59) Ebenda. 


60) DZA Potsdam,- Rechnungshof, 
Nr. 7256 fol. 48, Etatsnachweis 
aus dem Jahr 1928. 

Zit. bei D. Fensch, a. a. O,., S. 102, 
Anm. 96. 


61) Der Arbeitsgemeinschaft der im 
Deutschen Schutzbund vereinig- 
ten Verbände, dem sog. „Ostaus- 
schuß", gehörten nach dem Aus- 
scheiden des Deutschen Ostbun- 
des 1926 u. a. folgende Verbände 
an: Der Bund heimattreuer Ost- 
preußen, der Deutsche Ostmar- 
kenverein, der Memellandbund, 
der Reichsverband heimattreuer 
Hultschiner, der Reichsverband 
heimattreuer Ost- und Westpreu- 
Ben. Hinzu kamen die drei ost- 


preußischen Heimatdienste, Stu- 
dentenorganisationen, Altpreu- 
Ben und der Arbeitsring für ost- 
deutsche Studentenorganisatio- 


nen. 
D, Fensch, a. a. O,, S. 228 


62) Frankfurter Oder-Zeitung, Nr. 273 
v. 21. November 1926, Bl. 2. 
Nach dem Bericht im „Ostland" 
vom 26. November 1926 war der Be- 
such dieser Tagung sehr zahlreich. 
„Die Städte der gefährdeten Ost- 
mark waren fast sämtlich durch 
ihre Oberbürgermeister und an- 
dere Mitglieder der städtischen 
Körperschaften vertreten. Von den 
Landräten war leider nur ein Teil 
da, weil die übrigen, die tags zu- 
vor an einer Landratskonferenz in 
Berlin teilgenommen hatten, da- 
durch am Erscheinen verhindert 
waren. Außerdem waren die Be- 
rufskammern, die Wirtschaftsver- 
bände und die Presse geladen 
und erschienen, ebenso der Deut- 
sche Ostbund. Das Oberpräsi- 
dium für Brandenburg in Char- 
lottenburg hatte Herrn Vizepräsi- 


denten v. Hahnke entsandt. Der 


Regierungspräsident in Frankfurt 
(Oder), Herr Bartels, der bekannts 
lich Landtagspräsident ist, war 
mit seinem Sachbearbeiter für 
Ostfragen, Herrn Oberregierungs- 
rat Herrmann, erschienen. Auch 
eine Anzahl von Reichstags-, 
Landtags- und Provinzialland- 
tagsabgeordneten nahm an der 
Versammlung teil.” 

63) „Ostland“, Wochenschrift für die 
gesamte Ostmark, vom 
26. November 1926, 7. jg. Nr. 48, 
S. 603. 

64) Ebenda. 

65) Zur Verschärfung der Klassen- 
gegensätze in der damaligen 
Situation siehe Wolfgang Ruge, 


Deutschland von 1917 bis 1933, 
Berlin 1967, S. 311 f. 


66) Künstler galt als das Haupt einer 
Richtung innerhalb der Berliner 
Sozialdemokratie, die des öfte- 
ren eine oppositionelle Einstel- 
lung- zur Politik des Parteivor- 
standes der SPD einnahm, ohne 
jedoch zu ‘einem konsequenten 
marxistisch-leninistischen Stand- 
punkt zu gelangen. Wie der 17. 
Parteitag der KPD des KPD-Be- 
zirkes Berlin-Brandenburg-Lausitz- 
Grenzmark nachwies, wollte die 
Richtung Künstler durch Vortäu- 
schung ihrer „linken“ Einstellung - 
vor allem die Hinwendung der 
von der SPD enttäuschten Ar- 
beitermassen zur KPD verhin- 
dern. 


u. 


67) Künstler bezieht sich hier auf 
die Entschädigungssummen, die 
von der Reichsregierung an die 
Ruhrindustriellen gezahlt wurden,’ 
weil diese auf Grund des im No- 
vember 1923 getroffenen Abkom- 
mens zwischen dem „Bergbauli- - 
chen Verein des Ruhrgebietes" und 
der Micum (Mission interalliee de 
controle des usines et des mines) 
die Reparations-Nachlieferungen 
auf sich genommen und finan- 
ziert hatten, die sich daraus er- 
gaben, daß die Reichsregierung 
während des passiven Wider- 
standes die ihr im Versailler Dik- 

“ tat auferlegten Reparationslei- 
stungen verweigert hatte. 

‘Vgl. dazu Horkenbach, Das 
Deutsche Reich von 1918 bis 
heute, Berlin 1930, S. 185 u. 207 


68) „Ostland" a. a. ©. 
69) Ebenda. 


70) Eine ausführliche Darstellung der 
Vorbereitung, des Verlaufs und 
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der Bedeutung dieser Tagung gibt 
D. Fensch a. a. ©,., S. 237 bis 240. 


71) Ebenda, S. 238. 
72) Ebenda, S. 239. 
73) Ebenda, S. 248. 
74) Dr. Kinne, Zerrissenes Land. 


75) Ebenda. 


76) „Ostland“ Jg. 10, 1929. 
77) Ebenda. 
78) Frankfurter Oder-Zeitung vom 


11. November 1926 

Die Frankfurter Oder-Zeitung vom 
11. November 1926 berichtete dar- 
über, daß es nach der Erwerbslo- 
sendebatte im Rathaus zu Frank- 
furt (Oder) nach der Stadtverord- 
netenversammlung zueinem Hand- 


gemenge gekommen war, weil die 


reaktionären Parteien gegen eine 
Erhöhung der Arbeitslosenunter- 
stützung aufgetreten waren. 


79) Dr. Paul Trautmann, Die Sied- 
lungspolitik der Stadt Frankfurt 
(Oder), Bibliothek des Stadtar- 
chivs Frankfurt (Oder), II 1148, 


563. 


80) Dr. Kinne, „Ostmarken des Rei- 
ches“, .in:, „Ostland“, "12, Jg. 
Nr. 21, S. 247. 


81) Lic. Riehl in: „Ostland“, 7. Jg. 
Nr. 2, vom 5. Januar 1926. 


81a) Fr. K. Kriebel, „Grenzschutz Ost“, 
in: „Ostland-Kultur“ Beilage, zum 
„Ostland“, 5. Jg., Nr. 6, Juni 1924, 
3.21. 


81b) Ebenda. 


82) Fr. K. Kriebel in: „Ostland“, 
12. Jg., Nr. 47, vom 20. November 
1931,,5- 507. 


88) Ebenda. 


ur 
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84) Fr. K. Kriebel, Frankfurter Oder- 
Zeitung, Nr. 214, vom 12, Septem- 
ber 1932, 2. Blatt, Rückseite. 


85) Fr. K. Kriebel in: „Ostland“, 
12. Jg., Nr. 47, vom. 20. November 
1931, S. 501. 


86) Dr. A, Steffens, „Vom Sinn und 
Geist des Ostens", in: „Ostland“, 
7. lg. 1926, S. 319 f. 


87) W. Kotzde, Ostmärkisches 
Bauernlied, in: „Ostland-Kultur“, 
Beilage zu „Ostland“, 7. Jg. 
v. 24, November 1926. 


88) Hierzu und zu dem Folgenden 
siehe: 
Dr. Franz Lüdtke, Volkszerreißung 
und Volksgemeinschaft, in: „Ost- 
land-Kultur“, Beilage zur „Ost- 
land“, 5. Jg., Nr. 6 vom 5. März 
1924, S. 1 ff. 


89) Ebenda. 
90) Selbst Heinrich von Treitschke, der 


Verfasser der damals berühmte-- 


sten Monographie über den deut- 
schen Ordensstaat, der den deut- 


schen Ordensrittern als den vor- 


trefflichsten und erfolgreichsten 
„Ostlandfahrern" höchstes Lob 
und vielBewunderung zollte, schil- 
derte sie als „rauflustige Solda- 
ten und streng rechnende Verwal- 
ter, entsagende Mönche und 
wagehalsige Kaufleute, darüber 
hinaus kühne, weitschauende 
Staatsmänner“. Zit. bei K. Hampe, 
Der Zug nach dem Osten, Leip- 
zig und Berlin 1921, S. 73. 

Über die Klassengegensätze und 
Klassenkämpfe unter den deut- 
schen Eroberern und Kolonisa- 
toren im Ordensstaat Preußen 
schreibt Lamprecht u. a.: „Hatte 
man sich anfangs in seinen Han- 
delsinteressen gegenseitig geför- 
dert, so trat an die Stelle 


91) 


bald erbitterter Wettbewerb und 
von seiten des Hochmeisters das 
drückend empfundene Streben, 
die großen Städte dem hansi- 
schen Bunde zu entziehen und zu 
Landstädten herabzudrücken. 
Und selbst der Bauer ward unzu- 
frieden; er sah sich zu schwerem 
Kriegsdienst verpflichtet,_ aber 
dabei ausgeschlossen von je- 
der Teilnahme an der heimischen 
Verwaltung“. Karl Lamprecht, 
Deutsche Geschichte in 19 Bän- 
den, Bd. 4, Freiburg im Breisgau, 
1907, S. 473 f. 

Nach der vollen Niederlage des 
Ordens in der Schlacht bei Tan- 
nenberg am 15. Juni 1410 und 
dem Abtreten der Neumark im 
Frieden zu Thorn 1412 habe der 
Kampf der Parteien” im Inneren 
weitergetobt. Der Hochmeister 
Heinrich von Plauen wurde am 
14. Oktober 1413 seines Amtes 
entkleidet und wegen geheimen 
Einverständnisses mit den Polen 
gefangengesetzt. 

In den folgenden inneren Wir- 
ren standen sich Städte und Adel 
in eigenen Bünden gemeinsam 
dem Orden (der Landesherrschaft) 
gegenüber, beide Teile aber be- 
reit, sich Gußerstenfalls der pol- 
nischen Hilfe gegeneinander zu 
bedienen. Das Ergebnis war die 
Herrschaft Polens. 

Ebenda, 5. 476. 


Dr. F. Lüdtke, Volkszerreißung 
und Volksgemeinschaft, a. a. ©. 


92) Ebenda. 


93) Vergleiche dazu den Bericht über 


die Reichstagswahlergebnisse 1919 
bis 1932 in der Frankfurter Oder- 
Zeitung vom 1. August 1932. 


94) Frankfurter Oder-Zeitung Nr. 140 


vom 15. Juni 1924. 





95) Ebenda. 


96) Dr. Franz Lüdtke, Zu neuen Ufern 
In: „Ostland“, 7. Jg., Nr. 1, vom 
1. Januar 1926. 


97) Ebenda. 
98) Ebenda. 


99) „Was will der Verkehrsverband 
Ostmark?“ 
In: „Was bietet Frankfurt an der 
Oder vom 20. Januar bis 20. Fe- 
bruar 1928?",. S. 7 ff. Bibl. des 
Stadtarchivs Frankfurt (Oder). 


100) Margot Müntz, Die Arbeit des 
Wirtschafts- und Kulturbundes. 
In: „Was bietet Frankfurt an der 
Oder vom 15. Februar bis 15. April 
1928?, S. 3. 


101) Die Stadt Frankfurt (Oder) in den 
Jahren bis 1929. Ein Überblick. 
Hrsg. vom Magistrat, a. a. O.,, 
S. 91. 


102) Margot Müntz, a. a. O., S. 3 ff. 
103) Margot Müntz, a. a. O., S. 4. 


104) Frankfurter Oder-Zeitung, 
14. März 1928, Nr. 63, 2. Bl. 


105) Margot Müntz, a. a. O. 


106) Freiheits-Kundgebung der Vater- 
ländischen Verbände in Frankfurt 
(Oder)“, in: Frankfurter Oder- 
Zeitung vom 17. Februar 1928. 


107) Ebenda. 


108) Aus der Bundesarbeit. Landes- 
verband Ostmark. 
In: „Ostland“, 9. Jg., 1. Juni 1928, 
SIWZIJUR 


109) Ebenda 


110) Wilhelm Fabricius, Die vierzig 
Millionen draußen und wir. In: 
„Was bietet Frankfurt an der 
Oder vom 20. Januar bis 20. Fe- 
bruar 19282", S. 23 f. 


% 


111) Stadtarchiv Frankfurt (Oder), 
XIX, Alte städtische Oberschule, 
Jahresbericht Ostern 1930, S. 19 f. 


112) Frankfurter Oder-Zeitung vom 
7. Oktober 1928, Nr. 237, 2. Bl. 


113) Stadtarchiv Frankfurt (Oder), 
Rep. 3BAl. 


114) Elfriede Schirrmacher, Heinrich 
von Kleist und die Stadt Frank- 
furt (Oder). In: „Märkische Hei- 
mat“, Heimatkundliche Zeitschrift 
für die Bezirke Cottbus, Frankfurt, 
Potsdam, 5. Jg. 1961, Heft 6, 
S. 368 ff, bes. 376 f. 


115) Ebenda. 
116) IML-—ZPA 4/853, Bl. 50 f. 
117) Ebenda. n 


118) Staatsarchiv Potsdam. 
Verhandlungen des Brandenbur- 
gischen Provinziallandtages, 

51. Tagung vom 24. Februar bis 
9, März 1929. 


119) Ebenda. 


120) „Ostland“, 10. Jg. Nr. 31, vom 
2. August 1929, S. 399. 


121) Bundespräsident E. 
„1930 das Ostjahr“ 
In: „Ostland“ 11. Jg. 1930, Nr. 1, 
STIRT: 


122) Ebenda. 
123) Ebenda, $. 26. 


124) Zit. nach „Ostland“, 11. Jg., Nr. 2 
vom 10. Januar 1930. 


125) Zit. nach „Ostland“, 11. Jg., Nr. 12 
vom 21. März 1930, S. 152. 


Ginschel, 


126) Ebenda. 
127) Vergl. Fußnote 48. 


128) Frankfurter Oder-Zeitung vom 
9, März 1930, Bibliothek des Stadt- 
archivs Frankfurt (Oder). 





129) Horst Joachim, Thesen zum Refe- 
rat „Frankfurt (Oder) in den Jah- 
ren 1933 bis 1945", gehalten auf 
dem Kolloquium der Historiker- 
Gesellschaft in Frankfurt (Oder) 
am 26./27. Februar 1974. 


129a) Wohnungsbuch 1931, S. VII. 


130) Frankfurter Oder-Zeitung vom 
9. März 1930, Bibliothek des Stadt- 
archivs Frankfurt (Oder). 


131) Horkenbach, a. a. O., S. 378. 


132) „Die gestörten Reichsgründungs- 
. feiern" 
In: Beilage zum „Volksfreund“ 
vom 22. Januar und 3. Februar 
1931, Nr. 18 und 28, siehe hierzu 
und zu dem Folgenden: Beilage 
zum „Volksfreund“ vom 1. Juni 
und 7. Februar 1931, Nr. 27, 31, 
32, Bibliothek des Stadtarchivs 


a Frankfurt (Oder). 


133) „Volksfreund“ vom 20. Januar 
1931, Nr. 16, Bibliothek des Stadt- 
archivs Frankfurt (Oder). 


134) Zit.e nach Alan Bullok, Hitler. 
Eine Studie über Tyrannei, Düs- 
seldorf 1957, S. 314. 
Rückschauend hatte Hitler in. 
einer Rede am 30. Januar 1941 
erklärt: „Mein Programm war die 
Beseitigung von Versailles... 
Öfter hat kein Mensch erklärt und 
kein Mensch niedergeschrieben, 
was er will, als ich es getan habe, 
und ich schrieb immer wieder: 
Beseitigung von Versailles“. Zit. 
ebenda, $. 313. 


135) Damit beriefen sie sich auf die 
bekannte Stelle in „Mein Kampf“, 
in der Hitler seine Expansions- 
pläne folgendermaßen umriß: 
„Wir stoppen den ewigen Ger- 
manenzug nach dem Süden und 
Westen Europas und weisen den 
Blick nach dem Land im Osten. 
Wir schließen endlich ab die Ko- 
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lonial- und Handelspolitik der 
Vorkriegszeit und gehen über zur 
Bodenpolitik der Zukunft. Wenn 
wir aber heute in Europa von 
neuem Grund und Boden reden, 
können wir in erster Linie nur an 
Rußland und die ihm untertanen 
Randstaaten denken. 

Zit. ebenda, $S. 316. 


136) Adolf Hitler in Frankfurt (Oder), 
Oder-Zeitung vom 1. Juli 1931, 
Nr. 12581. 


137) Ebenda. 
138) Vgl. Bullock, a. a. O., 5. 313. 


138a) Vgl. Adolf Hitler, Mein Kampf, 
München 1933, bes. S. 154, 731 f., 
742. 


139) Bullock, a. a. O©., $S. 317. 


140) Staatsarchiv Potsdam, Rep. 3 B 
Regierungspräsident Frankfurt 
(Oder) 30. Oktober 1931, Bl. 30 
Der Regierungspräsident. Über 
den Verlauf der NSDAP-Ver- 
sammlung am 18. Oktober 1931. 


141) Fricks Programm, In: „Vorwärts“ 
vom. 31. Oktober 1931, Staatsar- 
chiv Potsdam a. a. ©. 

142) „Volksfreund“ vom 25. Juni 1931. 


143) Frankfurter Oder-Zeitung vom 
12. Dezember 1931. 


144) Staatsarchiv Potsdam Rep. 3 B 
Abt. | IP 22208 Bl. 66 „Volks- 
Echo" vom 3. Juli 1932. 


145) Ebenda. 


146) Beilage zum „Volksfreund, 
14. Jg., Nr. 155 vom 4. Juli 1932. 


147) Beilage zum „Volksfreund“ vom 
8. Juli 1932. 


148) Beilage zum „Volksfreund“, 
Jg. 1932, Nr. 160, vom 9. Juli 1932. 
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. 149) Staatsarchiv Potsdam, Rep. 3 B, 


| Sp. (Schutzpolizei) 12 Betr. 
Ermittlungsverfahren gegen Be- 
amte der Frankfurter Vollzugs- 


polizei. 
150) Staatsarchiv Potsdam, Rep. 3 B 
Abt. I, Bl. 93, Beilage zum 


„Volksfreund“ vom 8. Juni 1932. 


151) Vergl. „Dokumente und Materia- 
lien zu den sozialen und politi- 
schen Verhältnissen in der Pro- 
vinz Brandenburg von 1929 bis 
1933“, Hrsg. Staatsarchiv Potsdam 
1974, 5. 344 f, 350 f. 


152) Vergl. „Sachwörterbuch der Ge- 
schichte Deutschlands und der 
deutschen Arbeiterbewegung”, 
Bd. I, Dietz Verlag 1969, S. 459 f, 
Ferner: Bibliogr. Lexikon zur deut- 
schen Geschichte, Berlin 1971, 
S. 143, 670 f, 680 f, 711 f. 


153) Frankfurter Oder-Zeitung, Nr. 178 
v. 1. August 1932, Il. Bl. 


154) Nach Augenzeugenbericht der 


Kreiskommission zur Erforschung 
der örtlichen Arbeiterbewegung 


der Kreisleitung Frankfurt (Oder) 


der SED. 


155) Zt. nach Wolfgang Ruge, 
Deutschland von 1917 bis 1933, 
‚ Berlin 1967, S, 415. 


156) Frankfurter Oder-Zeitung, Nr. 190 
v. 15. August 1932, Il. Bl. 


157) Ebenda. 
158) Ebenda. 


159) Vergl. die Berichte in der Frank- 
furter Oder-Zeitung vom 10. Sep- 
tember 1932, Nr. 213, Bl. 1 und 2, 
dgl. Nr. 215 v. 12. September 1932, 
ve 12,.9.4932. 


160) Zit. nach Wolfgang Ruge, a. a. ©. 
S. 465. 


161) Vg. „Dokumente und Materialien 
zu den sozialen und politischen 
Verhältnissen in der Provinz 
Brandenburg von 1929 bis 1933", 
G..a; ©., S. 344 f, 350 f. 


162) Ebenda. 
163) Wolfgang Ruge, a. a. O., S. 465 


164) W. B. Kajaschinski, „Die Heraus- 
bildung eines Kriegsherdes in Eu- 
ropa und die Außenpolitik der 
Sowjetunion“, in: Geschichte der 
internationalen Beziehungen 1917 
bis 1939, Hrsg. v. W. G. Trucha- 
nowski, Berlin 1963, Kap. Xl, 
S. 313 ff, besonders S. 315. 


165) Ebenda, S. 313. 


166) Zit. n. „Volksfreund“ v. 1. Dez. 
1932, Nr. 283, Beilage. 


167) Frankfurter Oder-Zeitung vom 
‘22. Oktober 1932, Nr. 219, 2. Bl. 


168) Dr. Kinne, - „Zerrissenes Land“, 
Verl. Deutscher Ostbund, Hrsg. v. 
Wirtschafts- und Kulturbund für 
das Grenzkreisgebiet Frankfurt 
(Oder), Bibliothek des Stadtar- 
chivs Frankfurt (Oder). 


169) Ebenda. 


170) Zit. bei Dorothea Fensch, a. a. O., 
S. 207 ff. 


171) Ebenda, S. 212. e 
172) Ebenda, S. 212. 
173) E. Ginschel, Ostmärkische Jahres- 


chronik, in: Ostdeutscher Hei- 


-matkalender 1923, Il. Jg. S. 79/ 
80. 


174) Dr. Paul Trautmann, Die Sied- 
lungspolitik der Stadt Frankfurt 


(Oder), a.ca. ©, 
ferner: Dr. Kinne, Zerrissenes 
Land, a. da. O., 





175) Statistisches Jahrbuch der Stadt 
Frankfurt (Oder), Il, s. Karte. 


176) Margot Müntz; in: „Was bietet 
‚Frankfurt an der Oder vom 15. 
Februar bis 15. April 1928?", 
SHoM, 


177) Zit. bei Dorothea Fensch, a. a. O., 
IBSETEH 


178) Staatsarchiv Potsdam (Branden- 
burg. Provinzial-Archiv) 
Bd. I „Eigene Scholle“ II 904 
In der Niederschrift zum Proto- 
koll der Aufsichtsratssitzung vom 
20. Dezember 1930, S. 108 ff. 


179) Ebenda, S. 62. 


180) Dr. Trautmann, Die Siedlungs- 
politik in der Stadt Frankfurt 
(Oder) 

Dr. Kinne, Zerrissenes Land, 
a.a.d©. 


181) DZA Merseburg, Rep. 77, Tit. 856, 
OÖ. Nr. 62a, Beih. 1b, Bd. I, fol. 44 
Zit. b. Dorothea Fensch, Diss. 
1966, S. 72. 


182) Hans Fabricius, Das Programm 
der NSDAP, o. J., S. 29 
Zit. b. A. Petruschow, Agrarver- 
hältnisse in Deutschland und die 
Agrarreform, Berlin 1948, S. 82. 
Wie Fabricius berichtet, umriß 
Hitler am 13. April 1928 die Stel- 
lung der NSDAP zur Frage der 
Enteignung des Großgrundbesit- 
zes mit folgendem Wortlaut: 
„Man muß folgendes klarlegen: 
die NSDAP steht auf dem Stand- 
punkt des Privateigentums, und 
der Punkt über die entschädi- 
gungslose Enteignung bezieht 
sich natürlich auf einen Grund- 
besitz, der ungesetzlicherweise 
erworben wurde ... Das bezieht 
sich in erster Linie auf die jüdi- 
schen Firmen für die Bodenspeku- 
lationsfirmen." 


183) Hitler, Mein ıKampf, S. 151, 
Zit. bei A. Petruschow, a. a. O., 
S. 82. 


184) Hitler, Mein Kampf, S. 765, Zit. 
ebenda, S. 87. 
Hervorhebung Außenpolitik vom 
Verfasser. 


185) Ebenda, S. 742, Zit. ebenda, 
S. 84. 


186) Frankfurter Oder-Zeitung, 5. 264, 
9. November 1932, 2. Bl. 


187) Bruno Buchta7 Die Junker und die 
Weimarer Republik, Berlin 1959, 
SH103H: 


188) Bruno Buchta, a. a. O., S. 148. 

189) Frankfurter Oder-Zeitung, Nr. 19, 
23, Januar 1933, 2. Bl. 

190) Ebenda. 


191) Bruno Buchta, a. a. O., S. 156 f. 
Wolfgang Ruge, a. a. O., 5. 477. 


192) Geschichte der Diplomatie, Ill. 
BAHIS535} 
Verl. f. fremdsprachige Literatur, 
Moskau 1947. 


193) Staatsarchiv Potsdam, Rep. 8, 
Nr. 400, Heft 113, Bl. 156. 


193a) Rektor der Friedrich-Ebert-Schule 
Prof. Dr. Erich Paterna, war der 


Autor dieses Beitrages — - An- 


merkung d. Herausgebers. 


194) „Volksfreund“, 10. Jg., Nr. 22, 
S. 6, v. 26. Januar 1928. 


195) Ebenda. 


196) „Volksfreund“, 12. Jg., Nr. :84, 


S. 6, v. 9. April 1930. 


197) Stadtarchiv Frankfurt (Oder), 
Rep. 33 | Sp. 
Vergl. auch Frankfurter Oder- 
Zeitung, 1925, Nr. 140, Bl. 8 
v. 18. Juni 1925. 





198) IML, ZPA, 4/853, Bl. 60, 17. Be- 
zirksparteitag der KPD, Bezirk 
Berlin—Brandenburg—Lausitz— 
Grenzmark, 16. bis 17. März 1929, 


199) Ebenda, Bl. 62 bis 64. 
200) Ebenda, Bl. 54. 
201) Ebenda. 


202) Nach dem Augenzeugenbericht 
des Arbeiterveteranen Fritz Lohm. 


203)-Zit. b. Lothar Berthold, Das Pro- 
gramm der KPD zur nationalen 
und sozialen Befreiung des deut- 
schen Volkes, Berlin 1950, S. 265 
ff. 


204) Zu ihnen gehörten u. a.: Georg 
Freimuth, Herbert Jensch, Willi 
Jentsch, Paul Kant, Fritz Lohm, 
Julius Töpfer, Oskar Wegener, 
Kurt Wittlief. 
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